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Die gestützte Kommunikation wird seit deren Entstehung kontrovers diskutiert. Einige sehen in ihr die 
Chance, Menschen mit einer Beeinträchtigung der Lautsprache zu einer verbesserten Kommunikation zu 
verhelfen. Andere wiederum weisen auf die Gefahr der Manipulation durch die Stützperson hin und kri-
tisieren, dass die getätigten Aussagen nicht von den Betroffenen stammen.  
Ziel dieser theoriegeleiteten Arbeit ist es, eine Stellungnahme der Sozialen Arbeit im Sinne des dritten 
Mandates nach Silvia Staub-Bernasconi zu erarbeiten. Dabei steht die Fragestellung im Fokus, inwiefern 
die gestützte Kommunikation aus berufsethischer Sicht vertretbar ist. Als Analyseinstrument wird das 
reflexive Begründungsverfahren verwendet.  
Die Analyse macht den Konflikt zwischen dem Wert Selbstbestimmung und den Werten Partizipation 
sowie soziale Integration deutlich. Es hat sich gezeigt, dass Letztere aus berufsethischer Sicht höher zu 
werten sind, da sie die entscheidende Voraussetzung für eine erfolgreiche Bedürfnisbefriedigung bilden. 
Dies wird deutlich, wenn der Mensch als Mensch-in-Gesellschaft beschrieben wird, welcher bei der Be-
dürfnisbefriedigung auf andere Menschen und somit auf Partizipation und soziale Integration angewie-
sen ist. Eine möglichst vollständige Bedürfnisbefriedigung wiederum bildet die Voraussetzung für die Er-
reichung von Wohlbefinden, als höchster Wert der Sozialen Arbeit. Die gestützte Kommunikation er-
möglicht Menschen mit einer Beeinträchtigung der Lautsprache mehr Partizipation und soziale Integra-
tion. Dadurch verbessert sich deren Bedürfnisbefriedigung, was die Anwendung der Methode aus be-
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Kommunikation ist alltäglich und allgegenwärtig. Wir kommunizieren ständig, wobei die Kommunikation 
oft eher beiläufig und ohne darüber nachzudenken erfolgt. Ein kurzes Zunicken im Bus, das Herstellen 
von Augenkontakt mit dem Fahrer eines Fahrzeuges beim Überqueren der Strasse, ein Gespräch mit der 
Nachbarin oder das Senden einer SMS. Die Wichtigkeit von Kommunikation wird uns vielfach erst dann 
bewusst, wenn wir auf Menschen treffen, deren Kommunikationsfähigkeit beeinträchtigt ist und welche 
sich deshalb nur beschränkt mitteilen können.  
 
Die wohl auffälligste Beeinträchtigung ist das Fehlen oder die massive Einschränkung der Lautsprache. 
Diese kann unterschiedliche Ursachen haben. Andreas Fröhlich (2008, S. 7f.) weist als Professor für All-
gemeine Sonderpädagogik darauf hin, dass die Produktion des gesprochenen Wortes, das Zusammen-
spiel verschiedener, subtil ablaufender Aktivitäten benötigt. Die Atmung, die Spannung der Stimmlip-
pen, die Stellung des Kiefers, der Zunge, welche sich ständig verändert, sind nur einige wenige der mo-
torischen Prozesse, welche ablaufen, damit Lautsprache möglich wird. Weiter muss die Kommunikation 
inhaltlich geplant, strukturiert und realisiert werden. Das Fehlen oder die Einschränkung der Lautspra-
che kann somit sowohl motorische als auch kognitive Ursachen haben. Bedenkt man die hohe Komplexi-
tät der aufeinander abgestimmten Abläufe, liegt der Schluss, welcher Fröhlich (S. 8) zieht, nahe: Bereits 
geringfügige Störungen genügen, um die Produktion der Lautsprache nachhaltig zu beeinträchtigen.  
 
Um die Tragweite der Auswirkungen einer Beeinträchtigung der Lautsprache für die Betroffenen ab-
schätzen zu können, muss die Bedeutung und der Zweck des Begriffs Kommunikation geklärt werden. 
Bezogen auf den Zweck erscheint der Schluss nahe, Kommunikation diene in erster Linie dem Austausch 
von Informationen. Rüdiger Zöller (2008, S. 41) zufolge kommunizieren Menschen um Wünsche auszu-
drücken, Zustimmung oder Ablehnung kund zu tun, eine Frage zu stellen oder zu beantworten, einen 
Kommentar abzugeben, emotionale Botschaften auszutauschen und um die Aufmerksamkeit eines an-
deren auf etwas zu lenken. Unabhängig davon, ob diese Aufzählung vollständig ist, wird deutlich, dass 
dabei immer Informationen ausgetauscht werden. Diese Tatsache bedeutet jedoch nicht zwingend, dass 
der eigentliche Zweck der Kommunikation im Informationsaustausch besteht. Fröhlich (2008, S.7) zufol-
ge ist mit Kommunikation mehr gemeint, als der gegenseitige Informationsaustausch. Kommunikation 
diene vielmehr dem Zweck, Gemeinsamkeit festzustellen, herzustellen und festzuhalten. Dabei stützt er 
sich auf die ursprüngliche Bedeutung des lateinischen Begriffs communicare, welcher nicht sich austau-
schen bedeutet,  sondern Gemeinsamkeit herstellen und Gemeinsamkeit feststellen. Diese Sicht auf 
Kommunikation stehe nicht im Widerspruch zur Kommunikation als Informationsaustausch, sondern 





zeuge vielmehr davon, dass Kommunikation noch mehr bezweckt, nämlich das Schaffen einer gemein-
samen Basis. 
 
Dieser Aspekt wird weiter verdeutlicht, wenn Angelika Rothmayr in ihrem Buch Pädagogik und Unter-
stützte Kommunikation auf die enge Verwandtschaft der Begriffe Kommunikation und Partizipation in 
deren Grundbedeutung hinweist. Kommunikation im Sinne von Gemeinsamkeit herstellen und Partizipa-
tion als Teil-haben und Teil-sein sind Rothmayr (2008, S.11) zufolge eng miteinander verbunden. Eine 
Störung der Kommunikation führe leicht zu Ausschluss und somit fehlender Partizipation. Umgekehrt 
würden gemeinsame Aktivitäten das Entdecken und Herstellen von Gemeinsamkeiten fördern. Ohne 
Kommunikation erschwere sich somit die Partizipation. Partizipation wiederum wirke sich positiv auf die 
Kommunikation, im Sinne von Gemeinsamkeit schaffen, aus. Betrachtet man die Folgen, welche eine 
Beeinträchtigung der Lautsprache haben kann, wird diese enge Verbundenheit ebenfalls deutlich. Ge-
mäss Susanna Gugger Bachofen (2004, S. 13f.) bedeutet nicht sprechen können, dass keine oder nur re-
duzierte Information über Gefühle, Personen, Gründe und Folgen an andere weitervermittelt werden 
können. Dies wirke auf Betroffene isolierend, da sie nur geringe Möglichkeiten haben, mit anderen in 
Kontakt zu treten. Weiter würde die Erfahrung des Verstandenwerdens, der Umweltbeeinflussung und 
der Selbstdarstellung eingeschränkt, was zu einem Gefühl der Abhängigkeit und des Ausgeliefertseins 
führt. Dies wiederum könne Folgeerscheinungen wie Resignation, Frustration und Verhaltensauffällig-
keiten hervorrufen. Als mögliche Verhaltensauffälligkeiten bezeichnet Maria Hansel (2007, S. 62ff.) 
Zwänge, Selbst- und Fremdverletzungsverhalten. Diese würden sich wiederum negativ auf die Partizipa-
tion der Betroffenen auswirken und deren Möglichkeiten erschweren, soziale Beziehungen zu gestalten 
und Gemeinschaft zu erleben. In diesem Zusammenhang nennt Hansel auch Konflikte, die nicht bearbei-
tet werden können, weil die Kommunikation fehlt. Verschiedene Autorinnen weisen zudem darauf hin, 
dass sich eine beeinträchtigte Kommunikation auch auf das Verhalten der Mitmenschen auswirkt. Von 
der fehlenden Lautsprache würde vorschnell auf das Fehlen der inneren Sprache, dem Denken, ge-
schlossen. Als Folge daraus würde die Ursache oftmals in einer geistigen Behinderung vermutet, obwohl 
dies überhaupt nicht der Fall sein muss (vgl. Rosemary Crossley, 1997, S. 210; Gugger Bachofen, 2004, S. 
14; Hansel, 2007, S. 64; Christiane Nagy, 2007, S. 9). Dies wiederum habe Konsequenzen für die pädago-
gische und therapeutische Arbeit mit den Betroffenen und deren Förderung und Unterstützung im Be-
reich Bildung und Arbeit. Eine Fehleinschätzung könne für Betroffene die Folge haben, dass ihre kogniti-
ven Möglichkeiten nicht ausgeschöpft und sie ständig unterschätzt und unterfordert würden (vgl. Gug-
ger Bachofen, 2004, S. 13f.; Hansel, 2007, S. 64f.; Heike Meyer Egli, 2009, S. 4f.). Darin zeigt sich wiede-
rum die Gefahr der Ausgrenzung und des Ausschlusses, welcher Menschen mit einer Beeinträchtigung 
der Lautsprache ausgesetzt sind. Werden ihre Kompetenzen unterschätzt, werden sie von bestimmten 
Teilen des gesellschaftlichen Lebens (z.B. reguläre Schule) von Beginn weg ausgeschlossen, was ihre 





Möglichkeiten, Gemeinschaft und Partizipation zu erleben einschränkt und benachteiligend auf sie 
wirkt.  
 
Aus den vom Bundesamt für Statistik (BFS) erhobenen Daten zur Gleichstellung von Menschen mit Be-
hinderungen werden Benachteiligungen, welche Menschen mit einer Beeinträchtigung der Lautsprache 
erfahren, ebenfalls deutlich. Die Daten werden seit dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes über die Be-
seitigung von Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen (BehiG) im Jahr 2004 erhoben und 
geben Auskunft über den Stand sowie die Entwicklung der Situation von Menschen mit Behinderungen 
in der Schweiz. Menschen mit Behinderungen werden vom BFS (2010) als Personen definiert, die ange-
ben, ein dauerhaftes Gesundheitsproblem zu haben und bei Tätigkeiten des normalen Alltagslebens ein-
geschränkt zu sein. Im Jahr 2007 waren gemäss dem BFS (2009) 1,6% der Schweizer Wohnbevölkerung 
im Alter von über 15 Jahren von einer Sprachbehinderung betroffen. Befragt wurden lediglich in Privat-
haushalten lebende Personen. Würden all jene Personen mitgezählt, die in Institutionen untergebracht 
sind, müsste die Zahl vermutlich deutlich nach oben korrigiert werden. Menschen mit einer Sprachbe-
hinderung werden vom BFS nur bezüglich der Teilnahme am Erwerbsleben separat aufgeführt. Schwie-
rigkeiten beim Sprechen und Verstandenwerden, gehören dem BFS (2012, S. 1ff.) zufolge zu jenen 
Gesundheitsproblemen, die bezogen auf das Erwerbsleben am meisten Einschränkungen mit sich brin-
gen. Personen mit solchen Gesundheitsproblemen sind zu über 90% von mindestens einer Einschrän-
kung in der Erwerbstätigkeit betroffen. Die Einschränkung zeigt sich entweder in der Art der Arbeit, die 
die Person verrichten kann, dem Arbeitsumfang (Stundenanzahl) oder der Mobilität. Bei Personen mit 
einer Beeinträchtigung der Lautsprache ist insbesondere ersteres denkbar. Das Vorhandensein einer 
Einschränkung bei der Erwerbstätigkeit steht laut dem BFS (ebd, S. 1ff.) in einem klaren Zusammenhang 
mit einer geringeren Beteiligung am Arbeitsmarkt. Verglichen mit Personen mit einer Behinderung ohne 
Einschränkungen, gehen Personen mit Einschränkungen zu 30% weniger oft einer Erwerbsarbeit nach 
und arbeiten auch nur halb so oft Vollzeit. Zeitgleich sind 68% der Menschen mit Behinderungen, die 
derzeit keiner Arbeit nachgehen der Ansicht, dass sie Hilfsmassnahmen benötigen würden, um arbeiten 
zu können. Spezielle Arbeitsregelungen stehen dabei an erster Stelle.  
 
Die genannten Zahlen lassen vermuten, dass Menschen mit einer beeinträchtigten Lautsprache ver-
mehrt Schwierigkeiten haben, eine Stelle zu finden, da sie oftmals auf eine Hilfsmassnahme am Arbeits-
platz angewiesen sind, um eine Arbeit überhaupt verrichten zu können. Weiter wird deutlich, dass viele 
Arbeitgebende zu solchen zusätzlichen Leistungen nicht bereit sind, weshalb Menschen mit einer beein-
trächtigten Lautsprache vermehrt ohne Arbeitsplatz bleiben. Dies, obwohl sie angeben, mit der nötigen 
Hilfestellung arbeiten zu können. Erachtet man die Teilnahme am Erwerbsleben als zentraler Einflussfak-
tor um die soziale Integration einer Person zu sichern und sie vor Ausgrenzung zu schützen, erscheinen 
die genannten Schwierigkeiten als äusserst problematisch.  





Benachteiligungen zeigen sich jedoch nicht nur bezüglich der Erwerbsarbeit. Auch in den Bereichen indi-
viduelles Wohlbefinden, Lebensstandard und Teilnahme am gesellschaftlichen Leben verzeichnen Men-
schen mit Behinderungen dem BFS (2010) zufolge verminderte Werte. In diesen Bereichen werden 
Menschen mit einer Beeinträchtigung der Lautsprache jedoch nicht gesondert aufgeführt, was die Aus-
sagekraft der Statistik verringert. Weiter decken die Daten nur Personen im erwerbsfähigen Alter (15- 
bis 64-Jährige) ab, welche in einem Privathaushalt leben.  Personen in Institutionen werden nicht er-
fasst. Da die Daten lediglich dazu dienen, die in der Literatur genannten Schwierigkeiten von Menschen 
mit einer beeinträchtigten Lautsprache zu untermauern und die daraus resultierende Gefahr des sozia-
len Ausschlusses aufzuzeigen, werden sie hier dennoch genannt.  
 
Die Lebenszufriedenheit gilt gemäss dem BFS (2010) als wichtiger Faktor, um das individuelle Wohlbe-
finden einer Person zu messen. Menschen mit Behinderungen sind mit ihrem Leben im Allgemeinen 
weniger zufrieden (Mittelwert von 7,3 auf einer Skala von 1 bis 10) als die restliche Bevölkerung (8,2). 
Dies zeigt sich in allen Bereichen des individuellen Wohlbefindens, unter anderem auch bezüglich der 
sozialen Integration der Betroffenen. Mit 45% gegenüber 30% leiden Menschen mit Behinderungen 
vermehrt unter Einsamkeitsgefühlen. Eine Bestärkung dieser Aussage kann darin gesehen werden, dass 
Menschen mit Behinderungen öfters alleine leben (18% gegenüber 12%) oder als Paar ohne Kinder (33% 
gegenüber 28%), jedoch seltener als Paar mit Kindern (27% gegenüber 35%). Gemäss dem BFS zeigen 
diese Zahlen, dass es für Menschen mit Behinderungen schwieriger ist, in einer Partnerschaft oder als 
Eltern zu leben als für Menschen ohne Behinderungen. Ein ähnliches Bild zeigt sich bezogen auf die Frei-
zeitaktivitäten. Menschen mit Behinderungen sind mit einem Wert von 7,4 weniger zufrieden mit ihren 
Freizeitaktivitäten als Menschen ohne Behinderungen (8,0). Mit 53% nehmen Menschen mit Behinde-
rungen auch seltener am Vereinsleben teil, als Menschen ohne Behinderungen (65%). Gemäss dem BFS 
ist dies ein wichtiger Hinweis dafür, dass Menschen mit Behinderungen nach wie vor weniger am gesell-
schaftlichen Leben teilnehmen. Bei Menschen mit einer Beeinträchtigung der Lautsprache könnten die 
genannten Unzufriedenheiten verstärkt zum Tragen kommen, da sie zumindest bezogen auf die Teil-
nahme am Erwerbsleben zu jener Gruppe zählen, die vermehrt von Benachteiligungen betroffen ist. Es 
ist denkbar, dass dies auch auf andere Bereiche, wie die Freizeitgestaltung und die Gestaltung von sozia-
len Beziehungen zutrifft.  
 
Der Verweis auf die vom BFS erhobenen Daten zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen 
und deren Übertragung auf die Situation von Menschen mit einer Beeinträchtigung der Lautsprache 
wirft die grundsätzliche Frage auf, ob und inwiefern diese Menschen als behindert bezeichnet werden 
können. Die Schwierigkeit bei der Zuordnung ergibt sich daraus, dass der Begriff Behinderung in der Ge-
sellschaft uneinheitlich verwendet wird und je nach Definition unterschiedliche Personengruppen um-
fasst. Dieser Umstand macht die Klärung des Begriffs notwendig. Pascale Gazareth hat sich im Auftrag 





des BFS mit dem Behinderungsbegriff auseinandergesetzt und dessen Bedeutungswandel im Laufe der 
Zeit aufgezeigt.  
 
Gazareth (2009, S. 5f.) zufolge wird der Begriff Behinderung in der Literatur von zwei Modellen be-
stimmt: dem medizinischen Modell und dem sozialen Modell. Das medizinische Modell entstand im 19. 
Jahrhundert und hat lange Zeit die gesellschaftliche und wissenschaftliche Sicht auf Behinderungen ge-
prägt. Es beschreibt Behinderung als individuelles, medizinisches Problem einer Person, deren Körper 
dauerhaft geschädigt ist. Die Schädigung wiederum erfordert Massnahmen, die auf das Individuum an-
gepasst sind wie z.B. Pflege oder die Vergabe von Hilfsmitteln. Als Ursache der Behinderung wird die 
Schädigung gesehen, wobei die ergriffenen Massnahmen dazu dienen, die geschädigten, biologischen 
Funktionen wieder herzustellen oder zu kompensieren (ebd., S. 5f.). Eine andere Sicht auf Behinderung 
wird im sozialen Modell aufgezeigt. Dieses entstand in den 1970er Jahren und war geprägt vom Umden-
ken, welches die Behindertenbewegung in Gang gebracht hat. Das soziale Modell basiert auf den Men-
schenrechten und bezeichnet Chancengleichheit als zentrales Element. Behinderung wird dabei als kol-
lektives Problem der Gesellschaft gesehen. Sie ergibt sich weniger aus der Schädigung der Person, als 
aus der Unfähigkeit des sozialen Umfeldes, diese zu integrieren. Genannt werden Schwierigkeiten wie 
Vorurteile von Mitmenschen, institutionelle Diskriminierung, unzugängliche Gebäude oder Verkehrsmit-
tel sowie diskriminierende Arbeitsorganisation und integrationshemmende Bildung. In diesem Zusam-
menhang wird auch von Barrieren gesprochen, die es einer Person mit einer Behinderung erschweren 
oder verunmöglichen, am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen (ebd., S. 5f.). Wolfgang Jantzen (2008, 
S. 3ff.) knüpft an das im sozialen Modell verankerte Gedankengut an, wenn er Behinderung als eine 
dauerhafte und gravierende Beeinträchtigung der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Teilhabe bzw. 
Teilnahme einer Person definiert. Die Behinderung ergibt sich dabei weniger aus der körperlichen 
und/oder psychischen Schädigung, sondern vielmehr aus der dadurch hervorgebrachten sozialen Isola-
tion. Aus dieser Sicht betrachtet, handelt es sich bei der Behinderung nicht mehr um ein individuelles 
Problem der Betroffenen, sondern um eine gesellschaftliche Konstruktion. Dass eine Schädigung vor-
liegt, wird dabei nicht bestritten. Diese wird jedoch normalisiert, indem sie unter die Vielfalt, wie sich 
die Menschheit zeigt, subsumiert wird (vgl. ebd.). 
 
Seit den 1970er Jahren wurden Gazareth (2009, S. 6ff.) zufolge verschiedene Versuche unternommen, 
das medizinische und das soziale Modell miteinander zu verbinden. Es entstanden neue Modelle und 
Definitionen, die manchmal die soziale und manchmal die medizinische Seite betonten. Durchgesetzt 
hat sich schliesslich die Internationale Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesund-
heit (ICF), welche von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) entwickelt wurde. Pro Infirmis Schweiz 
sowie auch das eidgenössisches Büro für die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (EBGB) 
verweisen auf ihren Webseiten auf die ICF, wenn es um die Definition oder die Klassifizierung von Be-





hinderung geht. Gemäss dem EBGB (2012) hat sich mit der ICF ein neuer Typus von Modellen entwi-
ckelt, welche unter dem Namen interaktive Modelle bekannt sind. Diese Modelle zeichnen sich dadurch 
aus, dass sie auf die Wechselwirkung zwischen den verschiedenen Faktoren fokussieren, die zu einer 
Behinderung führen und so Aspekte aus dem medizinischen und dem sozialen Modell verbinden. Der 
WHO (2013) zufolge dient die ICF als Instrument zur Beschreibung und Messung von Gesundheit und 
Behinderung in der Bevölkerung. Sie unterscheidet folgende drei Bereiche: 
 Die Körperfunktionen und Körperstrukturen: z.B. Vorhandensein von Ohren (Körperstruktur), 
hören können (Körperfunktion) 
 Die Aktivitäten der Person in den zentralen Lebensbereichen: z.B. sich eigenständig anziehen 
können, eigenständig essen können, sich mitteilen können  
 Die Teilnahme an den zentralen Lebensbereichen (Partizipation): z.B. Arbeiten, Beziehungen 
pflegen, eine Ausbildung machen, im Verein mitmachen 
 
Ebenfalls genannt werden Umweltfaktoren, die erleichternd oder erschwerend wirken können. Bei der 
eigentlichen Klassifikation werden diese jedoch nicht einbezogen. Sie dienen vielmehr dazu, bestimmte 
Phänomene besser verstehen und in einen Zusammenhang setzen zu können (WHO, 2013). Erleichtern-
de Umweltfaktoren sind beispielsweise ein engagiertes Familiensystem, rollstuhlgängige Gebäude und 
Verkehrsmittel, oder eine Gesetzgebung, die Menschen mit Behinderungen vor Diskriminierungen 
schützt. Zu den erschwerenden Umweltfaktoren zählen beispielsweise Vorurteile von Mitmenschen, 
diskriminierendes Verhalten wie Ausgrenzen, aber auch ein nicht vorhandenes oder stark eingeschränk-
tes Angebot an geschützten Ausbildungs- und Arbeitsplätzen. Die Umweltfaktoren können sich demnach 
sowohl auf das nähere Umfeld der Person (Mesoebene), als auch auf die Gesellschaft beziehen, in wel-
cher eine Person lebt (Makroebene) (vgl. Pro Infirmis, 2013). Judith Hollenweger (2013) von Pro Infirmis 
weist darauf hin, dass es sich bei der ICF nicht um eine Klassifikation der Andersartigkeit, sondern um 
eine Klassifikation von lebenswichtigen Bereichen, die für alle Menschen bedeutsam sind, handelt. Die 
ICF trage damit auch zur Einsicht bei, dass jeder Mensch früher oder später in seinem Leben mit einer 
Behinderung konfrontiert werden kann, sei dies aufgrund einer schweren Krankheit oder eines Unfalls. 
 
Aus der Begriffsklärung wird deutlich, dass es sich bei einer Behinderung um ein äusserst komplexes 
Phänomen handelt. Behinderung ist dabei nichts Statisches, sondern kann sich beispielsweise durch den 
Zugang zu medizinischen Mitteln, Veränderungen im sozialen Umfeld einer Person, als auch gesell-
schaftlichen Entwicklungen verändern. Inwiefern Menschen mit einer beeinträchtigten Lautsprache von 
einer Behinderung betroffen sind, kann deshalb nicht pauschal beantwortet werden. Eine eindeutige 
Klassifizierung anhand der ICF müsste individuell von Person zu Person vorgenommen werden. Nichts-
destotrotz kann anhand der genannten Daten des BFS und Informationen aus der Literatur eine allge-
meine Einschätzung gemacht werden. Bereits die Bezeichnung Menschen mit einer Beeinträchtigung der 





Lautsprache macht deutlich, dass die Körperfunktionen dieser Personen eingeschränkt sind, da sie nicht 
oder nur bedingt sprechen können. Inwiefern dies mit einer Schädigung der Körperstrukturen zusam-
menhängt, müsste im Einzelfall abgeklärt werden. Denkbar wäre beispielsweise eine Schädigung der 
Stimmbänder oder ein Genfehler, der zur Beeinträchtigung der Kommunikationsfähigkeit führt. Bezogen 
auf die Aktivitäten in den zentralen Lebensbereichen ergeben sich für Menschen mit einer beeinträchtig-
ten Lautsprache ebenfalls Einschränkungen. So können sie womöglich eigenständig einkaufen gehen, 
aber in der Apotheke nicht nach einem bestimmten Medikament fragen oder ihre gesundheitlichen Be-
schwerden kundtun. Ist bei alltäglichen Aktivitäten Kommunikation erforderlich, stossen sie schnell an 
ihre Grenzen. Schwierigkeiten ergeben sich auch bezüglich der Teilnahme an den zentralen Lebensberei-
chen. Die Daten des BFS haben gezeigt, dass Menschen mit Kommunikationsbeeinträchtigungen mehr 
Probleme bei der Arbeitssuche haben und ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt vermindert sind. Ebenso 
sind sie seltener in Vereine integriert. Ihre Möglichkeiten, sich mit ihren Mitmenschen auszutauschen, 
sind eingeschränkt. Dieser Umstand erschwert den Aufbau von sozialen Beziehungen und erhöht das Ri-
siko von Isolation und Einsamkeit. Auch die Möglichkeiten eine Partnerschaft einzugehen oder eine Fa-
milie zu gründen, werden dadurch erschwert (vgl. BFS, 2010; BFS, 2012). Bei Menschen mit einer Beein-
trächtigung der Lautsprache finden sich demnach in allen drei Bereichen der ICF Merkmale, die für das 
Vorliegen einer Behinderung sprechen. Im weiteren Verlauf der Arbeit wird deshalb davon ausgegan-
gen, dass eine Beeinträchtigung der Lautsprache für die Betroffenen behindernd wirkt und sie somit von 
einer Behinderung betroffen sind.  
 
Die Klärung des Begriffs Behinderung trägt massgeblich zum Verständnis der beeinträchtigten Lautspra-
che als soziales Problem bei. Gemäss Silvia Staub-Bernasconi (2007, S. 181) besteht die Aufgabe der So-
zialen Arbeit in der Bearbeitung sozialer Probleme. Gegenstand der Sozialen Arbeit sind somit soziale 
Probleme. Dabei stützt sie sich auf die Definition von Werner Obrecht (2005, zit. in Staub-Bernasconi, S. 
182), welcher soziale Probleme als jenes Bündel von praktischen Problemen definiert, die sich für ein In-
dividuum im Zusammenhang mit der Befriedigung seiner Bedürfnisse nach einer befriedigenden Form 
der Einbindung in soziale Systeme seiner Umwelt ergeben. Sozial sind diese Probleme insofern, als dass 
Menschen bei deren Bewältigung immer auf andere Menschen und damit auf soziale Systeme angewie-
sen sind (vgl. Schmocker, 2011a, S. 19; Staub-Bernasconi, 2007, S. 180ff.). Bezogen auf Behinderung als 
soziales Problem wird dieses Angewiesen sein auf andere Menschen im sozialen Modell deutlich. Eine 
Behinderung ergibt sich gemäss dem sozialen Modell aufgrund der Unfähigkeit des sozialen Umfeldes 
einer Person, diese zu integrieren. Die Behinderung liegt der Person demzufolge nicht inne, sondern 
ergibt sich erst in der Auseinandersetzung mit anderen Personen. Aus dieser Sichtweise auf Behinde-
rung wird deutlich, dass es sich bei Behinderung immer um ein soziales Problem handeln muss, da es 
erst aus dem Umstand heraus entsteht, dass eine Person ihre Bedürfnisse nicht vollständig befriedigen 
kann, weil das soziale Umfeld dies verhindert. Beispiele dafür sind Schwierigkeiten bei der Stellensuche 





aufgrund intoleranter Arbeitgebenden, aber auch Schwierigkeiten beim Aufbau von sozialen Beziehun-
gen aufgrund vorhandener Vorurteile. Anders sieht es aus, wenn man Behinderung im Sinne des medizi-
nischen Modells betrachtet. Behinderung wird dabei als etwas Individuelles wahrgenommen. Ursache 
der Behinderung ist die physische und/oder psychische Schädigung der Person. Interventionen zielen so 
auch darauf ab, die Schädigung zu heilen oder zu kompensieren. Aus dieser Sicht betrachtet handelt es 
sich bei einer Behinderung nicht um ein soziales, sondern vielmehr um ein medizinisches oder therapeu-
tisches Problem, was die Intervention von Disziplinen aus diesen Bereichen erforderlich macht. Bezogen 
auf eine Beeinträchtigung der Lautsprache könnten dies beispielsweise die Medizin, die Logopädie oder 
die Ergotherapie sein. Der Frage nach den körperlichen Ursachen einer beeinträchtigten Lautsprache 
wird in dieser Arbeit deshalb auch wenig Platz eingeräumt. Unabhängig davon, weshalb eine Person 
nicht oder nur eingeschränkt sprechen kann, ergeben sich daraus Folgeprobleme, die es durch die Sozia-
le Arbeit zu bearbeiten gilt. Für diese Arbeit ist demnach insbesondere jener Fokus auf Behinderung re-
levant, welcher sich aus dem sozialen Modell ergibt. In der ICF wird diesem Fokus im Bereich Teilnahme 
an den zentralen Lebensbereichen Rechnung getragen, aber auch im Einbezug der Umweltfaktoren, wel-
che sich erleichternd oder erschwerend auf die Situation von Menschen auswirken können. Soziale 
Probleme bezogen auf Behinderung sind demnach immer auch Probleme fehlender Partizipation und 
einem damit verbundenen sozialen Ausschluss.  
 
Dieser Sicht auf soziale Probleme liegt eine systemische Denkweise (Systemtheorie) zugrunde. Die Ei-
genheit von Systemtheorien besteht Händle und Jensen (zit. in Heino Hollstein-Brinkmann, 2005, S. 10f.) 
zufolge darin, dass ein Gegenstand unter dem Gesichtspunkt seiner inneren Organisation und seiner 
Verbundenheit mit anderen Gegenständen der Umwelt betrachtet wird. Eine Systemtheorie zeichnet 
sich demnach immer anhand zweier Grundaspekte aus: die innere Organisation eines Systems und das 
Verhältnis eines Systems zu seiner Umwelt. Gemäss Hollstein-Brinkmann (2005, S. 11f.) hat das systemi-
sche Denken in der Sozialen Arbeit eine lange Tradition und ist bis heute weit verbreitet. Dies begründet 
er damit, dass Systemtheorien aufgrund ihrer Kategorie System/Umwelt genau dem entsprechen, was in 
den Theorien Sozialer Arbeit seit hundert Jahren das Grundmodell bildet: die Austauschbeziehungen 
von Mensch und Umwelt, ihre wechselseitige Bedingtheit und die daraus resultierende Notwendigkeit 
für die Soziale Arbeit, sowohl am Menschen als auch den ihn umgebenden Strukturen (Umwelt) zu ar-
beiten. Die Klärung des Begriffs Behinderung hat gezeigt, dass eine systemische Betrachtungsweise 
notwendig ist, um das Phänomen Behinderung als Ganzes erfassen zu können. So macht die eigentliche 
Schädigung nur einen Teil der Behinderung aus. Ebenso wichtig ist die Betrachtung und der Einbezug des 
sozialen Umfeldes einer Person und der gesellschaftlichen Strukturen, in der sie lebt. Zeigen sich diese 
zu wenig flexibel, können sie die Integration der Person erschweren oder ganz verhindern und sie da-
durch behindern. Die Bezugnahme auf Theoretiker und Theoretikerinnen der Sozialen Arbeit, welche so-
ziale Probleme aus systemischer Sicht betrachten, erscheint deshalb sinnvoll. Dies schliesst bedeutende 





Theoretiker wie Lutz Rössner von Beginn weg aus. Rössner (zit. in Ernst Engelke, Stefan Borrmann & 
Christian Spatscheck, 2008, S. 402f.) sieht in sozialen Problemen Probleme der Erziehung in der Gesell-
schaft. Sozialarbeitenden kommt dabei die Rolle zu, auffälliges Verhalten zu registrieren, zu diagnostizie-
ren und prophylaktische, kompensierende oder korrigierende Massnahmen einzuleiten. Diese Sichtwei-
se auf soziale Probleme hat zu heftiger Kritik geführt. Angekreidet wird Rössner vor allem die mangelnde 
Problematisierung der gesellschaftlichen Verhältnisse. Diese werden nicht hinterfragt. Vielmehr wird der 
Mensch als defizitär betrachtet und muss deshalb mit Hilfe der Sozialen Arbeit an die gesellschaftlichen 
Verhältnisse angepasst werden (Engelke, Borrmann & Spatscheck, 2008, S. 402f.). Diese Sicht auf soziale 
Probleme widerspricht einer systemischen Betrachtung, da soziale Probleme verengt als Probleme der 
Anpassung an gegebene Verhältnisse gesehen werden. Ähnlich wie im medizinischen Modell wird der 
Handlungsbedarf einzig beim Individuum gesehen und behindernde Faktoren im sozialen Umfeld der 
Betroffenen ignoriert.  
 
Anders ist dies bei Hans Thiersch und Lothar Böhnisch, welche zwar nicht von einer Systemtheorie aus-
gehen, jedoch systemische Aspekte in ihre Theorien mit einfliessen lassen. Beide thematisieren die ge-
sellschaftlichen Verhältnisse und weisen auf deren Anteil an sozialen Problemen hin. In Thiersch‘s Kon-
zept der Lebensweltorientierung besteht das Ziel sozialarbeiterischer Interventionen in der Hilfe zur 
Selbsthilfe im Hinblick auf einen besser gelingenden Alltag. Sozialarbeitende befinden sich dabei im Wi-
derspruch, bestehende Machtverteilungen in der Gesellschaft zu stützen und sich gleichzeitig für die An-
liegen der Schwächsten einzusetzen. Thiersch sieht die Herausforderung darin, bestehende Handlungs-
freiräume zu erkennen, zu nutzen und diese insbesondere bezogen auf Institutionen auszuweiten 
(Thiersch, zit. in Engelke, Borrmann & Spatscheck, 2008, S. 433ff.). Böhnisch wählt in seinem subjekt- 
und sozialstrukturbezogenen Bewältigungskonzept einen ähnlichen Zugang. Er beschreibt gesellschaftli-
che Prozesse und deren Auswirkungen auf die Lebensbewältigung der Menschen. Dabei geht er davon 
aus, dass die durch Arbeitsteilung und Individualisierung geprägte moderne Gesellschaft Menschen zwar 
sozial freisetzt, dem Individuum jedoch nicht vermitteln, wozu es frei ist und wie es sich sozial behaup-
ten kann. Die daraus resultierende Verunsicherung kann zu Bewältigungsproblemen im Alltag führen. 
Um diesen Bewältigungsproblemen zu begegnen, hat Böhnisch verschiedene Interventions- und Ar-
beitsprinzipien für die Soziale Arbeit formuliert (Böhnisch zit. in Engelke, Borrmann & Spatscheck, 2008, 
S. 466ff.). Die Ausführungen zeigen, dass sowohl bei Thiersch als auch bei Böhnisch eine systemische 
Sichtweise auf soziale Probleme vorhanden ist. Sie fokussieren sowohl auf den Menschen, als auch seine 
Umwelt und deren gegenseitige Beeinflussung. Diese Aspekte werden jedoch kaum theoretisch verar-
beitet. Der Schwerpunkt liegt bei beiden Autoren in der Bewältigung des Alltags, was zumindest teilwei-
se einem sich mit der Umwelt arrangieren gleich kommt.  
 





Anders ist dies bei der prozessual-systemischen Theorie Sozialer Arbeit, welche von Silvia Staub-
Bernasconi entwickelt wurde. Dieser liegt das systemische Paradigma der Zürcher Schule zugrunde (Zür-
cher Hochschule für Angewandte Wissenschaften, 2013). Im systemischen Paradigma wird davon aus-
gegangen, dass der Mensch für seine Bedürfnisbefriedigung auf andere Menschen angewiesen ist und 
deshalb flüchtige bis stabile Austauschbeziehungen eingeht. Dieser Betrachtungsweise liegt das Ver-
ständnis vom Menschen, als Mensch-in-Gesellschaft zugrunde. Soziale Probleme ergeben sich daraus, 
dass sich das Individuum aufgrund seiner unbefriedigenden Einbindung in die sozialen Systeme seiner 
Umwelt als unfähig erweist, seine Bedürfnisse zu befriedigen (Staub-Bernasconi, 2007, S. 174f.). Die un-
befriedigende Einbindung in soziale Systeme kann dabei unterschiedliche Ursachen haben. Staub-
Bernasconi unterscheidet zwischen individuellen Ausstattungsproblemen, sozial problematischen Aus-
tauschbeziehungen und sozialen Machtproblematiken (vgl. ebd., S. 183ff.). Ersteres bezieht sich darauf, 
wie sich ein Mensch selbst wahrnimmt und welche Mittel ihm als Person zur Verfügung stehen. Dazu 
gehören beispielsweise körperliche Merkmale wie Gesundheit und Aussehen, aber auch psychische 
Merkmale wie Selbstbewusstsein und Selbstwirksamkeit. Ebenso zählen finanzielle Mittel, Bildung und 
eine soziale Vernetzung dazu (ebd. S. 183f.). Bei Menschen mit einer beeinträchtigten Lautsprache sind 
verschiedene Ausstattungsprobleme denkbar. Beispielsweise zeugt das Nicht-sprechen-können von ei-
ner Einschränkung der Körperfunktionen, was sich wiederum negativ auf das Selbstbewusstsein und den 
Glauben an die Selbstwirksamkeit auswirken kann. Ebenso ist die Wahrscheinlichkeit hoch, dass die Be-
troffenen aufgrund der eingeschränkten Kommunikationsmöglichkeiten nur über eine geringe soziale 
Vernetzung verfügen (vgl. Gugger Bachofen, 2004, S. 13f.; Hansel, 2007, S. 62ff.). Während der Fokus bei 
den Ausstattungsproblemen klar auf dem Menschen und dessen Ressourcen liegt, wird bei den Aus-
tausch- und Machtproblemen die Umwelt zentraler. Austauschprobleme ergeben sich dann, wenn Men-
schen Austauschbeziehungen eingehen, in welchen der eine dem anderen aufgrund der unterschiedli-
chen Ausstattung mit Ressourcen unterlegen ist und dies vom Stärkeren ausgenutzt wird. Es entsteht 
ein ungerechter Tausch, von dem in erster Linie die stärkere Person profitiert. Dies kann sich negativ auf 
die Bedürfnisbefriedigung der schwächeren Person auswirken, was Staub-Bernasconi als Austauschprob-
leme bezeichnet (vgl. Staub-Bernasconi, 2007, S. 184f.). Bei Menschen mit einer Beeinträchtigung der 
Lautsprache sind Austauschprobleme nur schon deshalb sehr wahrscheinlich, weil sie ihre Anliegen in 
Gesprächen nicht klar formulieren können. Das macht sie abhängig von den Interpretationen des Aus-
tauschpartners oder der Austauschpartnerin. Diese wiederum können die Situation zu ihrem Vorteil 
ausnutzen, indem sie Gesagtes uminterpretieren, oder die Betroffenen von Beginn weg bei Entschei-
dungsfindungen ausschliessen (vgl. Gugger Bachofen, 2004, S. 13f.). Eine weitere Ursache für soziale 
Probleme sieht Staub-Bernasconi (2007, S. 184ff.) in sozialen Machtproblematiken. Verfügt eine Person 
aufgrund der ungenügenden Ausstattung mit Ressourcen über keine oder nur ungenügende Machtquel-
len und kann sich deshalb nicht gegen Ungerechtigkeiten wehren, wird von Machtproblemen gespro-





chen. Die Machtlosigkeit kann sich dabei auf ungerechte Austauschbeziehungen, aber auch auf diskrimi-
nierende Gesellschaftsstrukturen beziehen. Als Beispiel für diskriminierende Gesellschaftsstrukturen 
können die Schwierigkeiten bei der Arbeitssuche genannt werden, von welchen Menschen mit einer Be-
einträchtigung der Lautsprache gemäss dem BFS (2012) betroffen sind. So bleiben sie vermehrt ohne 
Arbeit, obwohl sie mit Hilfe geeigneter Massnahmen fähig wären, die ihnen aufgetragenen Arbeiten zu 
verrichten. Auf der Mesoebene könnten die Ursachen bei den Unternehmen gesucht werden, die mögli-
cherweise wenig Bereitschaft und Flexibilität zeigen, um auf Anforderungen der Arbeitnehmenden ein-
zugehen. Bezüglich der Makroebene liegt dagegen die Vermutung nahe, dass der erste Arbeitsmarkt 
sich wenig integrativ zeigt, wenn Arbeitsplätze für Menschen geschaffen werden sollen, die nicht voll-
umfänglich belastbar sind.  
 
Die Ausführungen machen deutlich, dass sich die prozessual-systemische Theorie Sozialer Arbeit von 
Staub-Bernasconi und das ihr zu Grunde liegende systemische Paradigma durchaus eignen, um eine Be-
einträchtigung der Lautsprache als soziales Problem erfassen zu können. Anhand der Aufteilung in Aus-
stattungs-, Austausch- und Machtprobleme wird zudem die systemische Sichtweise von Staub-
Bernasconi ersichtlich. Sie bezieht sowohl die Ausstattung des Menschen, dessen Beziehungen zu ande-
ren Menschen, als auch dessen Position in der Gesellschaft mit ein, wenn es um die Eruierung der Ursa-
chen Sozialer Probleme geht. Dabei setzt sie sich dafür ein, dass sowohl am Menschen als auch an der 
ihn umgebenden Umwelt gearbeitet wird. Damit bringt sie die Eigenheit der Sozialen Arbeit, wie sie von 
AvenirSocial im Berufskodex genannt wird, auf den Punkt: Soziale Arbeit interveniert dort, wo der 
Mensch und dessen soziales Umfeld aufeinander treffen mit dem Ziel, eine befriedigende Einbindung in 
soziale Systeme zu erreichen (AvenirSocial, 2010, S. 8; Staub-Bernasconi, 2007, S. 174ff.).  
1.2 Problem- und Fragestellung 
Die Frage ob und inwiefern es sich bei einer Beeinträchtigung der Lautsprache um ein soziales Problem 
handelt, ist damit geklärt. Auch wurde deutlich, dass die Soziale Arbeit geeignet ist, um bei Problemen, 
welche mit einer Beeinträchtigung der Lautsprache zusammen hängen, intervenieren zu können. Noch 
unklar ist hingegen, wie und mit welchen Mitteln die Soziale Arbeit vorhandene Probleme angeht. Um 
dies zu klären, wird auf die in der sozialen Arbeit übliche Unterteilung in Mikro-, Meso- und Makroebene 
zurückgegriffen. Bezogen auf die Makroebene hat es in den vergangenen Jahren aufgrund sozialpoliti-
scher Vorstösse bedeutende Änderungen gegeben. Mit dem im Jahr 2004 in Kraft getretenen Bundesge-
setz über die Beseitigung von Benachteiligungen von Menschen mit Behinderungen (BehiG) wurden ver-
schiedene Massnahmen umgesetzt, welche die Teilnahme von Menschen mit Behinderungen am gesell-
schaftlichen Leben erleichtern. Dazu gehört beispielsweise die bessere Zugänglichkeit zu öffentlichen 
Gebäuden und dem öffentlichen Verkehr, aber auch ein einfacherer Zugang zu Aus- und Weiterbil-
dungsangeboten (EBGB, 2013). Von den verbesserten gesetzlichen Rahmenbedingungen können auch 





Menschen mit einer Beeinträchtigung der Lautsprache profitieren. In Artikel 14 werden Menschen mit 
einer Sprachbehinderung mitunter als Zielgruppe genannt, wenn es um den verbesserten Zugang zum 
öffentlichen Verkehr geht (vgl. BehiG, Art. 14). Dies zeigt, dass auf gesellschaftlicher Ebene ein Umden-
ken stattgefunden hat, wobei der Integration von Menschen mit Behinderungen in die Gesellschaft 
mehr Bedeutung zugemessen wird. 
 
Versucht man vorhandene Probleme durch Interventionen auf der Mikro- und Mesoebene anzugehen, 
bietet die unterstützte Kommunikation viele Möglichkeiten und Chancen, Menschen mit einer Beein-
trächtigung der Lautsprache eine Sprache zu geben und sie am sozialen Geschehen teilnehmen zu lassen 
(Dorothea Lage, 2010, S. 2ff.). Unterstützte Kommunikation ist die deutsche Bezeichnung für augmenta-
tive and alternative Communication. Wörtlich übersetzt bedeutet der englische Fachausdruck unterstüt-
zende und ersetzende Kommunikation und stammt aus der Sonderpädagogik. Damit sind alle Kommuni-
kationsformen gemeint, die eine fehlende oder eingeschränkte Lautsprache ergänzen oder ersetzen und 
dadurch die kommunikativen Möglichkeiten der Person erweitern. Dazu gehört beispielsweise die 
Kommunikation mit Hilfe von Bild- und Symbolkarten, die Benutzung von elektronischen Hilfen, aber 
auch der Gebrauch von Gebärden (Rothmayr, 2008, S. 34ff.). Die unterstützte Kommunikation setzt 
demnach beim Menschen und der Verbesserung dessen kommunikativen Fähigkeiten an. Aus systemi-
scher Sicht betrachtet fokussieren diese Massnahmen auf die Mikroebene und die Bearbeitung von Aus-
stattungsproblemen, wobei der Umwelt wenig Beachtung geschenkt wird. Bedenkt man die Ausführun-
gen zum Begriff Behinderung entspricht diese Herangehensweise dem medizinischen Modell. Probleme 
werden gelöst, indem der Schaden am Menschen behoben oder kompensiert wird. Bei der unterstütz-
ten Kommunikation handelt es sich so auch weniger um eine sozialarbeiterische Methode, als vielmehr 
um eine sonderpädagogische Intervention. Die Relevanz der unterstützten Kommunikation für die Sozia-
le Arbeit wird erst deutlich, wenn man die enge Verbundenheit der Begriffe Kommunikation und Partizi-
pation, wie sie von Rothmayr genannt wurde, bedenkt (vgl. ebd., S. 11). Da Partizipation und somit das 
Eingebunden sein in soziale Systeme stark von den kommunikativen Fähigkeiten einer Person abhängen, 
ist die unterstützte Kommunikation auch für die Soziale Arbeit von Bedeutung. Dies wird ebenfalls er-
sichtlich, wenn Lage die Voraussetzungen für soziale Integration beschreibt: „Soziale Integration (und 
Inklusion) ist nur mittels Partizipation an, und kommunikativem Handeln in sozialen Geschehnissen und 
Systemen möglich“ (Lage, 2010, S. 10). Soll die Ausgrenzung von Menschen mit Kommunikationsbeein-
trächtigungen verhindert werden, muss die Soziale Arbeit demnach bei der Förderung der Kommunika-
tion der Betroffenen ansetzen. In der Praxis ist dies nichts Neues. Insbesondere in Institutionen für Men-
schen mit Behinderungen wird die unterstütze Kommunikation auch von Sozialarbeitenden angewandt 
(ebd., S. 1ff.).  
 





Eine besondere Form der unterstützten Kommunikation ist die gestützte Kommunikation. Umgangs-
sprachlich wird diese auch FC genannt, wobei es sich um die Abkürzung der englischen Bezeichnung Fa-
cilitated Communication (erleichterte Kommunikation) handelt. Die Bezeichnung gestützte Kommunika-
tion und der Ausdruck FC wird in der vorliegenden Arbeit synonym verwendet, wobei die ausgeschrie-
bene Form bevorzugt wird. Konrad Bundschuh und Andrea Basler-Eggen (2000, S. 30f.) zufolge wird die 
gestützte Kommunikation dann eingesetzt, wenn andere Formen der unterstützten Kommunikation ver-
sagen (vgl. auch Rosemary Crossley, 1997, S. 27 u. 35f.). Für die Soziale Arbeit ist sie von besonderer Re-
levanz, weil durch sie der Zugang zu Menschen ermöglicht wird, welche zuvor als nicht erreichbar gal-
ten. Die fehlende Erreichbarkeit wiederum erhöht die Gefahr der Ausgrenzung und der sozialen Isolation 
der Betroffenen, was sozialarbeiterische Interventionen umso notwendiger macht.  
 
Menschen, die gestützt kommunizieren, zeichnen sich neben der fehlenden oder massiv beeinträchtig-
ten Lautsprache darin aus, dass sie eine Kommunikationshilfe, wie sie bei anderen Formen der unter-
stützen Kommunikation zum Zuge kommt, nicht oder noch nicht eigenständig nutzen können. Sie sind 
auf eine Stützperson angewiesen. Die Stützperson bietet ihnen neben der physischen Stütze auch verba-
le und emotionale Unterstützung. Dadurch ermöglicht sie ihnen gezielt auf Objekte, Bilder oder Buch-
staben zu zeigen um zu kommunizieren (Konrad Bundschuh & Andrea Basler-Eggen, 2000, S. 30ff.). Da 
das Angewiesen-Sein auf eine Stützperson für die Betroffenen eine Einschränkung der Selbstbestim-
mung bedeutet, wird die gestützte Kommunikation nur eingesetzt, wenn andere, autonomere Kommu-
nikationsmethoden keine oder nur eine geringe Wirkung zeigen. Bereits Rosemary Crossley (1997, S. 
35f.), die Begründerin der Methode, hat betont, dass diese erst dann verwendet werden darf, wenn kei-
ne alternative Kommunikationsmöglichkeit besteht. Weiter weist sie darauf hin, dass die Stütze über die 
Zeit kontinuierlich verringert werden soll. Damit wird das Ziel verfolgt, dass die Kommunikationshilfe 
von den Betroffenen zunehmend eigenständig benutzt werden kann, wie dies bei anderen Kommunika-
tionsformen aus der unterstützten Kommunikation üblich ist (ebd., S. 22f.). 
 
Obwohl die gestützte Kommunikation in vielen sozialen Institutionen der Schweiz praktiziert wird, gilt 
sie Frauke Janz, Theo Klauss und Myriam Bayer (2010, S. 9ff.) zufolge als sehr umstritten. Insbesondere 
von Seiten der Forschung wird darauf hingewiesen, dass nach wie vor unklar ist, ob die gestützt verfass-
ten Äusserungen tatsächlich von den Betroffenen stammen. Die Frage nach der Autorenschaft der Äus-
serungen wird in der Wissenschaft mit dem Begriff Validation umschrieben. Es gibt sowohl Forschungs-
ergebnisse, die für eine valide Kommunikation sprechen (vgl. Bundschuh & Basler-Eggen, 2000), als auch 
solche, die z.T. massive Beeinflussung durch die Stützperson nachweisen konnten (vgl. Allmuth Bober, 
2010). Da Letztere überwiegen, halten viele Forscher und Forscherinnen im englischen und deutschen 
Sprachraum die Frage nach der Validation für geklärt. Die gestützte Kommunikation hat sich aus ihrer 
Sicht als wenig authentisch und damit wenig effektiv erwiesen (ebd., S. 77). Paul Probst (2003, S. 1ff.), 





Professor im Fachbereich Psychologie an der Universität Hamburg, bezeichnet die Methode sogar als 
schädlich. So sei es ethisch nicht vertretbar, Wünschen zu entsprechen, die gestützt hervorgebracht 
wurden, in Wahrheit jedoch von der Stützperson stammen und möglicherweise den Interessen der Be-
troffenen widersprechen.  
 
Nichtsdestotrotz ist die gestützte Kommunikation in der Praxis nach wie vor weit verbreitet und wird 
auch weiterhin gelehrt (Janz, Klauss & Bayer, 2010, S. 9). Andrea Alfaré (2010, S. 77f.) zufolge liegt das 
daran, dass die Erfahrungen mit der Methode überwiegend positiv sind. So gebe es etliche Berichte von 
Eltern, Betreuungspersonen und Therapeuten und Therapeutinnen, welche von positiven Effekten, wie 
beispielsweise von Verhaltensveränderungen und wachsender Handlungskompetenz berichten. Ein ähn-
liches Bild zeige sich bei der Betrachtung von Berichten aus Tagungen zur gestützten Kommunikation. 
Janz, Klauss und Bayer (2010, S. 172ff.) haben bei einer internationalen Fachtagung zum Thema FC – 
Forschung und Praxis im Dialog im Jahr 2009 in Basel unter den 96 Teilnehmenden eine Umfrage ge-
macht. Bei den Befragten handelte es sich zu 83% um Personen mit Erfahrung beim Stützen, 15% ohne 
praktische Erfahrungen mit der Methode und 2% mit praktischer Erfahrung als gestützt kommunizieren-
de Person. Die Umfrage hat ergeben, dass die Anwendung fast ausschliesslich positive Auswirkungen auf 
die gestützt kommunizierenden Personen hat. Am häufigsten wurde angegeben, die gestützte Kommu-
nikation ermögliche ein anderes Kommunikationsniveau (91%), mehr Selbstbestimmung (85%), bessere 
psychische Stabilität und emotionales Wohlbefinden (84%) und mehr Interesse am Kommunizieren 
(82%). Eine bessere soziale Integration und Teilhabe (77%), erhöhtes soziales Ansehen (76%) und weni-
ger auffälliges Verhalten (74%) wurden ebenfalls oft genannt. Seltener war von einer verbesserten All-
tagsbewältigung (72%) und mehr privaten Kontakten (65%) die Rede. Lediglich 6% gaben an, zumindest 
bei einigen gestützt kommunizierenden Personen negative Auswirkungen bemerkt zu haben. Am häu-
figsten wurde in diesem Zusammenhang die Verschlechterung des Verhaltens und der psychischen Sta-
bilität genannt. Das klare Überwiegen der positiven Auswirkungen kann als Erklärung dafür gesehen 
werden, wieso viele Praktiker und Praktikerinnen die gestützte Kommunikation weiter anwenden, auch 
wenn Ergebnisse aus der Forschung deren Wirksamkeit in Frage stellen. In der Praxis kann dies zu Kon-
flikten führen, wenn aufgrund negativer Forschungsergebnisse die Anwendung der Methode einge-
schränkt oder untersagt wird. Das folgende Praxisbeispiel veranschaulicht, wie solche Konflikte zu Stan-
de kommen. 
 
Ein junger Mann, der in einem Heim lebt und dort gestützt kommuniziert, verbringt ein Wochenende bei 
seinen Eltern. Auf seinem Laptop finden die Eltern per Zufall einen gespeicherten Text, in welchem er 
sexuelle Wünsche äussert. Da sich die Eltern nicht vorstellen können, dass ihr Sohn so etwas geschrie-
ben haben soll, melden sie sich beim Fürsorgeamt. Sie beschweren sich und prangern die Echtheit des 
gestützt verfassten Textes an. Daraufhin lässt das Fürsorgeamt eine Evaluation durchführen, bei welcher 





abgeklärt wird, ob der junge Mann gestützt valide kommunizieren kann. Aus den Ergebnissen wird deut-
lich, dass die Stützperson die Inhalte der Kommunikation teilweise bestimmt hat. Das Fürsorgeamt be-
schliesst darauf hin, dass mit dem jungen Mann bis auf weiteres nicht mehr gestützt kommuniziert wer-
den darf. Weiter erlässt es die Weisung, die Anwendung der Methode im gesamten Heim anhand be-
stimmter Kriterien einzuschränken. Künftig darf nur noch an der Schulter gestützt werden und die Stütz-
person muss sich zusätzlich die Augen verbinden. Dies sorgt unter den Mitarbeitenden des Heims für 
Unruhe. Sie kritisieren das Vorgehen der Behörde und sehen die Kommunikationsfähigkeit der Betroffe-
nen gefährdet. 
 
Das Beispiel zeichnet sich darin aus, dass es eine typische Konfliktsituation aus der Praxis wiedergibt. 
Ausgelöst wird der Konflikt, indem der junge Mann gestützt sexuelle Wünsche äussert und damit ein 
sensibles Thema anspricht. Die Eltern reagieren darauf, indem sie die Validation der Kommunikation in 
Frage stellen. Dabei bleibt unklar, ob sie ernsthaft an der Methode zweifeln oder es ihnen einfach Mühe 
bereitet, die Sexualität ihres Sohnes anzuerkennen. Verschiedene Autoren und Autorinnen äussern, dass 
die gestützte Kommunikation vor allem dann in Frage gestellt wird, wenn damit heikle Themen wie Se-
xualität bei Menschen mit Behinderungen oder sexuelle Gewalt angesprochen werden (vgl. Crossley, 
1997; Probst, 2003). Unabhängig davon, ob sich diese Vermutung bewahrheitet, macht das Praxisbei-
spiel deutlich, dass sich auch die Praxis den Ergebnissen aus der Forschung stellen muss. Spätestens 
wenn die gestützte Kommunikation von Seiten der Behörde in Frage gestellt wird, sind gute Argumente 
gefragt, wenn die weitere Anwendung der Methode sichergestellt werden soll. Konflikte sind dabei vor-
programmiert. Sozialarbeitende sind an diesen Konflikten beteiligt, da sie als Betreuungspersonen in so-
zialpädagogischen Settings oftmals die Aufgabe der Stützperson wahrnehmen. In dieser Position werden 
sie mit verschiedenen Anforderungen und Erwartungen konfrontiert. So müssen sie den Ansprüchen der 
Vorgesetzten nachkommen und den Erwartungen der gestützt kommunizierenden Personen und deren 
Familienangehörigen gerecht werden. Der Auftrag gegenüber den Vorgesetzten (Auftraggebenden) wird 
in der Sozialen Arbeit gemeinhin als 1. Mandat bezeichnet und der Auftrag gegenüber der Klientel (in 
diesem Fall die gestützt kommunizierenden Personen) als 2. Mandat (vgl. Staub-Bernasconi, 2007, S. 
197ff.). Da diese unterschiedliche Interessen vertreten, kann das zu Spannungen führen. Während Sozi-
alarbeitende möglicherweise gute Erfahrungen bei der Anwendung der Methode machen und positive 
Feedbacks von den gestützt kommunizierenden Personen erhalten, wird ihnen von Seiten der Vorge-
setzten die Anwendung untersagt. Auch das Gegenteilige ist denkbar und Sozialarbeitende werden ge-
zwungen eine Methode anzuwenden, welche sie als wenig förderlich, wenn nicht sogar schädlich für die 
Klientel erachten. 
 
Im vergangenen Jahr sind mehrere Anfragen von Sozialarbeitenden bei der Ethikkommission von Ave-
nirSocial eingegangen, welche genau diese Thematik ansprechen (Beat Schmocker, Gespräch vom 17. 





April 2013). Sozialarbeitenden bereitet es offensichtlich Mühe, sich in der kontroversen Debatte um die 
Weiterführung von der gestützten Kommunikation zu positionieren und ihre Position gegenüber der Kli-
entel und den Auftraggebenden zu begründen. Staub-Bernasconi (2007, S. 198ff.) bezieht sich in diesem 
Zusammenhang auf das dritte Mandat, welches bei Spannungen zwischen dem ersten und zweiten 
Mandat wegleitend sein soll. Beim dritten Mandat stellt sich die Frage, wie aus Sicht der Profession der 
Sozialen Arbeit gehandelt werden soll. Die jeweiligen Entscheide werden einerseits aufgrund des Gegen-
standswissens und andererseits aufgrund berufsethischer Kriterien und Prinzipien gefällt, welche auf 
den Menschenrechten und sozialer Gerechtigkeit gründen. 
 
Mit der vorliegenden Master-Thesis soll eine Stellungnahme der Sozialen Arbeit im Sinne des dritten 
Mandates erarbeitet werden. Damit wird das Ziel verfolgt, dass Sozialarbeitende in der kontroversen 
Debatte um die gestützte Kommunikation Stellung nehmen und ihre Position berufsethisch und gegen-
standstheoretisch begründen können. Dies soll dazu beitragen, Spannungen zwischen dem 1. und 2. 
Mandat abzubauen und Lösungen zu finden. Folgende Fragestellung ist dabei wegleitend: 
Inwiefern ist die Anwendung der gestützten Kommunikation aus berufsethischer 
Sicht vertretbar? 
 Welche ethischen Dilemmas ergeben sich bei der Beurteilung der gestützten 
Kommunikation? 
 Welchen Beitrag kann gegenstandstheoretisches Wissen leisten, um ethische Di-
lemmas zu lösen? 
 
Aus der Fragestellung wird ersichtlich, dass der Fokus in erster Linie auf der Berufsethik und weniger auf 
der Gegenstandstheorie liegt. Die Fokussierung ergibt sich daraus, dass in der Praxis der Bedarf besteht, 
eine Bewertung der gestützten Kommunikation vorzunehmen. Demnach geht es in erster Linie um die 
Aufarbeitung von Wertewissen und weniger um gegenstandtheoretisches Wissen. Im Verlaufe der Ar-
beit wird sich jedoch zeigen, dass das Wertewissen auf dem Gegenstandswissen der Sozialen Arbeit auf-
baut, weshalb das Gegenstandswissen dennoch einen wichtigen Bestandteil der Arbeit bildet.  





2. Gestützte Kommunikation 
Um eine berufsethische Reflexion der gestützten Kommunikation vornehmen zu können, wird in diesem 
Kapitel die Funktionsweise der Methode, als auch die damit verbundene Kontroverse und der For-
schungsstand genauer erläutert.  
2.1 Zielgruppe, Funktionsweise und Schwierigkeiten 
Die Anfänge der gestützten Kommunikation lassen sich nicht genau bestimmen. Sowohl in den deutsch-
sprachigen Ländern, als auch in Grossbritannien und den USA liegen Berichte von Menschen vor, die mit 
Hilfe einer Stütze eine Kommunikationshilfe zu nutzen begannen und daher als Vorläufer und Vorläufe-
rinnen bezeichnet werden können. Bekannt wurde die gestützte Kommunikation durch Rosemary Cross-
ley, welche deshalb oft auch als Begründerin der Methode genannt wird. Ihr kommt der Verdienst zu, 
die gestützte Kommunikation als Kommunikations-Trainingsmethode für eine breite Öffentlichkeit zu-
gänglich gemacht zu haben. Von ihr stammt zudem die englische Bezeichnung Facilitated Communicati-
on, welche sich abgekürzt als FC auch im deutschsprachigen Raum durchgesetzt hat (Christiane Nagy, 
1997, S. 19ff.). Bis heute gehört Crossleys Buch Facilitated Communication Training zu den Klassikern in-
nerhalb der FC-Literatur und wurde so auch unter dem Titel Gestützte Kommunikation – Ein Trainings-
programm ins Deutsche übersetzt.  
 
Crossley (1997, S. 30ff.) zufolge wird die gestützte Kommunikation bei Menschen eingesetzt, die zwar 
hören können, aber über keine oder eine stark eingeschränkte Lautsprache verfügen. Weiter zeichnen 
sie sich dadurch aus, dass sie nicht das Potential zeigen, sich mit Handschrift oder Gebärdensprache 
ausdrücken zu können oder Kommunikationshilfen wie Bilderkarten eigenständig zu nützen. Während 
zu Beginn insbesondere Menschen mit Autismus in der gestützten Kommunikation eine Möglichkeit zu 
kommunizieren fanden, wird die Methode unterdessen bei Menschen mit unterschiedlichen Diagnosen 
wie Rettsyndrom, Down-Syndrom und geistiger Behinderung unklarer Genese angewandt. Verschiedene 
Autoren und Autorinnen weisen darauf hin, dass von einer fehlenden Lautsprache vorschnell auf eine 
geistige Behinderung geschlossen wird. Mit Hilfe der gestützten Kommunikation konnten viele Men-
schen zeigen, dass sie sowohl lesen als auch schreiben können und so viel mehr Kompetenzen aufwei-
sen, als zuvor angenommen wurde (vgl. Crossley, 1997, S. 21; Gugger Bachofen, 2004, S. 14; Hansel, 
2007, S. 64; Nagy, 2007, S. 9). Nagy (1997, S. 16) folgert daraus, dass der Begriff geistige Behinderung 
neu überdacht werden muss, da dieser bei vielen Menschen aufgrund der gestützt gezeigten Leistungen 
nicht mehr als angemessen erscheint. In dieser Arbeit wird deshalb davon ausgegangen, dass Menschen, 
die gestützt kommunizieren, zwar über eine beeinträchtigte Lautsprache verfügen und diese behindernd 
auf sie wirkt, sie ansonsten aber nicht zwingend von einer geistigen Behinderung betroffen sein müssen. 





Im Folgenden wird die Bezeichnung Menschen mit Kommunikationsbeeinträchtigungen verwendet, um 
potentielle Nutzer und Nutzerinnen der gestützten Kommunikation zu bezeichnen. 
 
Das von Crossley entwickelte Trainingsprogramm zur gestützten Kommunikation unterrichtet Menschen 
mit schweren Kommunikationsbeeinträchtigungen, eine Kommunikationshilfe mit den Händen zu be-
nützen. Die Stütze dient dabei dazu, die Kommunikation zu erleichtern (Crossley, 1997, S. 22f.). Der Grad 
der benötigten Stütze kann von Person zu Person variieren. Bei gewissen Personen reicht eine ermuti-
gende Berührung der Schulter, die das Selbstvertrauen stärkt. Andere benötigen ein Umschliessen der 
Hand, welche es ihnen ermöglicht, den Zeigefinger zu isolieren (ebd. S. 40). Durch die Stütze soll ihnen 
die Möglichkeit gegeben werden, durch Zeigen mit dem Finger aus einer Auswahl von Bildern, Symbolen 
oder Buchstaben auszuwählen und so zu kommunizieren. Durch wiederholtes Üben wird eine Steige-
rung der motorischen Fertigkeiten, der Aufmerksamkeit, der Konzentration und des Selbstvertrauens 
angestrebt. Neben der physischen Stütze, werden die Betroffenen zudem verbal unterstützt und moti-
viert (ebd. S. 22f.). Die Art wie gestützt wird, muss dabei regelmässig überprüft und überdacht werden. 
Ziel ist es, die Stütze so schnell wie möglich zu reduzieren (oder auch ganz einzustellen) um so die 
Selbstbestimmung der Betroffenen zu stärken (ebd. S. 50 u. 90ff.). Gleichzeitig sollen die kommunikati-
ven Kompetenzen ausgebaut werden. Dies kann beispielsweise dadurch geschehen, dass man die Anzahl 
Bilder erhöht, zwischen denen ausgewählt werden kann. Angestrebt wird wenn immer möglich die 
Kommunikation durch Buchstabieren, da nur diese eine differenzierte Kommunikation ermöglicht (ebd. 
S. 54ff. u. 148).  
 
Bei der gestützten Kommunikation handelt es sich Crossley (1997, S. 27 u. 90ff.) zufolge um keine opti-
male Kommunikationsmethode. Vielmehr zeichne sie sich durch verschiedene Abhängigkeiten aus. 
Wann immer die betroffene Person kommunizieren will, benötigt sie eine Stützperson. Diese muss nicht 
nur physisch anwesend sein, sondern sich auch die Zeit zum Stützen nehmen und Bereitschaft zeigen. In 
Institutionen sei insbesondere die Zeit oft begrenzt, was bedeute, dass die Person nur zu bestimmten 
Zeitpunkten kommunizieren kann. Stützpersonen sind dabei nicht beliebig vorhanden, sondern müssen 
gezielt aus- und weitergebildet werden. Auch die Bereitschaft zum Stützen ist womöglich nicht immer 
gegeben. Werden mit Hilfe der Methode sensible Themen angesprochen oder Anschuldigungen ge-
macht, kann dies für die Stützperson zudem unangenehm und belastend sein. Ebenso kann die Anwen-
dung für die Stützperson und andere Beteiligte einen Machtverlust bedeuten, da sich die gestützt kom-
munizierende Person plötzlich zu einem Thema äussern kann und daher bei Entscheidungsfindungspro-
zessen einbezogen werden muss (ebd., S. 163). Die Notwendigkeit einer physischen Stütze birgt Crossley 
(S. 27 u. 135) zufolge zudem die Gefahr einer bewussten oder unbewussten Einflussnahme der Stützper-
son auf die Inhalte der Kommunikation. Aussagen, die gestützt geäussert werden, würden so auch im-
mer wieder bezüglich ihrer Validation hinterfragt. Die Überprüfung der Validation könne für Betroffene 





nicht nur anstrengend, sondern auch beängstigend und befremdend sein. Weiter ist die Kommunikation 
inhaltlich beschränkt. Insbesondere dann, wenn eine Person mit Hilfe von Bildern oder Symbolen kom-
muniziert. Die Aussagen, die die Person machen kann, begrenzen sich dann auf die vorhandenen Bilder 
und Symbole, was die Kommunikation massiv einschränkt. Beim Buchstabieren ergibt sich Crossley (S. 
54ff. u. 148) zufolge zwar keine inhaltliche Einschränkung, jedoch oftmals eine zeitliche. Buchstabieren 
ist sehr zeitaufwändig, was dazu führt, dass nicht beliebig viel kommuniziert werden kann. Die Ge-
schwindigkeit des Zeigens ist zudem meistens von der Art des Stützens abhängig. Eine geringere Stütze 
führt normalerweise zu einem Verlust an Geschwindigkeit. Es gibt verschiedene Beispiele von gestützt 
kommunizierenden Personen, die nach anhaltendem Training auch ohne Stütze schreiben können, dazu 
aber viel mehr Zeit benötigen (ebd., S. 25, 52ff. u. 98). Das Schreiben ohne oder mit wenig Stütze führt 
demnach zu einer erhöhten Unabhängigkeit von der Stützperson, kann aber mit inhaltlichen Einschrän-
kungen einhergehen, da für jede Aussage viel mehr Zeit benötigt wird. Weitere Abhängigkeiten ergeben 
sich bezogen auf Hilfsmittel, die zum Kommunizieren vorhanden sein müssen und einem entsprechen-
den Setting. Fehlen beispielsweise die Symbolkarten oder wurde der Laptop zum Eintippen von Buch-
staben vergessen, hat dies direkte Auswirkungen auf die Person und ihre Möglichkeiten zum Kommuni-
zieren. Ebenso sind einige gestützt kommunizierende Personen auf ein bestimmtes Setting angewiesen. 
Das kann ein niederer Tisch oder ein lärmgeschützter Raum sein. Ist das Setting nicht vorhanden, wird 
die Kommunikation erschwert oder verunmöglicht (ebd., S. 98f.).  
 
Die zahlreichen Abhängigkeiten sind der Grund dafür, weshalb die gestützte Kommunikation nur dann 
angewandt wird, wenn keine bessere Kommunikationsmethode zur Verfügung steht (Crossley, 1997, S. 
35). Gleichzeitig betont Crossley (S. 25 u. 163), dass eine abhängige Kommunikation immer noch besser 
sei als gar keine Kommunikation. Das Ziel, vollkommen unabhängig von der Stützperson zu kommunizie-
ren, werde nur selten erreicht. So werde es immer Personen geben, die nur mit Stütze kommunizieren 
können. Andere müssen zwischen einer langsamen und eingeschränkten, aber unabhängigen Kommuni-
kation und einer schnelleren und flüssigeren, aber abhängigen Kommunikation wählen.  
 
Dennoch wird der Förderung der Autonomie ein hoher Stellenwert zugewiesen. Teil des Trainingspro-
gramms ist es, die konkreten Probleme abzuklären, welche eine Stütze notwendig machen. Im Wissen 
um vorhandene Probleme werden anschliessend Möglichkeiten gesucht, um die Probleme zu vermin-
dern und zu beheben. Crossley (1997, S. 42ff.) nennt unter anderem folgende Probleme, die mit Hilfe 
der Stütze reduziert werden können: Schlechte Augen-Hand-Koordination, niedriger Muskeltonus, ho-
her Muskeltonus, Probleme bei der Isolation und Streckung des Zeigefingers, unwillkürliche Wiederho-
lungen, der Gebrauch von beiden Händen für eine Aufgabe, bei der nur eine Hand erforderlich ist, Tre-
mor (Zittern), Probleme beim Initiieren von Bewegungen und Mangel an Selbstvertrauen. Bei Letzterem 
handle es sich nicht um ein motorisches Problem. Fehlendes Selbstvertrauen könne aber zu Nervosität 





führen, was oftmals die Motorik beeinträchtigt. In einem weiteren Schritt werden im Trainingspro-
gramm die Kompetenzen der Person bezüglich Fertigkeiten wie Lesen und Schreiben abgeklärt und eine 
Strategie zur weiteren Förderung festgelegt. Dies soll der Person längerfristig eine möglichst differen-
zierte und damit unabhängigere Kommunikation ermöglichen (ebd. S. 59ff.). Ebenso wird darauf geach-
tet, möglichst viele Stützpersonen auszubilden, um der gestützt kommunizierenden Person zumindest 
bei der Wahl der Stützperson gewisse Freiheiten einzuräumen (ebd., S. 37). Crossley (S. 51ff.) betont, 
dass die Reduktion der Stütze geplant und stufenweise erfolgen soll. Durch die Planung wird sicherge-
stellt, dass das Ziel der Unabhängigkeit jederzeit verfolgt wird. Mit der stufenweisen Reduktion wird be-
absichtigt, dass die Person zu jedem Zeitpunkt kommunizieren kann und weiter Erfolge erlebt, auch 
wenn die Anforderungen an sie aufgrund der Reduktion der Stütze steigen. Dies kann dadurch gesche-
hen, dass mit der Reduktion der Stütze die Aufgabenstellung vereinfacht wird, oder die Reduktion zu 
Beginn nur in Settings ausprobiert wird, in denen sich die Person sicher fühlt. Crossley (S. 57f. u. 119) zu-
folge ist es wichtig, zu bedenken, dass diese Menschen oftmals jahrelang ohne die Möglichkeit zu kom-
munizieren lebten. Damit einhergehende Gefühle der Ohnmacht und Frustration können sich auch ne-
gativ auf das Selbstbewusstsein und den Glauben an die Selbstwirksamkeit auswirken. Bei der Reduktion 
der Stütze müsse deshalb darauf geachtet werden, Erfolge weiterhin zu ermöglichen und Scheitern zu 
verhindern. 
 
Die Ausführungen von Crossley machen deutlich, dass es sich bei der gestützten Kommunikation um ei-
ne Methode handelt, die sowohl Chancen als auch Risiken birgt. Indem Crossley bei der Ausgestaltung 
des Trainingsprogramms die Risiken miteinbezieht, kann sie sogleich Strategien vermitteln, wie vorhan-
dene Risiken vermindert oder behoben werden können. Dies zeugt von einer umfassenden Auseinan-
dersetzung mit der Methode und einer hohen Sensibilität für deren Schwächen. 
2.2 Stand der Forschung 
Die gestützte Kommunikation wird seit deren Entstehung und Verbreitung kontrovers diskutiert, wes-
halb es nicht weiter erstaunt, dass sie zum Gegenstand mehrerer Forschungsprojekte wurde und ver-
schiedene empirische Datensätze existieren. Janz, Klauss und Bayer haben in ihrem Buch, Forschung und 
Praxis im Dialog, die gestützte Kommunikation als Gegenstand empirischer Wissenschaft untersucht. 
Janz, Klauss und Bayer (2010, S. 10f.) zufolge befasst sich die Forschung insbesondere mit der Frage nach 
der Validation der gestützt verfassten Texte. Diese Fokussierung begründen sie mit der Diskrepanz der 
gestützt hervorgebrachten kommunikativen und kognitiven Leistungen und dem ohne Stütze beobacht-
baren Verhalten, das von weitaus geringerem Leistungsniveau zeugt. Aufgrund der durch diese Wider-
sprüche hervorgerufenen Skepsis wurden in den 1990er Jahren die sogenannten Validationsstudien 
durchgeführt, welche grosses Aufsehen erregten. Allmuth Bober hat in seiner Doktorarbeit eine Analyse 
des Forschungsstandes vorgenommen und sich dabei mit den Validationsstudien der 1990er Jahren be-





fasst. Gemäss Bober (2010, S. 6f.) handelt es sich dabei um rund fünfzig experimentelle Studien, bei wel-
chen die Validation der gestützt verfassten Texte überprüft werden sollte. Dabei wurde untersucht, ob 
gestützt kommunizierende Personen Sachverhalte wiedergeben können, die zwar ihnen, aber nicht der 
Stützperson bekannt waren. In manchen Studien wurde zudem überprüft, ob sie Informationen wieder-
geben können, welche nur der Stützperson bekannt waren. Die Studien haben ergeben, dass die Test-
personen Sachverhalte, welche sowohl ihnen als auch der Stützperson bekannt waren, gestützt wieder-
geben konnten. Hingegen konnten sie Sachverhalte, die nur ihnen alleine bekannt waren, in der Regel 
nicht reproduzieren. Sachverhalte, die zwar der Stützperson bekannt, den Testpersonen jedoch unbe-
kannt waren, konnten mehrheitlich wiedergegeben werden. Dies, obwohl die Testpersonen über keine 
Informationen zum Sachverhalt verfügten (ebd., S. 6f.). 
 
Um die Ergebnisse aus den Validationsstudien der 1990er Jahre zu verdeutlichen, werden folgend zwei 
Studien aus dieser Zeit genauer vorgestellt. Donald P. Oswald hat im Jahr 1994 eine Studie durchgeführt, 
bei der die Validation der Kommunikation bei 7 Personen, die gestützt kommunizierten, überprüft wer-
den sollte. Alle Testpersonen verfügten über die Diagnose Autismus und geistige Behinderung. Die Test-
situation zeichnete sich dadurch aus, dass die Testperson und die Stützperson über Kopfhörer Fragen 
gestellt bekamen, welche die Testperson durch das Zeigen auf Bilder beantworten sollte. Um die Valida-
tion überprüfen zu können, wurden der Stützperson manchmal andere Fragen gestellt als der Testper-
son, wobei weder die Stützperson, noch die Testperson davon wussten (vgl. Oswald, 1994, S. 191ff.). 
Oswald (S. 191) zufolge konnte auf diese Weise bei drei Personen eine Beeinflussung der Inhalte durch 
die Stützperson festgestellt werden, da die Testpersonen auf Fragen antworteten, die nicht ihnen, son-
dern der Stützperson gestellt worden waren. Bei drei weiteren Personen wurde keine Beeinflussung 
festgestellt, wobei diese aber auch keine unerwartet hohen kommunikativen Leistungen zeigten. Bei ei-
ner Person war keine Aussage möglich, da diese völlig willkürlich auf Bilder zeigte. Oswald folgert da-
raus, dass der Nutzen der gestützten Kommunikation überschätzt würde und dadurch keine überra-
schenden kommunikativen oder kognitiven Leistungen gezeigt würden. Vielmehr bestehe die Gefahr der 
Beeinflussung der Kommunikation durch die Stützperson (ebd. S. 192ff.). 
 
Als weiteres Beispiel für die Validationsstudien der 1990er Jahre kann die Studie von Emiko Kezuka ge-
nannt werden, welche verschiedene Experimente mit einer Frau durchführte, die über die Diagnose Au-
tismus verfügte und seit mehreren Jahren gestützt kommunizierte. Bei den Experimenten ging es da-
rum, zu überprüfen, wie die Beeinflussung durch die Stützperson zustande kommt (vgl. Kezuka, 1997, S. 
571f.). Dazu wurden die Bewegungsabläufe in verschiedenen Untersuchungssettings und mit Hilfe von 
Videoaufnahmen analysiert. In den Videoaufnahmen konnten minimale Bewegungen festgestellt wer-
den, die darauf schliessen lassen, dass die Stützperson, wenn auch unbewusst, die Bewegungen der Frau 
steuerte. Kezuka sieht darin den Beweis, dass gestützt gezeigte Leistungen nicht dem Leistungsniveau 





der gestützt kommunizierenden Person entsprechen. Vielmehr handle es sich dabei um eine Täuschung 
(ebd. S. 591f.). 
 
Die Befunde aus den Validationsstudien der 1990er Jahre haben dazu geführt, dass die gestützte Kom-
munikation in Frage gestellt und kritisiert wurde. Ebenso hat das Forschungsinteresse nachgelassen, da 
viele Forscher und Forscherinnen die Frage nach der Validation für geklärt hielten (vgl. Bober, 2010, S. 
6f.; Janz, Klauss & Bayer, 2010, S. 9). Dies wird u.a. daran ersichtlich, dass ab dem Jahr 1998 kaum mehr 
neue Studien erschienen (vgl. Probst, 2009, S. 99; Biermann, 1999, S. 72ff.). Dafür wurden die Ergebnisse 
aus den Validationsstudien der 1990er Jahren von verschiedenen Forschern und Forscherinnen analy-
siert. Allen voran Adrienne Biermann, welche anhand eines hermeneutischen Verfahrens die Studien 
untereinander verglich. Biermann (1999, S. 117 u. 188ff.) kam zum Ergebnis, dass im Schnitt bei 3 von 4 
Versuchspersonen Beeinflussung durch die Stützperson festgestellt werden konnte. Interessant dabei 
war die Tatsache, dass die Studien, welche gegen Ende der 1990er Jahre durchgeführt wurden, im 
Schnitt mehr valide Resultate zeigten, als frühere Studien. Biermann erklärt sich die Verbesserung der 
Ergebnisse damit, dass die Testverfahren über die Zeit angepasst und optimiert wurden.  
 
Zum selben Schluss kommen Konrad Bundschuh und Andrea Basler-Eggen, welche die Validationsstudi-
en der 1990er Jahre ebenfalls analysiert haben. Im Auftrag des bayerischen Staatsministerium für Arbeit 
und Sozialordnung, Familien, Frauen und Gesundheit führten sie im Jahr 2000 eine eigene Studie durch, 
in welcher sie die Ergebnisse der Validationsstudien der 1990er Jahre kritisch hinterfragten und eigene 
Resultate präsentierten, die für die valide Anwendung der gestützten Kommunikation sprechen (vgl. 
Bundschuh & Basler-Eggen, 2000, S. 58ff.). Dabei weisen sie darauf hin, dass es vielfältige Gründe geben 
kann, weshalb gestützt kommunizierende Personen bei einem Test versagen und ihre Kommunikations-
fähigkeit nicht zeigen können. So können Testsituationen Stress, Unsicherheit und Angst verursachen 
oder Trotzreaktionen hervorrufen. Weiter könne die Leistung je nach Tagesform der Testperson und der 
Möglichkeit des Einübens einer Test-Form vor Testbeginn variieren. Auch behinderungsbedingte Ein-
schränkungen wie Wortfindungsstörungen müssten bei der Ausarbeitung der Tests berücksichtigt wer-
den (ebd. S. 58f.). Bei der von Bundschuh und Basler-Eggen durchgeführten experimentellen Validati-
onsstudie wurden diese und weitere mögliche Störfaktoren bei der Ausarbeitung der Tests und Vorbe-
reitung der Testpersonen beachtet. Die Testsituation zeichnete sich dadurch aus, dass die Stützperson 
blind stützen musste, da ihre Sicht auf die Prüfungsaufgaben durch eine Styroporwand verhindert wur-
de. Die Stützperson wusste somit nicht, was in der jeweiligen Aufgabe verlangt wurde, wodurch sicher-
gestellt werden konnte, dass die vollbrachten Leistungen der Testperson zugerechnet werden konnten. 
Anders als bei den Validationsstudien der 1990er Jahren wurden den Testpersonen zur Beantwortung 
der Testfragen mehrere mögliche Antworten zur Verfügung gestellt, aus welchen sie die Richtige aus-
wählen konnten. Die so erlangten Daten wurden anschliessend anhand Kriterien der Zufallstrefferwahr-





scheinlichkeit und der Trefferwahrscheinlichkeit ausgewertet (ebd., S. 70f.). Die Stichprobe bestand aus 
7 Testpersonen, welche zusammen insgesamt 909 Fragen beantwortet haben, wobei sie 464 richtige 
Antworten gaben. Die Arbeitshypothese, dass gestützt kommunizierende Personen unter kontrollierten 
Bedingungen in überprüfbarer Weise gestützt Inhalte an Kommunikationspartner und -partnerinnen 
übermitteln können, die ihren Stützpersonen unbekannt sind, konnte dabei bestätigt werden. Die Tref-
ferquote der Testpersonen war mit 51% so hoch, dass statistisch gesehen nicht mehr von einem Zufall 
gesprochen werden konnte (ebd., S. 96f.). 
 
Für die Validation der Kommunikation sprechen auch die Resultate aus der Studie von Grayson. Grayson 
(2009, zit. in Janz, Klauss & Bayer, 2010) hat mit Hilfe der Eye-Tracking-Methode bei 8 Testpersonen 
Tests durchgeführt. Die Methode zeichnet sich dadurch aus, dass die Blickrichtung der Testpersonen 
vor, während und nach der Zeigebewegung nachverfolgt werden kann. Aus den Aufzeichnungen wurde 
deutlich, dass 7 der 8 Testpersonen Buchstaben, auf die sie später zeigten, im Vorfeld signifikant häufi-
ger anschauten, als andere Buchstaben. Grayson zufolge spricht dieser Befund dafür, dass gestützt 
kommunizierende Personen die Inhalte der Kommunikation selbstständig bestimmen (ebd. S. 14). 
 
Die erwähnten Studien zeigen, dass der Einfluss der Stützperson auf die gestützt hervorgebrachten Äus-
serungen nach wie vor nicht vollends geklärt ist. Anhand der Studie von Bundschuh und Basler-Eggen, 
aber auch der Studie von Grayson konnte zwar die Annahme widerlegt werden, dass in der Fremdsteue-
rung das einzige Wirkungsprinzip der Methode liegt. Die Ergebnisse aus den Validationsstudien der 
1990er Jahre machen aber deutlich, dass eine inhaltliche Beeinflussung der Kommunikation durch die 
Stützperson durchaus möglich ist, wenngleich diese oftmals unbewusst geschieht. Die Frage, in welchen 
Situationen und in welchem Ausmass es zur Beeinflussung der Kommunikation durch die Stützperson 
kommt, kann anhand des aktuellen Forschungsstands kaum beantwortet werden. Neue Erkenntnisse 
diesbezüglich könnte die noch nicht abgeschlossene Doktorarbeit von Andrea Alfaré zur multimodalen 
Analyse von FC-Interaktionen bringen. Als Mitbegründerin der effective communication gmbh (efc), wel-
che Evaluationen und Schulungen zur Anwendung der gestützten Kommunikation durchführt, bestimmt 
Alfaré die FC-Praxis in der Schweiz massgeblich mit. In ihrer Doktorarbeit untersucht sie die Interakti-
onsprozesse zwischen den gestützt kommunizierenden Personen und den Stützpersonen, wobei sie un-
ter anderem festzustellen versucht, wann und in welcher Form es zur Beeinflussung kommt (vgl. Andrea 
Alfaré, Thekla Huber-Kaiser, Frauke Janz & Theo Klauss, 2010, S. 14f.).  
 
Bis heute wenig Beachtung in der Forschung findet die Frage nach den positiven Begleiterscheinungen 
der gestützten Kommunikation (Janz, Klauss & Bayer, 2010, S. 16). Dies überrascht, da es zahlreiche Be-
richte aus der Praxis gibt, die von positiven Begleiterscheinungen, wie einer erhöhten sozialen Anerken-
nung, mehr sozialen Kontakten und einer verbesserten Integration ins soziale Umfeld berichten. Dies 
wurde u.a. aus den Ergebnissen der Umfrage von Janz, Klauss und Bayer an der internationalen Fachta-





gung zum Thema FC – Forschung und Praxis im Dialog deutlich (vgl. ebd. S. 181ff.). Die Befragten gaben 
an, die gestützte Kommunikation verbessere die soziale Integration und Teilhabe der Betroffenen (77%) 
und erhöhe deren soziales Ansehen (76%). Ebenso ist von mehr privaten Kontakten die Rede (65%). Da 
die Ergebnisse dieser Studie bereits im Kapitel 1.2 vorgestellt wurden, werden sie an dieser Stelle nicht 
weiter erläutert. Positive Begleiterscheinungen werden jedoch auch in verschiedenen Diplomarbeiten 
untersucht und empirisch belegt. Barbara Hager-Hess hat in ihrer Diplomarbeit Chancen und Risiken der 
gestützten Kommunikation erarbeitet, indem sie zwei Männer mit einer geistigen Behinderung begleite-
te, die neu in der gestützten Kommunikation unterrichtet wurden. Dabei hat sie die Situation der Män-
ner vor und nach der Einführung der Methode untersucht und verglichen. Aus den Ergebnissen wurde 
deutlich, dass sich die Männer dank der gestützten Kommunikation vermehrt mitteilen und sich für ihre 
Wünsche und Interessen einsetzen konnten. Ebenso agierten sie selbstbestimmter und selbstständiger. 
Weiter wurde erwähnt, dass die Männer ihr Selbstbild revidieren konnten, da sie im Austausch mit an-
deren Menschen sich selbst anders wahrzunehmen begannen. Hager-Hess stellte zudem fest, dass die 
Männer nach der Einführung der Methode veränderte und neue Kontakte im sozialen Umfeld pflegten, 
indem sie beispielsweise Briefkontakte zu Familienangehörigen aufnahmen (Hager-Hess, 2009, S. 25ff.). 
Zu ähnlichen Ergebnissen gelangte auch Maria Hansel, welche die Auswirkungen der gestützten Kom-
munikation im Lebensalltag einer Wohngruppe untersuchte und Susanna Gugger Bachofen, welche eine 
Studienarbeit zur gestützten Kommunikation – Pro und Kontra schrieb (vgl. Gugger Bachofen, 2004; 
Hansel, 2007). Da Diplom- und Studienarbeiten kaum den wissenschaftlichen Ansprüchen der Forschung 
genügen, sind die genannten Ergebnisse wenig aussagekräftig. Jedoch können sie als Hinweis verstan-
den werden, dass in diesem Bereich weiterer Forschungsbedarf besteht.  
2.3 Die Kontroverse 
Die Ausführungen zum Forschungsstand und der Funktionsweise der gestützten Kommunikation ma-
chen deutlich, dass diese immer wieder Anlass für heftige Diskussionen gab. Wie bereits genannt wurde, 
kann das erhöhte Interesse an der Methode damit erklärt werden, dass Menschen, die zuvor als geistig 
behindert galten, mit Hilfe der Stütze plötzlich hohe kognitive Leistungen zeigten (Janz, Klauss und Bay-
er, 2010, S. 9ff.). Während dies von gewissen Personen mit Begeisterung aufgenommen wurde, weckte 
es bei anderen Zweifel. Die Validationsstudien der 1990er Jahre können als Antwort auf diese Zweifel 
gesehen werden. Biermann hat sich in ihrem Buch Gestützte Kommunikation im Widerstreit dazu geäus-
sert, wie sich ein Teil der Autoren und Autorinnen der Validationsstudien der 1990er Jahre die Funkti-
onsweise der gestützten Kommunikation erklären. Sie unterscheidet dabei zwischen dem Ouija-Board-
Effekt und dem Clever-Hans-Effekt (vgl. Biermann, 1999, S. 9ff.). Biermann (S. 48) zufolge wird unter Ers-
terem eine unbewusste Steuerung durch minimale motorische Hinweisreize verstanden. Das Ouija-
Board funktioniert dabei ähnlich wie das Gläserrücken. Mehrere Personen halten ihre Hand auf einen 
Gegenstand, welcher auf einer mit Buchstaben beschrifteten Tafel liegt und stellen eine Zukunftsfrage. 





Der Gegenstand bewegt sich dann von Buchstabe zu Buchstabe, wobei eine Antwort geformt wird. Die-
ser Vorgang wird dadurch erklärt, dass eine der beteiligten Personen durch minimale Bewegungen mit 
der Hand, welche sie selbst nicht bewusst wahrnimmt, den Gegenstand steuert. Beim Clever-Hans-
Effekt handelt es sich Biermann (S. 48f.) zufolge um ein ähnliches Phänomen. Auf Jahrmärkten wurden 
Pferde vorgeführt, die durch Kratzen mit den Hufen die richtige Lösung von Rechenaufgaben bestimmen 
und andere sinnvolle Antworten geben konnten. Durch Experimente wurde schliesslich eine Erklärung 
gefunden. Die Pferde konnten zwar keine Rechenaufgaben lösen, reagierten mit ihrem Verhalten aber 
auf unbewusst gegebene Hinweisreize der Pferdezüchter und Pferdezüchterinnen.  
 
Die Vermutung, die gestützte Kommunikation könnte nach dem Ouija-Board-Effekt oder dem Clever-
Hans-Effekt funktionieren, wurde auch von Kezuka (1997, S. 591f.) geäussert, deren Studie im Kapitel 
2.2 vorgestellt wurde. Spätestens die Ergebnisse aus der Studie von Bundschuh und Basler-Eggen ma-
chen jedoch deutlich, dass deren Funktionsweise weder über den Ouija-Board-Effekt, noch über den 
Clever-Hans-Effekt vollends erklärt werden kann. Da die Stützperson bei dieser Studie blind stützen 
musste und somit die jeweilige Aufgabenstellung nicht kannte, konnte sie auch keine unbewussten Hin-
weise für die richtige Antwort geben (vgl. Bundschuh & Basler-Eggen, 2000, S. 58ff.). Bober (2010, S. 2) 
zufolge gibt es jedoch nach wie vor Personen, die genau das behaupten. Als einer der vehementesten 
Vertreter dieser Auffassung kann Probst genannt werden, der die gestützte Kommunikation als Metho-
de gänzlich in Frage stellt. Probst (2003, S. 1ff.) unterscheidet dabei zwischen wissenschaftlich haltbaren 
und wissenschaftlich unhaltbaren Behandlungsmethoden, wobei er Letztere weiter in schädliche und 
unschädliche Methoden unterteilt. Die gestützte Kommunikation zählt er zu den unhaltbaren und schäd-
lichen Methoden. Schädlich sei sie deshalb, weil Menschen mit Kommunikationsbeeinträchtigungen 
Meinungen und Aussagen unterstellt würden, die diese womöglich gar nicht machen wollten. Dies sei 
für die Betroffenen belastend und könne deren psychische Integrität verletzen (Probst, 2009, S. 100). 
Dabei bezieht er sich in erster Linie auf die Resultate aus den Validationsstudien der 1990er Jahre, aber 
auch auf die Tatsache, dass die Häufigkeit der Anwendung seit Mitte der 1990er Jahre zurückgegangen 
sei. Letzteres begründet er damit, dass mit Hilfe der gestützten Kommunikation wiederholt Falschbe-
schuldigungen gemacht wurden, bei denen es um sexuellen Missbrauch ging. In Gerichtsverfahren hät-
ten sich die Anschuldigungen der Betroffenen oftmals als unhaltbar herausgestellt, woraufhin die Ankla-
gen fallen gelassen wurden. Dies habe zu negativer Berichtserstattung in den Medien geführt, was die 
Beliebtheit der Methode und der Glaube an deren Wirksamkeit minderte (Probst, 2003, S. 1ff.). Crossley 
(1997, S. 153ff.) widerspricht Probst diesbezüglich und weist darauf hin, dass Betroffene durch die Me-
thode überhaupt erst die Möglichkeit erlangten, sich für ihre Belange und Rechte einzusetzen und sen-
sible Themen anzusprechen. Zuvor hätten sie Übergriffen mehrheitlich wehrlos gegenüber gestanden, 
was sich dank der gestützten Kommunikation nun geändert habe.  
 





Janz, Klauss und Bayer (2010, S. 10ff.) zufolge gibt es auch Kritiker und Kritikerinnen der gestützten 
Kommunikation, welche die Methode nicht als Ganzes in Frage stellen. Sie erachten die Möglichkeit, 
dass gestützt valide kommuniziert werden kann, als gegeben. Jedoch sehen sie aufgrund der vielen Ab-
hängigkeiten und dem Risiko der Beeinflussung nicht ein, weshalb weiterhin Geld in die gestützte Kom-
munikation investiert wird. Ihrer Meinung nach sollten vorhandene Mittel besser für Kommunikations-
methoden verwendet werden, deren Wirksamkeit klar belegt ist und bei denen sich die Frage nach der 
Validation der Kommunikation nicht stellt (vgl. Janz, Klauss und Bayer, 2010, S. 10ff.). Nicht beachtet 
wird bei dieser Argumentation jedoch die Tatsache, dass die gestützte Kommunikation erst dann einge-
setzt wird, wenn keine alternative Kommunikationsmöglichkeit besteht. Für die betroffenen Personen 
gibt es demnach keine andere Möglichkeit, sich kommunikativ mitzuteilen oder ihre Kommunikations-
möglichkeiten zu verbessern (vgl. Crossley, 1997, S. 35). 
 
Unabhängig der Forschungsdebatte gab es immer auch wieder Personen, welche die Meinung vertraten, 
dass die Frage nach der Validation überbewertet werde. Crossley (1997, S. 145) gab beispielsweise zu 
bedenken, dass Menschen sich beim Kommunizieren ständig bewusst oder unbewusst beeinflussen. 
Dies könne sowohl physisch, als auch verbal oder psychisch geschehen. Dass es bei der gestützten 
Kommunikation zur Beeinflussung kommen kann, sei deshalb nicht weiter erstaunlich und auch nicht 
zwingend problematisch. Kritisch würde dies erst, wenn die Kommunikation mehrheitlich oder ganz 
durch Beeinflussung entstände und Gesagtes unreflektiert für bare Münze genommen würde. Ist das 
der Fall, sieht Crossley darin ein Zeichen, dass weiteres Training notwendig ist. Schliesslich beinhalte das 
Trainingsprogramm zur gestützten Kommunikation verschiedene Möglichkeiten, um Beeinflussung 
weitgehend zu verhindern. Verheerend wäre es dagegen, daraus zu schliessen, die Methode sei ineffek-
tiv und müsse deshalb eingestellt werden. Damit würden der Person jegliche Möglichkeiten zur Kom-
munikation und einer damit verbundenen Selbstbestimmung genommen (ebd., S. 135).  
 
In diesem Zusammenhang wird oftmals auf Tests verwiesen, mit welchen die Validation der Kommuni-
kation überprüft werden kann. Crossley hat in ihrem Trainingsprogramm zur gestützten Kommunikation 
so auch verschiedene Möglichkeiten genannt, um die Validation zu überprüfen (vgl. Crossley, 1997, S. 
125ff.). Die Resultate aus solchen Tests sind Crossley (S. 134ff.) zufolge jedoch mit Vorsicht zu geniessen. 
Von einem Versagen im Test könne nicht darauf geschlossen werden, dass die Person mit Hilfe der ge-
stützten Kommunikation nicht auch valide kommunizieren kann. Der Test zeige lediglich, dass die Person 
in der Testsituation nicht valide kommunizieren konnte. Ob das in anderen Situationen auch so ist, 
bleibt offen. Dietmar Zöller1 (2002, S. 7f.) verdeutlicht diesen Sachverhalt, indem er auf mögliche Grün-
de für ein Versagen in Testsituationen hinweist. Als gestützt kommunizierende Person vertritt er in der 
                                                 
1
 Dietmar Zöller hat als autistischer Autor mehrerer Bücher Bekanntheit erlangt. In seinen Publikationen äussert er sich zur Kon-
troverse um die gestützte Kommunikation. Er selbst kann auch ohne physische Stütze schreiben, wenn gleich dies für ihn viel 
anstrengender ist und er erheblich mehr Zeit benötigt. 





Kontroverse die Innensicht der Betroffenen. Er prangert an, dass sich Wissenschaftler und Wissenschaft-
lerinnen dem Thema nur theoretisch nähern und sich zu wenig mit den Menschen dahinter befassen 
und deren Nöte daher auch nicht nachvollziehen können. Er selbst brauchte viel Zeit und Übung, um 
Testsituation erfolgreich bestehen zu können. Schwierigkeiten bereiteten ihm insbesondere das Ausei-
nanderhalten von Emotionalem und Sachlichem. Während es ihm leicht fiel, über Gefühle zu schreiben, 
konnte er sachliche Fragen kaum beantworten. Um Testsituationen erfolgreich bestehen zu können, 
musste er lernen, zuerst die Emotionen wegzuschliessen, da diese sonst übermächtig wurden und ihn 
vom Sachlichen abhielten. Gelang ihm das nicht, konnte das innere Gefühlschaos so absorbierend sein, 
dass eine Konzentration auf die Testfragen unmöglich wurde (ebd. S. 18ff.). Zöller (S. 18ff.) sieht darin 
einen möglichen Grund, weshalb es in manchen Situationen zu Beeinflussung kommt. Gestützt kommu-
nizierende Personen seien zu stark mit ihren Emotionen beschäftigt, als dass sie auf eine allfällige Beein-
flussung achten könnten. In Testsituationen seien diese Emotionen aufgrund des Leistungsdrucks be-
sonders stark. Dies erhöhe nicht nur das Risiko der Beeinflussung, sondern sei für die Betroffenen auch 
sehr belastend (ebd. S. 21). Crossley (S. 127ff.) setzt sich deshalb dafür ein, dass die Validation der 
Kommunikation nur dann überprüft wird, wenn dies im Interesse der Betroffenen liegt. Das wäre bei-
spielsweise der Fall, wenn bei einer Entscheidung in einer wichtigen Angelegenheit die Einflussnahme 
der Stützperson vermutet wird. Zur Überprüfung der Validation könnte dann eine zweite Stützperson 
einbezogen werden, um sicher zu gehen, dass die Betroffenen ihre Meinung auch wirklich kundtun 
konnten. Eine Auseinandersetzung darüber, ob eine Person grundsätzlich zu kommunizieren in der Lage 
ist, bezeichnet Crossley als unakzeptabel. Vielmehr sollte es darum gehen, dass eine Person eine Mög-
lichkeit zur Kommunikation hat, auch wenn diese nicht optimal und fehlerhaft ist (ebd., S. 128). 
 
Die Frage, wie es möglich ist, dass gestützt Kompetenzen gezeigt werden, welche nicht mit dem sonsti-
gen Leistungsniveau der Person übereinstimmen, ist zentraler Bestandteil der Kontroverse. Zöller (2002, 
S. 23ff.) gelingt es auch hier, mögliche Erklärungen für vorhandene Diskrepanzen zu finden. Anders als 
bei anderen Menschen fehle ihm bei vielen Bewegungsabläufen auch nach mehrfacher Repetition die 
Routine. Das bedeute, dass er eine bestimmte Bewegung immer wieder von neuem planen und bewusst 
durchführen muss, was sehr anstrengend sei und eine hohe Konzentration erfordere. Dieser Umstand 
werde weiter erschwert durch das Unvermögen, gleichzeitig zu denken und zu handeln. Muss eine Be-
wegung unter Druck umgesetzt werden, könne es zu Schwierigkeiten kommen. Eine Aufforderung wer-
de zwar registriert, und die Person wisse, was sie zu machen hat, der Körper führe die notwendigen Be-
wegungen aber nicht oder nicht umgehend aus. Darin sieht Zöller den Grund, weshalb Betroffene ihre 
Kompetenzen oftmals nicht vollumfänglich zeigen können. Die Stütze erleichtere den Wechsel vom 
Denken zum Handeln, da ein physischer Impuls gegeben wird. Ist ein Anfang gemacht, erfolge die Bewe-
gung danach leichter (ebd. S. 24f.).  





Die Unterteilung in Befürworter und Befürworterinnen und Kritiker und Kritikerinnen der gestützten 
Kommunikation vermag die Kontroverse in der Schweiz jedoch nicht vollends umfassen. Schliesslich gibt 
es auch unter den Befürwortern und Befürworterinnen kritische Stimmen, die eine Revision der Metho-
de für notwendig halten, sich aber klar für deren Anwendung aussprechen. Die wichtigsten Vertreterin-
nen sind Andrea Alfaré und Thekla Huber-Kaiser von der effective communication gmbh (efc). Wie be-
reits erwähnt wurde, bietet die efc Kurse zur Anwendung der gestützten Kommunikation an und nimmt 
so indirekt auf die FC-Praxis in der Schweiz Einfluss. Das Hauptanliegen von Alfaré und Huber-Kaiser be-
steht darin, eine problematische FC-Praxis, welche durch wenig Selbstbestimmung und viel Beeinflus-
sung gekennzeichnet ist, zu verhindern. Durch die von ihnen erarbeiteten FC-Standards soll dies umge-
setzt werden. Eine möglichst rasche Reduktion der physischen Stütze und eine ständige, in den Alltag 
integrierte Überprüfung der Validation der Kommunikation sollen dabei sicherstellen, dass die Selbstbe-
stimmung der gestützt kommunizierenden Person bestmöglich gewährt wird (Alfaré & Huber-Kaiser, 
2010, S. 210f.). Dieses Vorgehen wird jedoch nicht von allen Befürwortern und Befürworterinnen der 
Methode gut geheissen. Einige sehen darin die Gefahr, dass der eigentliche Nutzen der Methode, näm-
lich Kommunikation zu ermöglichen, verloren geht (vgl. Béa Kaufmann, 2012, S. 1f.). Während Crossley 
klar auf das Ziel hin arbeitet, mit Betroffenen wenn immer möglich zu buchstabieren und so eine mög-
lichst differenzierte Kommunikation zu ermöglichen, steht bei Alfaré und Huber-Kaiser die Sicherstellung 
der Selbstbestimmung und damit die Reduktion der Stütze im Vordergrund. Eine durch wenig Stütze ge-
kennzeichnete Kommunikation, die dafür oftmals auch langsamer und weniger differenziert ist, wird be-
vorzugt (vgl. Kaufmann, 2012, S. 1f.).  
 
Die Ausführungen machen deutlich, dass sowohl die Befürworter und Befürworterinnen, als auch die 
Kritiker und Kritikerinnen Mühe haben, ihre Argumente mit stichhaltigen Forschungsergebnissen zu un-
termauern. Die Argumentation der Kritiker und Kritikerinnen baut mehrheitlich auf den Ergebnissen aus 
den Validationsstudien der 1990er Jahre auf, wobei Resultate anderer Studien ignoriert werden. Die Be-
fürworter und Befürworterinnen gründen ihre Argumentation vermehrt auf praktischen Erfahrungen 
und Beobachtungen, wobei oftmals forschungsbasierte Daten fehlen, auf welche sie sich stützen könn-
ten. Was jedoch wichtiger erscheint und anhand der Kontroverse durchaus ersichtlich wird, sind die 
Streitpunkte. Diese sind im Hinblick auf die Analyse relevant, da sie Hinweise auf mögliche Wertekonflik-
te geben. 





3. Ethik der Sozialen Arbeit 
Um eine berufsethische Reflexion der gestützten Kommunikation vornehmen zu können, werden in die-
sem Kapitel die ethischen Grundlagen der Sozialen Arbeit erarbeitet und die Ethik Sozialer Arbeit im Be-
reich der Angewandten Ethik verortet. In einem weiteren Schritt wird das reflexive Begründungsverfah-
ren vorgestellt, welches bei der berufsethischen Reflexion als Analyseinstrument dient.  
3.1 Ethische Grundlagen 
Sozialarbeitende in der Praxis werden tagtäglich mit Situationen konfrontiert, in denen sie eine Ent-
scheidung treffen müssen. Dabei sind sie gezwungen zwischen verschiedenen Handlungsmöglichkeiten 
zu wählen und sich somit für oder gegen eine bestimmte Handlung zu entscheiden. Daraus ergibt sich 
die Frage, aufgrund welcher Kriterien Sozialarbeitende Entscheide fällen, insbesondere dann, wenn die 
Sachlage komplex ist und die Entscheidung schwer fällt. Schmocker hat sich im Auftrag von AvenirSocial 
vertieft mit dem Berufskodex Soziale Arbeit Schweiz auseinandergesetzt und eine Einführung mit Glos-
sar zum Berufskodex verfasst. Schmocker (2011a, S. 5) zufolge sind menschliche Handlungen nie wert-
frei. Bei der Entscheidung für oder gegen eine Handlungsmöglichkeit spielen Werte demnach immer ei-
ne zentrale Rolle, auch wenn man sich dessen oftmals nicht bewusst ist. Damit Werteentscheide nicht 
beliebig erfolgen, ist die Soziale Arbeit auf gemeinsam geteilte Werte, daraus ableitbare ethische Prinzi-
pien und konkrete, normativ vorgegebene, moralische Handlungsregeln angewiesen, was vom Wissen-
schaftsphilosophen und Systemtheoretiker Mario Bunge (1989, zit. in Staub-Bernasconi, 2007, S. 189) 
als Ethik bezeichnet wird. Ethik wird so zur Basis für gut begründete moralische Entscheidungen (Anne-
marie Pieper, 2007, zit. in Schmocker, 2011a, S. 44). Die berufsethischen Grundlagen der Sozialen Arbeit 
sind im Berufskodex Soziale Arbeit Schweiz von AvenirSocial zusammengestellt (Schmocker, 2011a, S. 5). 
Im Hinblick auf die berufsethische Reflexion der gestützten Kommunikation ist der Berufskodex deshalb 
zentral. Er basiert auf dem Grundlagendokument Ethik in der Sozialen Arbeit – Darstellung der Prinzi-
pien, welches im Jahr 2004 von den beiden internationalen Dachverbänden International Federation of 
Social Workers und International Association of Schools of Social Work in einem vielschichtigen Prozess 
erarbeitet wurde. Der Berufskodex kann von Sozialarbeitenden als Argumentarium genutzt werden, um 
begründete Werteentscheidungen zu fällen (Schmocker, 2012, S. 1f.).  
 
Was unter Werten genau verstanden wird, ist im Berufskodex nicht ersichtlich. Bunge (1989, zit. in 
Staub-Bernasconi, 2007, S. 189) zufolge beschreiben Werte wünschbare Fakten. Sie bestimmen die Rich-
tung von Zielen und sind ausschlaggebend bei der Unterscheidung zwischen wünschbarem und proble-
matischem Verhalten. In der Einführung mit Glossar zum Berufskodex von AvenirSocial weist Schmocker 
(2011a, S. 29f.) auf die enge Verbundenheit zwischen Werten und den menschlichen Bedürfnissen hin. 
Der Mensch wird dabei als lebendiges Wesen angesehen, das biologische, psychische, soziale und kultu-





relle Bedürfnisse hat, welche es zu befriedigen gilt. Diese dienen zugleich als Massstab, um wünschbares 
und problematisches Verhalten zu bestimmen. Die Bezugnahme auf die menschlichen Bedürfnisse wird 
auch aus dem Berufskodex deutlich: „Alle Menschen haben Anrecht auf die Befriedigung existentieller 
Bedürfnisse sowie auf Integrität und Integration in ein soziales Umfeld.“ (Avenir Social, 2010, S. 6). Die-
ser Ansatz wird auch von Staub-Bernasconi aufgenommen. Im Zusammenhang mit der Frage, was 
wünschbare Fakten und somit Werte sein könnten, weist Staub-Bernasconi auf die menschlichen Be-
dürfnisse hin, welche befriedigt sein müssen, um Wohlbefinden erreichen zu können. Für die Soziale Ar-
beit relevante Werte lassen sich demnach aus den menschlichen Bedürfnissen ableiten. Daraus ergibt 
sich die Frage, was unter Bedürfnissen genau verstanden wird. Staub-Bernasconi bezieht sich bei der 
Umschreibung der Bedürfnisse auf Werner Obrecht, der Bedürfnisse wie folgt definiert: „Ein Bedürfnis 
ist ein interner Zustand (mehr oder weniger weit) weg vom für den Organismus befriedigenden Zustand 
(Wohlbefinden), der innerhalb des Nervensystems registriert wird und davon (d.h. von diesem Span-
nungszustand) ausgehend den Organismus (das Individuum) zu einer Kompensation des entstandenen 
Defizits ein nach aussen gerichtetes Verhalten motiviert. Mit anderen Worten geht es um die Wieder-
herstellung von inneren Soll-Werten.“ (Obrecht, zit. in Staub-Bernasconi, 2007, S. 170). Weiter weist Ob-
recht (2006, S. 422ff.) auf den Unterschied zwischen Bedürfnissen und Wünschen hin. Während Bedürf-
nisse universellen Charakter haben und sich durch die Struktur des Menschen ergeben, seien Wünsche 
kulturell gelernt und können deshalb je nach kulturellem Hintergrund unterschiedlich sein. Nichtsdesto-
trotz seien Wünsche, wenn auch oftmals unbewusst, durch unbefriedigte Bedürfnisse motiviert. Bei-
spielsweise kann hinter dem Wunsch, sich ein Auto zu kaufen, das Bedürfnis nach sozialer Anerkennung 
stehen. Ebenso könnte der Wunsch, sich elegant und extravagant zu kleiden durch das Bedürfnis nach 
Unverwechselbarkeit oder emotionaler Zuwendung (Liebesbedürfnis) begründet sein. Obrecht (S. 440) 
unterscheidet 19 verschiedene Bedürfnisse2, welche in biologische, psychische und soziale Bedürfnisse 
unterteilt werden können. Während einige Bedürfnisse sofort befriedigt werden müssen (z.B. das Be-
dürfnis nach Austauschstoffen wie Sauerstoff), gibt es auch sogenannte elastische Bedürfnisse (z.B. das 
Bedürfnis nach sozialer Anerkennung), die nicht sofort befriedigt werden müssen, damit der Organismus 
überlebensfähig bleibt. Nicht befriedigte Bedürfnisse wirken sich aber immer negativ auf das Wohlbe-
finden der Person aus, weshalb es ein Trugschluss wäre, dass elastische Bedürfnisse keiner Befriedigung 
benötigen. Bei der Bedürfnisbefriedigung geht es so auch nicht nur um die Überlebenssicherung, son-
dern um das Erreichen von Wohlbefinden (ebd. S. 422ff.; Staub-Bernasconi, 2007, S. 170ff.). Wenn man 
nun davon ausgeht, dass die Befriedigung der menschlichen Bedürfnisse die Voraussetzung für Wohlbe-
finden ist, kann diese als Ausgangspunkt betrachtet werden, um für die Soziale Arbeit relevante Werte 
abzuleiten. Die Klärung der normativen Grundlagen des Berufskodexes macht dies deutlich. 
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Die normativen Grundlagen des Berufskodex weisen sowohl einen gegenstandstheoretischen, als auch 
einen ethischen Bezug auf. Der gegenstandstheoretische Bezug zeigt sich daran, dass der Berufskodex 
eng an die ebenfalls breit abgestützte Internationale Definition Sozialer Arbeit gekoppelt ist. Diese wie-
derum ist die Grundlage für die geltende Definition Sozialer Arbeit3 in der Schweiz (vgl. Schmocker, 
2011a, S. 7f.). Der Mensch wird dabei als leibhaftiger Mensch aus Fleisch und Blut verstanden, der lei-
densfähig und verletzbar ist, aber auch lernfähig und in der Lage, Beziehungen einzugehen und so sozia-
le Systeme zu schaffen und zu gestalten (vgl. ebd. S. 8). Um seine Bedürfnisse befriedigen zu können, ist 
er wiederum auf Beziehungen und die Integration in die ihn umgebenden sozialen Systeme angewiesen. 
Der Mensch kann demnach immer nur als Mensch-in-Gesellschaft verstanden werden, was eine dreini-
veaunale Sichtweise notwendig macht: Der leibhaftige Mensch mit seinen Bedürfnissen (Mikroebene), 
der Mensch als Interaktions- und Austauschpartner (Mesoebene) und der Mensch als Mitglied sozialer 
Systeme (Makroebene) (ebd., S. 8; vgl. auch Staub-Bernasconi, 2007, S. 168ff.). 
 
Schmocker (2011a, S. 7ff.) zufolge baut die im Berufskodex verankerte Wertelehre auf diesem Men-
schen- und Gesellschaftsbild auf. Soziale Strukturen werden danach bewertet, ob sie sich als begünsti-
gend oder behindernd für die Bedürfnisbefriedigung erweisen. Wirken soziale Strukturen behindernd, 
führt dies beim Menschen über kurz oder lang zu körperlichen, psychischen und/oder sozialen Beein-
trächtigungen, was ein Leben in Würde verunmöglicht. Aus diesem Sachverhalt heraus ergibt sich der 
ethische Bezug des Berufskodex zu den Prinzipien der Menschenrechte und sozialer Gerechtigkeit. Sie 
regeln das Zusammenleben und sind Voraussetzung dafür, dass der Mensch als Mensch-in-Gesellschaft 
seine Bedürfnisse befriedigen kann. Unter sozialer Gerechtigkeit versteht AvenirSocial (S. 44) eine Vor-
stellung des guten Zusammenlebens, welche auf dem Grundsatz der Gleichheit beruht. Die Gleichheit 
bezieht sich auf die für die Bedürfnisbefriedigung notwendigen sozialen Strukturen. Jeder Mensch hat 
das Recht auf soziale Strukturen, welche ihm eine erfolgreiche Bedürfnisbefriedigung ermöglichen. 
Gleichzeitig ist er dazu verpflichtet, soweit er kann, dafür zu sorgen, dass jeder andere Mensch solche 
Strukturen vorfindet. Soziale Strukturen müssen demnach so gestaltet sein, dass die Bedürfnisbefriedi-
gung aller Menschen gewährleistet wird. Die Einhaltung der Menschenrechte und die Verwirklichung so-
zialer Gerechtigkeit bilden die Voraussetzungen dazu. In der Definition Sozialer Arbeit werden sie so 
auch als fundamental bezeichnet (vgl. Avenir Social, 2010, S. 8). Auf diesen Prinzipien aufbauend werden 
im Berufskodex Grundsätze, Verpflichtungen und Handlungsmaximen formuliert, welche das Handeln 
von Sozialarbeitenden bei Entscheidungsfindungen leiten sollen. Die Grundsätze und Verpflichtungen 
können dabei als wünschbare Fakten und somit als zentrale Werte der Sozialen Arbeit verstanden wer-
den.  
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Als höchster Wert wird Wohlbefinden und somit ein erfülltes Leben genannt (vgl. AvenirSocial, 2010, S. 
6; AvenirSocial, 2011, S. 30f.; Staub-Bernasconi, 2007, S. 191f.). Staub-Bernasconi formuliert diesen 
Wert sowohl als Recht, als auch als Pflicht: „Erfreue dich des Lebens (Recht) und ermögliche den ande-
ren Menschen, sich des Lebens zu erfreuen (Pflicht)!“ (Staub-Bernasconi, 2007, S. 192). Schmocker 
(2011a, S. 30) zufolge könnte die Ethik Sozialer Arbeit deshalb als agathonistisch bezeichnet werden. Sie 
gibt vor, dass der Mensch nach dem Guten trachten soll. Das Gute wird dabei als das Recht verstanden, 
das Leben vollumfänglich zu geniessen, aber auch der Pflicht, anderen zu einem solchen Leben zu ver-
helfen. Die Pflicht setzt nicht nur beim Umgang mit anderen Menschen an, sondern auch bei der Ausge-
staltung von sozialen Strukturen. Wohlbefinden als Wert kann demnach direkt aus dem Prinzip der sozi-
alen Gerechtigkeit abgeleitet werden. Der Mensch hat ein Recht auf eine erfolgreiche Bedürfnisbefriedi-
gung, aber auch die Pflicht, andere dabei zu unterstützten.  
 
Aus dem Berufskodex werden weitere Werte ersichtlich, die entweder auf den Prinzipien der Men-
schenrechte oder sozialer Gerechtigkeit beruhen (vgl. AvenirSocial, 2010, S. 8ff.). Einige dieser Werte 
werden im Folgenden genauer definiert, da sie für die Analyse relevant sind.  
 
Selbstbestimmung 
Im Berufskodex wird Selbstbestimmung umschrieben als: „das Anrecht der Menschen, im Hinblick auf 
ihr Wohlbefinden, ihre eigene Wahl und Entscheidung zu treffen, geniesst höchste Achtung, vorausge-
setzt, dies gefährdet weder sie selbst noch die Rechte und legitimen Interessen Anderer“ (AvenirSocial, 
2010, S. 8). Selbstbestimmung aus Sicht der Sozialen Arbeit besteht demnach aus zwei Komponenten: 
Dem Subjekt, das über das eigene Selbst (Objekt) bestimmt. Gleichzeitig bedeutet Selbstbestimmung 
aber auch, dass über das Objekt nicht beliebig bestimmt werden darf, sondern dass das selbstbestimmte 
Handeln des Subjekts auf Wohlbefinden zielen muss und somit der Bedürfnisbefriedigung des Objekts 
dient. Gleichzeitig darf das Subjekt, wenn es selbstbestimmt handelt, nicht legitime Interessen anderer 
Subjekte gefährden. Daraus wird deutlich, dass auch bezogen auf den Wert Selbstbestimmung von Rech-
ten und Pflichten ausgegangen wird. Die Selbstbestimmung des Subjekts ist dann gut zu heissen, wenn 
sie der Bedürfnisbefriedigung dient (Recht), und dabei die Bedürfnisbefriedigung anderer Subjekte er-
möglicht oder zumindest nicht behindert (Pflicht) (vgl. AvenirSocial, 2011, S. 55).  
 
Aus der Begriffsbestimmung lassen sich auch Annahmen zur Haltung der Sozialen Arbeit gegenüber 
Fremdbestimmung ableiten. Fremdbestimmung wäre dann in Situationen gut zu heissen, in welchen die 
Person durch ihre Entscheide die eigene Bedürfnisbefriedigung oder jene von anderen Personen gefähr-
det. Weiter wäre Fremdbestimmung in Situationen legitimiert, in denen eine Person nicht in der Lage 
ist, eigene Entscheide zu fällen und dies ihre Bedürfnisbefriedigung gefährdet. Dies kann damit begrün-





det werden, dass das nicht Fällen eines Entscheids ebenfalls einem Entscheid gleich kommt und sich je 
nach Situation negativ auf die Bedürfnisbefriedigung auswirkt. Die Fremdbestimmung wiederum dürfte 
nicht beliebig erfolgen, sondern müsste sich an den Bedürfnissen der Person orientieren.  
 
Der Begriff Autonomie wird Dagmar Fenner (2010) zufolge gleichbedeutend mit Selbstbestimmung ver-
wendet und kann deshalb als Synonym eingesetzt werden. In der vorliegenden Arbeit wird die Bezeich-
nung Selbstbestimmung jedoch bevorzugt, da dieser in der Sozialen Arbeit verbreiteter ist. 
 
Partizipation 
Im Berufskodex wird Partizipation wie folgt umschrieben: „Die für den Lebensvollzug der Menschen 
notwendige Teilhabe am gesellschaftlichen Leben, sowie Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit, ver-
pflichtet zu Miteinbezug und Beteiligung der Klientinnen und Klienten, Adressatinnen und Adressaten“ 
(AvenirSocial, 2010, S. 9). Diese Definition von Partizipation bezieht sich auf die Gestaltung der Bezie-
hung zwischen der Klientel und den Sozialarbeitenden. Sie verpflichtet Sozialarbeitende dazu, die Klien-
tel bei der Bearbeitung sozialer Probleme einzubeziehen und zu beteiligen. Begründet wird die Forde-
rung dadurch, dass Menschen bei der Bedürfnisbefriedigung auf andere Menschen und somit auf Parti-
zipation und Teilhabe am gesellschaftlichen Leben angewiesen sind und sie über die notwendigen Kom-
petenzen (Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit) verfügen. Der Begriff Partizipation wird in der Sozia-
len Arbeit jedoch nicht nur bezogen auf die Beziehung zu Sozialarbeitenden, sondern in einem umfas-
senderen Zusammenhang gebraucht und dabei eng an den Wert soziale Integration gebunden. Da der 
Mensch nur als Mensch-in-Gesellschaft verstanden werden kann, und deshalb bei der Bedürfnisbefrie-
digung auf andere Menschen angewiesen ist, ist Partizipation im Sinne von Teilnahme und Teilhabe an 
Beziehungen und sozialen Systemen eine zwingende Voraussetzung für das Erreichen von Wohlbefinden 
(vgl. AvenirSocial, 2011, S. 46). Dieser Definition entspricht auch die Verwendung des Begriffs Partizipa-
tion, wie er von Rothmayr im Kapitel 1.1 genannt wird. Partizipation wird dabei verstanden als Teil-
haben und Teil-sein (vgl. Rothmayr, 2008, S. 11). Schmocker (2011a, S. 46) weist im Glossar zum Berufs-
kodex zudem daraufhin, dass die Möglichkeit zur Teilnahme und Teilhabe die kollektive Anerkennung 
von Seiten der anderen Menschen voraussetzt. Daraus ergibt sich zugleich der enge Zusammenhang 
zum Wert soziale Integration.  
 
Soziale Integration 
Soziale Integration wird im Berufskodex folgendermassen definiert: „Die Verwirklichung des Mensch-
seins in demokratisch verfassten Gesellschaften bedarf der integrativen Berücksichtigung und Achtung 
der (...) Bedürfnisse der Menschen, sowie ihrer natürlichen, sozialen und kulturellen Umwelt“ (Avenir-
Social, 2010, S. 9). Der Begriff soziale Integration wird von AvenirSocial (2011, S. 46) weiter verdeutlicht 
als die Ermöglichung der Mitbeteiligung an den zur Bedürfnisbefriedigung und zum gelingenden 





„Mensch-Sein“ notwendigen Kooperationen und Koproduktionen. Soziale Integration meint dabei die 
kollektiv respektierende Anerkennung des Einzelnen in Prozessen der Beziehungsbildung und der Bil-
dung sozialer Systeme. Soziale Integration setzt somit die gesellschaftliche Anerkennung eines Men-
schen und die Anerkennung dessen Bedürfnisse voraus. Wird der Mensch mit seinen Bedürfnissen von 
der Gesellschaft anerkannt, kann er am gesellschaftlichen Geschehen teilnehmen und dieses mitgestal-
ten, wodurch seine Bedürfnisbefriedigung verbessert wird und er soziale Integration erfährt. 
 
Integrität 
Im Zusammenhang mit den Menschenrechten wird im Berufskodex auch Integrität als Wert genannt. 
AvenirSocial definiert den Begriff Integrität wie folgt: „Integrität (von lat. „ganz sein“; Unverletzlichkeit) 
meint die unangetastete und positiv konnotierte – und deshalb von der bestätigenden Anerkennung 
durch andere Personen abhängige – Einheit aller körperlichen, psychischen und sozialen Eigenschaften 
und Eigenheiten einer Person“ (AvenirSocial, 2011, S. 46). Verletzt jemand die Integrität einer Person, 
indem sie diese beispielsweise körperlich misshandelt, wird nicht nur deren Integrität, sondern zugleich 
auch die Anerkennungsbeziehung zerstört. Da die Person als Mensch-in-Gesellschaft von der Anerken-
nung anderer im Sinne von Kooperation und Koproduktion bei der Bedürfnisbefriedigung abhängig ist, 
wird die Verletzung der Integrität zur existenziellen Bedrohung (vgl. ebd., S. 46). Bei der Verletzung der 
Integrität geht es demnach nicht nur um die Taten an sich, sondern auch um die dadurch hervorge-
brachte Missachtung im Sinne einer fehlenden Anerkennung. Die Missachtung wiederum zielt auf die 
Würde der Person. Die Verletzung der Integrität geht somit immer mit der Verletzung der Menschen-
würde einher, da sich diese durch die gegenseitige Achtung der Menschen untereinander und der Ach-
tung eines Menschen vor sich selbst auszeichnet (vgl. ebd., S. 50). 
 
Ermächtigung 
Im Berufskodex wird Ermächtigung wie folgt umschrieben: „Die eigenständige und autonome Mitwir-
kung an der Gestaltung der Sozialstruktur setzt voraus, dass Individuen, Gruppen und Gemeinwesen ihre 
Stärken entwickeln und zur Wahrung ihrer Rechte befähigt und ermächtigt werden“ (AvenirSocial, 2010, 
S. 9). Bezogen auf die Mikroebene bedeutet dies, dass sich Menschen in die Lage versetzen, ihre legiti-
men Rechte einzufordern und so Macht erlangen (vgl. AvenirSocial, 2011, S. 44). Was unter legitimen 
Rechten zu verstehen ist, wird aus der Begriffsbestimmung nicht deutlich. Die bisherigen Erläuterungen 
zur Ethik der Sozialen Arbeit lassen jedoch darauf schliessen, dass damit die Menschenrechte gemeint 
sind. Diese wiederum dienen der Sicherstellung der menschlichen Bedürfnisbefriedigung. Mit Ermächti-
gung ist somit insbesondere die Entwicklung jener Fähigkeiten und Kompetenzen gemeint, die für eine 
erfolgreiche Bedürfnisbefriedigung notwendig sind. 





3.2 Angewandte Ethik 
Unter Angewandter Ethik versteht man die Anwendung einzelner ethischer Prinzipien oder ethischer 
Norm- und Werttheorien auf konkrete Problemfälle und Konfliktsituationen in verschiedenen Lebensbe-
reichen (Universität Salzburg, 2013). Will man die gestützte Kommunikation aus berufsethischer Sicht 
reflektieren, befindet man sich demnach im Bereich der Angewandten Ethik. Diese kennt verschiedene 
Verfahren, um Norm- und Wertewissen systematisch auf Problemfälle übertragen zu können. Die Viel-
zahl der Anwendungsgebiete hat dazu geführt, dass sich Teildisziplinen entwickelt haben, in welche sich 
die Angewandte Ethik heute gliedert. Die Berufsethik ist eine davon, wobei sich diese wiederum entlang 
der verschiedenen Berufsgruppen unterteilen lässt (ebd., S. 1). Wenn nun ein Verfahren zur Reflexion 
der gestützten Kommunikation gewählt werden soll, erscheint es sinnvoll, eines aus der Berufsethik der 
Sozialen Arbeit zu wählen. Das hat den Vorteil, dass Eigenheiten der Sozialen Arbeit eher berücksichtigt 
werden. Weiter sollte das Verfahren mit der prozessual-systemischen Theorie Sozialer Arbeit von Staub-
Bernasconi und dem systemischen Paradigma kompatibel sein, da diese den theoretischen Bezugsrah-
men der vorliegenden Arbeit bilden. Beachtet man diese beiden Kriterien, kommen zwei verschiedene 
Verfahren in Frage: Das reflexive Begründungsverfahren nach Beat Schmocker und die systematische 
Integration von Wertewissen nach Edi Martin. Letzteres zeichnet sich darin aus, dass Wertewissen ent-
lang der Verfahrensschritte der normativen Handlungstheorie4 einbezogen wird. Mit Hilfe von Opera-
tionalisierungsfragen wird bei jedem Verfahrensschritt gefragt, was gut ist und was nicht gut ist. Als 
Massstab dienen dabei die Menschenrechte. Diese wiederum orientieren sich an der Befriedigung der 
menschlichen Bedürfnisse (vgl. Martin, 2010, S. 169ff.). Die Ähnlichkeiten zur Bedürfnisorientierung 
nach Staub-Bernasconi, welche sich ebenfalls auf die Menschenrechte stützt, sind dabei unverkennbar 
(vgl. Staub-Bernasconi, 2007, S. 113ff.). Somit erfüllt das Verfahren von Martin beide Kriterien.  
 
Ähnlich sieht es beim reflexiven Begründungsverfahren aus. Schmocker hat dieses extra für die Bearbei-
tung von ethischen Fragestellungen im Bereich der Sozialen Arbeit entwickelt. Es zielt darauf ab, Argu-
mente zu finden, die systematisch erarbeitet und Kriterien geleitet sind und deshalb rational nachvoll-
zogen werden können. Dies gelingt Schmocker, indem er verschiedene Verfahrensschritte definiert, 
welche durchlaufen werden müssen, um Argumente formulieren zu können. Im Verlaufe des Verfahrens 
werden zudem Kriterien festgelegt, anhand welcher sich die Argumente ausrichten. Dabei werden nicht 
nur ethische Wissensbestände berücksichtigt, sondern auch das Gegenstandswissen der Sozialen Arbeit 
mit einbezogen (vgl. Schmocker, 2011a, S. 8f., 16 u. 36ff.). Schmocker führt dieses Verfahren im Zusam-
menhang mit dem Berufskodex Soziale Arbeit Schweiz ein, der wiederum auf der Bedürfnisorientierung 
und den Menschenrechten gründet (vgl. ebd., S. 36ff.). Somit erfüllt auch das Verfahren von Schmocker 
                                                 
4
 Die normative Handlungstheorie sagt aus, wie rationale Handlungen von der Denklogik her strukturiert sein müssen, damit sie 
systematisch erfolgen können. Dabei ist die Frage leitend, welche kognitiven Operationen nötig sind, damit Menschen ihre 
Handlungen gezielt steuern können (Obrecht, 1996, zit. in Edi Martin, 2012). 





beide Kriterien. Im Gegensatz zum Verfahren von Martin zeichnet sich das reflexive Begründungsverfah-
ren jedoch durch einen zusätzlichen Schritt aus, welcher zu einer erhöhten Objektivierung der Argumen-
te führt. Schmocker (2012, S. 26f.) weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die Soziale Arbeit 
vor allem über die wenig machthaltige Artikulationsmacht verfügt, um ihre Interessen und somit die In-
teressen der Klientel durchsetzen zu können. Sie muss demnach mit stichhaltigen Argumenten überzeu-
gen, wenn sie etwas erreichen will. Das macht die Objektivierung der Argumente notwendig. Schmocker 
gelingt dies, indem er im Verfahren verletzte Werte und Normen herauskristallisiert, sowie ethische Di-
lemmas benennt und diese anschliessend in einen theoretischen Zusammenhang setzt (konzeptuali-
siert). Durch die Konzeptualisierung wird sichergestellt, dass es sich bei den erarbeiteten Werten und 
Normen nicht einfach um subjektive, sondern um objektiv geteilte Werte- und Normvorstellungen han-
delt. Diese zeichnen sich dadurch aus, dass sie mehr Durchsetzungskraft haben (vgl. ebd. S. 26f.). Marti 
geht diesbezüglich anders vor. Er bezieht sich zwar auch auf theoretische Konzepte (Menschenrechte, 
Bedürfnistheorie), vermischt die verschiedenen Schritte jedoch. Das Herausfiltern der für eine Problem-
konstellation relevanten Werte, Normen und ethischen Dilemmata wird übersprungen und es wird di-
rekt gefragt, ob Werte und Normen, die aufgrund eines bestimmten Konzepts als relevant erscheinen, 
verletzt sind (vgl. Martin, S. 174). Beschreibung, Erklärung und Bewertung werden dadurch vermischt 
und sind für Aussenstehende kaum mehr nachvollziehbar, was die Durchsetzungskraft der daraus abge-
leiteten Argumente verringert. Wenn in der vorliegenden Arbeit eine Positionierung der Sozialen Arbeit 
in Form des dritten Mandates erarbeitet werden soll, ist die Durchsetzungskraft der Argumente jedoch 
wesentlich. Für die Analyse wird deshalb das reflexive Begründungsverfahren nach Schmocker gewählt. 
Dieses besteht aus folgenden Schritten: 
 
1. Rekonstruktion der Situation 
Sorgfältige Situationsbeschreibung in Termini und nach Modellen der Sozialen Arbeit strukturiert, 
mit allen Fakten und allen beteiligten Personen: 
-    Die verwendeten Begriffe und Daten sind hinterfragt und überprüft, 
-    die widerstreitenden Interessen vollständig erfasst und 
-    die Handlungsalternativen realistisch eingeschätzt. 
 
2. Fassung der zu bearbeitenden ethischen und/oder moralischen Fragestellung 
Identifizierung der in der Situationsbeschreibung involvierten ethischen/moralischen Fragen: 
-    Die verletzten Werte und Normen sind herauskristallisiert, 
-    die ethischen Dilemmata benannt, 
-    die zentralen ethischen, berufsmoralischen Fragen identifiziert, 
-    die Fragestellungen zu den anstehenden Werteerwägungen und Handlungs- 
      entscheidungen in Termini der Berufsethik ausreichend klar formuliert. 





3. Konzeptualisierung der berufsethischen Argumentation 
Analyse der eingebrachten, auffindbaren und systematisch recherchierten ethischen Modelle und 
Theorien mit Bezug zu Schritt (2): 
-    Die infrage kommenden, dem Gegenstandswissen und dem Wertewissen der  
      Sozialen Arbeit entsprechenden, ethischen Erklärungen und Modelle sind 
      erläutert und integriert, 
-    die davon ausgehenden Argumentationslinien skizziert 
 
4. Bewertung 
Beurteilung der integrierten und gewichteten Argumente aus Schritt (3): 
-    Die ethischen/moralischen Argumentationen sind auf ihren Gehalt und ihre  
      Qualität hin geprüft, 
-    die infrage kommenden Normen und Prinzipien (Handlungsmaximen) sind vor  
      diesem Hintergrund kritisch erwogen und begründet, 
-    die Rolle der Intuition und der Gefühle im Beurteilungsprozess erkannt und  
      kontrolliert (Schmocker, 2012, S. 27; AvenirSocial, 2011, S. 37f.). 
 
Die verschiedenen Schritte machen deutlich, dass weder ein rein deduktives, noch ein rein induktives 
Vorgehen gewählt wurde. Das reflexive Begründungsverfahren zeichnet sich gerade darin aus, dass es 
sowohl deduktive, als auch induktive Elemente einbezieht. Das Verfahren beginnt mit einem induktiven 
Vorgehen. Eine konkrete Problemstellung aus der Praxis wird beschrieben (Schritt 1) und anschliessend 
verallgemeinert (Schritt2) und in einen theoretischen Zusammenhang gesetzt (Schritt 3). Mit Schritt 3 
beginnt zugleich die Deduktion, indem von den verallgemeinerten und theoretisch begründeten Werte 
und Normen wieder auf die konkrete Problemstellung aus der Praxis geschlossen wird und eine Bewer-
tung (Schritt 4) erfolgt (vgl. Schmocker, 2011b, S. 26f.). Mit dem reflexiven Begründungsverfahren soll 
ein reflexives Gleichgewicht gefunden werden. Darunter wird das Finden ethischer Kriterien oder Prinzi-
pien für die allgemeinen Momente des besonderen Einzelfalls verstanden. Das reflexive Gleichgewicht 
wird dabei diskursiv hergestellt, indem auf einen Konsens hingearbeitet wird. Bei Schmocker wird dies in 
Form der kollegialen Ethikberatung erreicht. Gleichzeitig betont Schmocker, dass ein Konsens nicht aus-
reicht, um ethische Legitimität zu erlangen. Der Konsens muss sowohl begründet und rational, als auch 
Resultat des praktischen Diskurses sein. Der Einbezug deduktiver, als auch induktiver Vorgehensweisen 
ist daher notwendig (ebd., S. 26ff.). 
 
In der vorliegenden Arbeit wird das reflexive Begründungsverfahren nicht in Form der kollegialen Ethik-
beratung durchgeführt, sondern als dialektische Denkbewegung angewandt. Dies ist nicht weiter prob-
lematisch, da der Zweck der kollegialen Ethikberatung in der Realisierung einer dialektischen Denkbe-





wegung besteht (vgl. Schmocker, 2011b, S. 26f.). Diese zeichnet sich durch die theoretische Auseinan-
dersetzung zwischen einer praktischen Problemstellung (gestützte Kommunikation als eine umstrittene 
Methode der Praxis) und der Theorie aus. Vom Konkreten (Praxis) gelangt man ins Allgemeine (Theorie) 
und wieder zurück. Durch dieses „hin“ und „her“ sollen die allgemeinen Komponenten des besonderen 
Einzelfalls heraus gearbeitet und ethisch reflektiert werden (vgl. ebd., S. 26f.).  
 
Das reflexive Begründungsverfahren kann durch zwei weitere Schritte (Entscheid und Implementierung) 
ergänzt werden. Diese dienen jedoch nicht mehr der Lösung des kognitiven Problems, sondern jener des 
praktischen Problems, was für die vorliegende Arbeit nicht relevant ist. 





4. Berufsethische Analyse 
Anhand des reflexiven Begründungsverfahrens wird in diesem Kapitel die berufsethische Analyse der ge-
stützten Kommunikation vorgenommen. Die Unterkapitel sind entlang der Verfahrensschritte geordnet. 
Schritt 4 des reflexiven Begründungsverfahrens wird im Kapitel 5 erarbeitet, da es sich dabei um die Be-
wertung handelt und dies ansonsten zu Überschneidungen führen würde. 
4.1 Rekonstruktion der Situation 
Das reflexive Begründungsverfahren beginnt mit der Rekonstruktion der Situation. Begriffe und Daten 
werden hinterfragt, widerstreitende Interessen erfasst und Handlungsalternativen realistisch einge-
schätzt (Schmocker, 2012, S. 27). Die Informationen zur Rekonstruktion der Situation finden sich gröss-
tenteils im Kapitel 2, weshalb sie hier nur noch kurz umrissen werden. 
 
Aus den Ausführungen von Janz, Klauss und Bayer (2010, S. 9ff.) wurde ersichtlich, dass es sich bei der 
gestützten Kommunikation um eine höchst umstrittene Methode handelt und es verschiedene Themen 
gibt, die zu Diskussionen Anlass geben. Die Themen werden dabei von unterschiedlichen Personen- und 
Interessensgruppen eingebracht. Je nachdem, von wem und in welcher Weise ein Thema aufgegriffen 
wird, kann es als Pro- oder Kontraargument in der Diskussion um die Weiterführung der gestützten 
Kommunikation verwendet werden. In Abbildung 1 sind die verschiedenen Themen aufgeführt und ent-
lang der Achse Pro und Kontra angeordnet. Die gelb eingefärbten Themen stehen in der Mitte der Achse 
und können sowohl als Pro- als auch als Kontraargument verwendet werden. In der Abbildung werden 
nur jene Argumente abgebildet, welche in der Kontroverse um die Weiterführung der Methode als um-
stritten gelten. Andere Pro- und Kontraargumente werden nicht aufgeführt. Um Wiederholungen zu 
vermeiden, erfolgt die genauere Erläuterung der Argumente in Kapitel 4.2.  
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Als weiterer Bestandteil der Rekonstruktion der Situation wird die Abklärung von Handlungsalternativen 
genannt. In diesem Zusammenhang sind die Ausführungen von Crossley bedeutsam. Crossley (1997, S. 
35) weist daraufhin, dass die gestützte Kommunikation erst dann eingesetzt werden darf, wenn andere 
Methoden zur Förderung der Kommunikation versagen. Sie gilt demnach als letztes Mittel, wenn nichts 
anderes taugt. Dieser Umstand ist bedeutsam, wenn es um die Abklärung von Handlungsalternativen 
geht. Vorausgesetzt, dass dem Grundsatz, gestützte Kommunikation als letztes Mittel, in der Praxis 
Rechnung getragen wird, finden sich demnach keine Handlungsalternativen zur Förderung der Kommu-
nikation. Jedoch ist es durchaus denkbar, dass es Möglichkeiten gibt, um den negativen Folgeproblemen 
einer beeinträchtigten Kommunikation zu begegnen. In der Sozialen Arbeit könnte beispielsweise das 
Beratungsangebot von Sozialberatungsstellen hilfreich sein, wenn Themen wie Invalidität und Arbeitslo-
sigkeit angegangen werden sollen. Bedenkt man jedoch die in Kapitel 1.1 erörterte Bedeutung, welche 
Kommunikation in Bezug auf die Person und deren Teilnahme und Teilhabe am sozialen Leben hat, er-
scheint es durchaus sinnvoll, zuerst bei der Kommunikationsförderung anzusetzen, bevor man andere 
Möglichkeiten ausprobiert. Fröhlich (2008, S. 7) zufolge besteht der Zweck der Kommunikation weniger 
im Informationsaustausch, als vielmehr im Gemeinsamkeiten feststellen und herstellen. Rothmayr 
(2008, S. 11) wiederum zeigt auf, dass sich die Partizipation einer Person durch Kommunikation erheb-
lich vereinfacht, da durch das Gemeinsamkeit feststellen und herstellen überhaupt eine Grundlage für 
Partizipation geschaffen wird. Soll der Bedeutung von Kommunikation Rechnung getragen werden, er-
geben sich demnach keine Handlungsalternativen zur gestützten Kommunikation. Kommunikation ist 
eine der wichtigsten Voraussetzungen für die soziale Teilnahme und Teilhabe einer Person. Deshalb er-
scheint es aus sozialarbeiterischer Sicht als zweckmässig, bei der Förderung der Kommunikation zu be-
ginnen und sich nicht nur mit der Bearbeitung der Folgeprobleme zu beschäftigen.  
4.2 Fassung der zu bearbeitenden ethischen und moralischen Fragestellungen 
Der zweite Schritt des reflexiven Begründungsverfahrens dient dazu, verletzte Werte und Normen her-
auszukristallisieren, ethische Dilemmas zu benennen und zentrale ethische Fragestellungen zu identifi-
zieren. Dabei wird eine Strukturierung nach Modellen der Sozialen Arbeit angestrebt (Schmocker, 2012, 
S. 27).  
 
In den Ausführungen von AvenirSocial wurde deutlich, dass sich die für die Soziale Arbeit relevanten 
Werte aus den menschlichen Bedürfnissen ableiten (vgl. AvenirSocial, 2011, S. 29f.). Zu diesem Schluss 
kommt auch Staub-Bernasconi (2007, S. 170f.), welche in der Bedürfnisbefriedigung die einzige Möglich-
keit sieht um Wohlbefinden als höchster Wert zu erreichen. Wenn verletzte Werte sichtbar gemacht 
werden sollen, muss demnach bei den Bedürfnissen und deren Befriedigung angesetzt werden. In den 
Tabellen 1 – 3 werden die verschiedenen Themen, welche in der Kontroverse um die gestützte Kommu-
nikation eine Rolle spielen, genauer erläutert, mögliche unbefriedigte Bedürfnisse genannt und auf ver-





letzte Werte hingewiesen. Bei Themen, die positive Aspekte der Methode betonen, werden jene Be-
dürfnisse genannt, welche gefährdet sein könnten, wenn auf die weitere Anwendung verzichtet würde.  
 
Umstrittene Themen Verletzte Werte und unbefriedigte Bedürfnisse 
Verbesserung der kommunikativen Fähigkeiten 
Die gestützte Kommunikation wird eingesetzt, um 
die Kommunikationsfähigkeiten von Menschen mit 
Kommunikationsbeeinträchtigungen zu erhöhen, 
welche ansonsten keine oder nur sehr begrenzte 
Möglichkeiten zur Kommunikation haben. Sie gilt 
als letzte Methode, wenn andere Kommunikati-
onsmethoden scheitern (vgl. Crossley, 1997, S. 27 
u. 35f.). Würde sie nicht weiter angewandt, würde 
das für viele Personen bedeuten, dass sie sich 
nicht mehr oder nur noch sehr begrenzt kommu-
nikativ mitteilen könnten.  
 
Selbstbestimmung:  
Ohne Kommunikation können Betroffene nur bedingt Entschei-
dungen betreffend der eigenen Person selbstständig fällen. Sie 
wären vermehrt auf andere Personen angewiesen, die Entschei-
de für sie treffen. 
 Autonomiebedürfnis 
Ermächtigung:  
Durch die Kommunikation erhalten Betroffene die Möglichkeit, 
ihre Rechte einzufordern und sich für ihre Belange einzusetzen. 
Wird die Anwendung der Methode eingeschränkt, verlieren sie 
diese Fähigkeiten zu einem grossen Teil wieder, was zu einem 
Verlust an Artikulationsmacht führt. 
 Kompetenz- und Kontrollbedürfnis 
 
Möglichkeit, sensible Themen ansprechen zu 
können 
In der Praxis wird oft die Erfahrung gemacht, dass 
mit Hilfe der gestützten Kommunikation sensible 
Themen wie Sexualität oder Gewalt angesprochen 
werden. Gerade weil es sich dabei oftmals um ta-
buisierte Themen handelt, sorgt deren Thematisie-
rung für Aufregung, insbesondere dann, wenn es 
zu direkten Anschuldigungen kommt (vgl. Crossley, 
1997, S. 153ff. u. 163). Wird die Anwendung der 
Methode eingestellt, könnten solche Themen 
nicht mehr angesprochen werden und Betroffene 
würden mit ihren Problemen alleine gelassen. 
 
Ermächtigung: 
Mit der gestützten Kommunikation können sowohl Wünsche, 
Hoffnungen, als auch erfahrenes Leid angesprochen und Rechte 
eingefordert werden. Die gestützte Kommunikation wird so zu 
einer wichtigen Machtquelle für die Betroffenen. Wird deren 
Anwendung eingestellt, wäre das nicht mehr der Fall und Betrof-
fene hätten kaum die Chance, sich zu wehren und erfahrenes 
Leid kund zu tun. 
 Kompetenz- und Kontrollbedürfnis 
 Bedürfnis nach Fairness 
 Gerechtigkeitsbedürfnis 
 Bedürfnis nach spontaner Hilfe 

















Umstrittene Themen Verletzte Werte und unbefriedigte Bedürfnisse 
Positive Begleiterscheinungen wie mehr Mitsprache, 
Teilnahme und Teilhabe 
Aus der Praxis wird immer wieder von positiven Be-
gleiterscheinungen berichtet. Die Anwendung führe bei 
den Betroffenen insbesondere dazu, dass sie in Ent-
scheidungsfindungsprozessen vermehrt einbezogen 
werden und ihre Meinung kundtun können. Weiter 
können Betroffene mit Hilfe der gestützten Kommuni-
kation oftmals Kompetenzen und Fähigkeiten zeigen, 
die ansonsten womöglich unbemerkt blieben (z.B. lesen 
und schreiben können). Dies könne dazu führen, dass 
die Person ernster genommen wird und mehr soziale 
Anerkennung erlangt. Die neu gezeigten Kompetenzen 
können sich auch positiv auf die soziale Integration der 
Person auswirken, da sich ihr neue Lebensbereiche er-
öffnen (z.B. reguläre Schule, Arbeitsplatz). Auch die so-
ziale Teilnahme und Teilhabe werde erhöht, da sich die 
Person in Gespräche einbringen und so einfacher sozia-
le Kontakte knüpfen kann (vgl. Janz, Klauss & Bayer, 
2010, S. 172ff.). Ebenfalls können die gezeigten Kompe-
tenzen und Fähigkeiten Vorurteile und Stigmatisierun-
gen entgegenwirken. Begriffe, wie geistige Behinde-
rung, würden möglicherweise neu überdacht und defi-
niert (vgl. Nagy, 1997, S. 16). Die durch die gestützte 
Kommunikation hervorgebrachten Erfolgserlebnisse 
können zudem dazu führen, dass die Person mehr 
Selbstvertrauen und ein Gefühl der Selbstwirksamkeit 
erlangt und ihr Leben eigenständiger gestaltet. Wird die 
Anwendung der Methode eingestellt, würde das für die 
Betroffenen in allen genannten Bereichen Einbussen 
bedeuten. 
Selbstbestimmung: 
Wird die gestützte Kommunikation nicht mehr prakti-
ziert, verlieren Betroffene die Möglichkeit, Entscheide, 
die ihre Person betreffen, eigenständig zu fällen, da sie 
sich nicht mehr oder nur noch begrenzt mitteilen kön-
nen. 
 Autonomiebedürfnis 
 Kompetenz- und Kontrollbedürfnis 
Ermächtigung:  
Durch die gestützte Kommunikation erhalten die Be-
troffenen die Möglichkeit, vorhandene Fähigkeiten 
vermehrt zu zeigen und zu nutzen. Dies stärkt ihre Posi-
tion in der Gesellschaft und kann die soziale Anerken-
nung der Personen erhöhen. Betroffene können einfa-
cher für sich einstehen und ihre Rechte einfordern. 
Wird die Anwendung der Methode eingestellt, wäre das 
nicht mehr der Fall.  
 Kompetenz- und Kontrollbedürfnis 
 Bedürfnis nach sozialer Anerkennung 
Soziale Integration/Partizipation: 
Die gestützte Kommunikation schafft in vielerlei Hin-
sicht die Voraussetzung für eine verbesserte soziale In-
tegration und einer damit einhergehenden Partizipati-
on. Wird die Anwendung eingeschränkt, würden diese 
Faktoren wegfallen und Betroffene wären erneut von 
Ausgrenzung bedroht.  
 Bedürfnis nach sozialer Anerkennung 
 Bedürfnis nach Mitgliedschaft 
 Kontroll- und Kompetenzbedürfnis 
 Weitere Bedürfnisse wie z.B. das Bedürfnis 
nach Liebe, nach Kooperation, nach spontaner 
Hilfe oder Identität 
 
















Umstrittene Themen Verletzte Werte und unbefriedigte Bedürfnisse 
Reduktion der physischen Stütze zur Erhöhung der Validati-
on 
Eine Massnahme, die bezogen auf die Verhinderung von Be-
einflussung oft diskutiert wird, ist die Reduktion der physi-
schen Stütze. Diese ist sowohl mit Vor- als auch mit Nachtei-
len verbunden. Wird die Stütze reduziert, bedeutet dies ei-
nerseits, dass die Gefahr der Beeinflussung der Kommunika-
tion durch die Stützperson vermindert wird. Andererseits be-
steht eine hohe Wahrscheinlichkeit, dass sich die Person 
nicht mehr mit derselben Differenziertheit und Geschwindig-
keit ausdrücken kann, was eine Einschränkung der kommuni-
kativen Möglichkeiten bedeutet (vgl. Crossley, 1997, S. 51ff.). 
In Bezug auf die Bedürfnisbefriedigung ist die Reduktion der 
physischen Stütze demnach sowohl mit positiven als auch 
negativen Folgen verbunden. 
Selbstbestimmung: 
Durch die Reduktion der physischen Stütze würde 
die Möglichkeit, Entscheide bezüglich der eigenen 
Person selbstständig zu treffen, eingeschränkt, da 
die für die Kommunikation benötigte Zeit 
und/oder das notwendige Vokabular fehlt. Ohne 
Reduktion der physischen Stütze wäre jedoch die 
Gefahr der Beeinflussung grösser, was die Selbst-




Durch die Reduktion der physischen Stütze wür-
den Betroffene in ihrer Möglichkeit beschränkt, 
ihre Rechte eigenständig einzufordern, da ihnen 
dafür das Vokabular fehlt. Würde die Stütze nicht 
reduziert, wäre aber die Gefahr der Beeinflussung 
grösser, was sich ebenfalls negativ auf die Aus-
drucksweise auswirken könnte.  
 Kontroll- und Kompetenzbedürfnis 
 
Überprüfung der Validation der Kommunikation zur Über-
prüfung der Kommunikationsfähigkeit und Wirksamkeit 
Die Überprüfung der Validation dient in manchen Fällen dem 
Zweck, abzuklären, ob Betroffene mit Hilfe der gestützten 
Kommunikation überhaupt zu valider Kommunikation fähig 
sind. Dahinter steht das Interesse, etwas über die Wirksam-
keit der Methode aussagen zu können, um vorhandene Mit-
tel (z.B. finanzielle und zeitliche Ressourcen) gezielt einzuset-
zen (vgl. Janz, Klauss & Bayer, 2010, S. 9). Da die Überprüfung 
der Validation für Betroffene oftmals belastend ist und sie 
ihre Fähigkeiten in solchen Situationen auch nicht immer zei-
gen können, sollte die Validation nur überprüft werden, 
wenn dies den Betroffenen dient (vgl. Crossley, 1997, S. 
127ff. u. 132ff.; Zöller, 2002, S. 7f.). Die Überprüfung der 
Kommunikationsfähigkeit kann verheerende Folgen haben. 
Wird die Kommunikation als nicht oder wenig valide erklärt, 
verlieren die Betroffenen womöglich ihre Glaubwürdigkeit 
und werden als Kommunikationspartner und Kommunikati-
onspartnerinnen nicht mehr anerkannt. Das wiederum hat 
Auswirkungen auf die soziale Teilnahme und Teilhabe der 
Person, da deren Kompetenzen angezweifelt werden. 
 
Soziale Integration/Partizipation: 
Die Anerkennung von Seiten anderer Menschen ist 
die Voraussetzung für Teilnahme und Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben und den Aufbau sozialer 
Beziehungen (vgl. AvenirSocial, 2011, S. 46). Ist die 
Anerkennung aufgrund negativer Testergebnisse 
nicht mehr gegeben, wirkt sich das negativ auf die 
Partizipation und soziale Integration der Betroffe-
nen aus.  
 Bedürfnis nach sozialer Anerkennung 
 Bedürfnis nach Mitgliedschaft 
 Weitere Bedürfnisse, wie beispielsweise 
das Bedürfnis nach Liebe, nach Koopera-
tion, nach spontaner Hilfe und Autono-
mie 
Tabelle 2: Werte, die verletzt werden könnten, wenn der Fokus auf die Validation gelegt wird 
 
 





Umstrittene Themen Verletzte Werte und unbefriedigte Bedürfnisse 
Abhängigkeit von Stützperson und Setting 
Die gestützte Kommunikation zeichnet sich durch ver-
schiedene Abhängigkeiten aus. Diese ergeben sich ins-
besondere gegenüber der Stützperson (Anwesenheit, 
Zeit, Bereitschaft), aber auch bezüglich der Hilfsmittel, 
die für die Kommunikation benötigt werden (vgl. 
Crossley, 1997, S. 90ff.). So verändert sich die Bezie-
hung zwischen der gestützt kommunizierenden Person 
und der Stützperson durch die Anwendung der Me-
thode massgeblich. Positiv bewertet wird u.a. die 
Möglichkeit, durch die neu gewonnene Kommunikati-
on eine engere Beziehung aufbauen und Konflikte ein-
facher austragen zu können (vgl. Hansel, 2007, S. 
78ff.). Andererseits bedeutet die Anwendung der Me-
thode für Stützpersonen auch einen Machtverlust, da 
gestützt kommunizierende Personen vermehrt in Ent-
scheidungsfindungsprozesse einbezogen werden müs-
sen. Zudem kann das angesprochen werden auf sen-
sible Themen anstrengend und unangenehm sein (vgl. 
Crossley, 1997, S. 163). Dies kann sich negativ auf die 
Bereitschaft der Stützpersonen auswirken, als Stütze 
zu fungieren. Für die Betroffenen bedeutet das, dass 
sie die Methode nicht beliebig nutzen können und sie 
auf den Willen der Stützperson und ein geeignetes 
Setting angewiesen sind.  
Selbstbestimmung: 
Da Betroffene bei der Anwendung der Methode auf eine 
Stützperson angewiesen sind, sind sie von deren Bereit-
schaft und Wille abhängig. Verweigert sich die Stützper-
son, können sich Betroffene nicht mehr mitteilen, was 
ihre Möglichkeiten, Entscheide selbstständig zu treffen, 
einschränkt.  
 Autonomiebedürfnis 
 Kompetenz- und Kontrollbedürfnis 
Ermächtigung: 
Die verschiedenen Abhängigkeiten schränken die er-
mächtigende Wirkung der Methode ein. Betroffene sind 
dank der gestützten Kommunikation zwar grundsätzlich 
in der Lage, für ihre Rechte und Belange einzustehen. 
Dies jedoch nur in Abhängigkeit bestimmter Personen 
und einem bestimmten Setting.  
 Kontroll- und Kompetenzbedürfnis 
 
Gefahr der bewussten oder unbewussten Beeinflus-
sung durch die Stützperson 
Bei der Anwendung der gestützten Kommunikation 
kann nicht ausgeschlossen werden, dass es zu einer 
physischen Beeinflussung der Inhalte der Kommunika-
tion durch die Stützperson kommt (vgl. Bober, 2010, S. 
6f.; Probst, 2003, S. 1ff.). Als mögliche Erklärung für 
das Zustandekommen der Beeinflussung kann der Oui-
ja-Board-Effekt und der Clever-Hans-Effekt genannt 
werden (vgl. Biermann, 1999, S. 48f.). Daher ist es 
möglich, dass die gestützt geäusserten Meinungen in 
Wirklichkeit nicht den Meinungen der Betroffenen 
entsprechen. Dies kann für sie belastend sein, weil ih-
nen Aussagen unterstellt werden, die sie womöglich 
nicht machen wollten. 
Selbstbestimmung: 
Die Möglichkeit, Entscheide bezüglich der eigenen Per-
son selbstständig zu treffen, wird eingeschränkt, da Be-
troffene den Inhalt der Kommunikation nicht eigenstän-
dig bestimmen können. 
 Autonomiebedürfnis 
Integrität: 
Die psychische Integrität der Betroffenen wird womög-
lich verletzt, weil ihnen fälschlicherweise Aussagen un-
terstellt werden, die sie nicht machen wollten. Dies kann 
für sie belastend sein. 
 Bedürfnis nach subjektiver Sicher-
heit/Gewissheit 
Ermächtigung: 
Betroffene werden in ihren Möglichkeiten beschnitten, 
ihre Rechte eigenständig einzufordern, weil sie die Inhal-
te der Kommunikation nicht frei bestimmen können. Dies 
geht für sie mit einem Verlust an Artikulationsmacht ein-
her. 
 Kontroll- und Kompetenzbedürfnis 
 
Tabelle 3: Werte, die verletzt werden könnten, wenn die gestützte Kommunikation angewandt wird, wie bis anhin 





4.2.1 Ethisches Dilemma 
Aus den Tabellen 1 - 3 wird ersichtlich, dass die gestützte Kommunikation sowohl positive als auch nega-
tive Auswirkungen auf die gestützt kommunizierenden Personen haben kann. Die negativen Auswirkun-
gen ergeben sich dabei insbesondere durch die Gefahr der Beeinflussung, welche nicht vollends ausge-
schlossen werden kann. Durch die Anwendung der Methode kann die Bedürfnisbefriedigung demnach 
zugleich verbessert, als auch gefährdet werden. Daraus ergibt sich folgendes ethisches Dilemma: 
 
Durch die Anwendung der gestützten Kommunikation besteht die Chance, dass Betroffene Entscheide, 
die ihre Person betreffen vermehrt eigenständig fällen können (Selbstbestimmung) und sie die Fähigkeit 
erlangen, sich für ihre Rechte und Belangen einzusetzen (Ermächtigung). Weiter wird durch die Anwen-
dung die Möglichkeit erhöht, soziale Beziehungen einzugehen und zu gestalten (Partizipation) und am 
gesellschaftlichen Geschehen teilzunehmen und teilzuhaben (soziale Integration). Gleichzeitig kann es 
bei der Anwendung der Methode zur Beeinflussung der Inhalte der Kommunikation durch die Stützper-
son kommen, was insbesondere die Selbstbestimmung einschränkt, aber auch dazu führt, dass die Me-
thode ihre ermächtigende Wirkung verliert. Ebenfalls problematisch ist dabei die Tatsache, dass die 
Fremdbestimmung nicht offen gelegt wird, sondern weiterhin angenommen wird, dass die Aussagen 
von den Betroffenen stammen. Dies kann für die Betroffenen belastend sein und sich womöglich negativ 
auf ihre psychische Integrität auswirken. Durch die Reduktion der physischen Stütze könnte das Problem 
einer allfälligen Beeinflussung verringert werden, jedoch mit dem Nachteil, dass die Kommunikation 
weniger differenziert und zeitintensiver ausfallen würde. Dies würde sich wiederum negativ auf die 
Selbstbestimmung und die Ermächtigung und möglicherweise auch auf die Partizipation und soziale In-
tegration der Betroffenen auswirken, da sich diese nur noch bedingt mitteilen könnten. 
 
Die Ausführungen zum ethischen Dilemma machen deutlich, dass die Werte Selbstbestimmung und Er-
mächtigung immer gefährdet sind, verletzt zu werden. Je nachdem, wie die gestützte Kommunikation 
angewandt wird, kann die Methode für die Betroffenen mehr oder weniger ermächtigend und selbstbe-
stimmend wirken. Anders ist dies bei den Werten Partizipation und soziale Integration. Sie sind nicht im 
selben Mass von einer validen Anwendung der Methode abhängig, wie die beiden anderen Werte. Dies 
kann anhand der in der Sozialen Arbeit üblichen dreiniveaunalen Betrachtungsweise und Staub-
Bernasconis Unterteilung in Ausstattung, Austausch und Macht erklärt werden (vgl. Staub-Bernasconi, 
2007, S. 183ff.). Die Werte Selbstbestimmung und Ermächtigung fokussieren auf die Mikroebene und 
betreffen in erster Linie die Ausstattung des Menschen. Die Werte Partizipation und soziale Integration 
beziehen sich dagegen vermehrt auf den Austausch, welchen eine Person führt und das Eingebunden-
Sein in gesellschaftliche Systeme. Damit fokussieren sie vermehrt auf die Meso- und die Makroebene. 
Entscheidend dabei ist die Tatsache, dass Austausch auch dann stattfinden kann, wenn der Mensch Ein-
schränkungen in Form von Beeinflussung erfährt. Unabhängig davon, was und wie valide kommuniziert 





wird, ermöglichen die neu gewonnen kommunikativen Fähigkeiten einen einfacheren Zugang zu ande-
ren Menschen und damit eine erhöhte Chance auf soziale Teilnahme und Teilhabe. Dieser Zugang ist 
auch dann vorhanden, wenn es bei der Anwendung der Methode zur Beeinflussung kommt.  
4.2.2 Zentrale ethische Fragestellung 
In Tabelle 4 werden die bisherigen Ergebnisse aus der Analyse zusammengefasst und wichtige Fragestel-
lungen abgeleitet. Auf diesen aufbauend wird anschliessend eine zentrale ethische Fragestellung formu-
liert. Diese bildet die Ausgangslage für die Konzeptualisierung und damit Schritt 3 des reflexiven Be-
gründungsverfahrens.  
 
 Mögliche verletzte Werte Fragestellungen 
 









Inwiefern ist es aus berufsethischer Sicht 
vertretbar, Menschen mit schweren 
Kommunikationsbeeinträchtigungen die 
gestützte Kommunikation vorzuenthal-
ten, wenn diese die Partizipation und so-





ten Kommunikation mit Fo-







Inwiefern ist es aus berufsethischer Sicht 
vertretbar, die Anwendung der gestütz-
ten Kommunikation im Hinblick auf eine 
möglichst valide Kommunikation einzu-
schränken, wenn dadurch die Gefahr der 
Fremdbestimmung verkleinert, aber zu-
gleich auch die Chance auf mehr Partizi-












Inwiefern ist es aus berufsethischer Sicht 
vertretbar, eine Kommunikationsmetho-
de anzuwenden, bei der die Gefahr einer 
nicht offen gelegten Fremdbestimmung 
besteht? 
 
Tabelle 4: Zusammenfassung der durch die gestützte Kommunikation verursachten Wertekonflikte 
 
Betrachtet man die drei Fragestellungen, die sich aus dem bisherigen Sachverhalt ergeben haben, wird 
ersichtlich, dass sich alle mit der Frage nach der Gewichtung der Werte Partizipation und soziale Integra-
tion gegenüber dem Wert Selbstbestimmung befassen. Lediglich der Blickwinkel ist unterschiedlich. Bei 
Ersterem wird die Wichtigkeit der Werte Partizipation und soziale Integration betont, ohne zur Frage 
nach der Fremdbestimmung Stellung zu nehmen. Bei Letzterem verhält es sich genau umgekehrt. Beim 





Mittleren wird nach einem gerechten Verhältnis der Gewichtung von Partizipation und sozialer Integra-
tion sowie der Gefahr der Fremdbestimmung gefragt. Folgende zentrale ethische Fragestellung kann da-
raus abgeleitet werden: 
 
Was ist aus berufsethischer Sicht höher zu werten: die Chance der Betroffenen auf eine erhöhte 
Partizipation und soziale Integration oder die Gefahr einer nicht offen gelegten Fremdbestim-
mung? 
 
Diese Frage bildet die Ausgangslage für Schritt 3 des reflexiven Begründungsverfahrens, die Konzeptuali-
sierung. Auf den Wert Ermächtigung wird dabei nicht eingegangen, da sich daraus kein ethisches Di-
lemma ergibt. Die gestützte Kommunikation kann lediglich mehr oder weniger ermächtigend wirken. 
Bezogen auf die Selbstbestimmung ist dies anders. Beeinflussung führt nicht nur zu weniger Selbstbe-
stimmung sondern zugleich zu Fremdbestimmung, wodurch der Wert Selbstbestimmung verletzt wird. 
Dem Wert Ermächtigung wird hingegen nur mehr oder weniger stark Rechnung getragen, je nachdem, 
wie valide die Methode angewandt wird. Für die Konzeptualisierung ist er deshalb nicht von Bedeutung. 
4.3 Konzeptualisierung der berufsethischen Argumentation 
Bei der Konzeptualisierung wird der sich abzeichnende Wertekonflikt in einen grösseren theoretischen 
Zusammenhang gesetzt und anhand von allgemeinen ethischen Theorien und Modellen reflektiert und 
vertieft (Schmocker, 2012, S. 27).  
 
Die Ausgangslage für die Konzeptualisierung bildet die zentrale ethische Fragestellung. Ein Aspekt der 
Fragestellung kann jedoch auch ohne Konzeptualisierung beantwortet werden. So ist bereits die genau-
ere Betrachtung der für die Soziale Arbeit relevanten Werte und deren Begriffsbestimmungen auf-
schlussreich, wenn es um die Einschätzung der Bedeutung der Gefahr einer nicht offen gelegten Fremd-
bestimmung geht. Die Begriffe Selbstbestimmung, Fremdbestimmung und psychische Integrität werden 
deshalb im folgenden Abschnitt nochmals genauer erläutert und mit der gestützten Kommunikation in 
einen Zusammenhang gebracht. 
 
Im Kapitel 3.1 wurde deutlich, dass der Wert Selbstbestimmung wie er im Berufskodex definiert ist, 
nicht einfach die alleinige Bestimmung des Menschen über sich selbst bedeutet. Vielmehr ist der 
Mensch dazu verpflichtet, so zu bestimmen, dass sein Handeln der eigenen Bedürfnisbefriedigung dient, 
und die Bedürfnisbefriedigung anderer Menschen nicht behindert (vgl. AvenirSocial, 2010, S. 8; Avenir-
Social, 2011, S. 55). Daraus kann abgeleitet werden, dass Fremdbestimmung dann gerechtfertigt ist, 
wenn der Mensch durch sein Handeln die eigene Bedürfnisbefriedigung oder die Bedürfnisbefriedigung 
anderer Menschen gefährdet. Das nicht Handeln oder das nicht Treffen eines Entscheids käme dabei 
ebenfalls einer Handlung/einem Entscheid gleich. Fremdbestimmung wäre demnach bei Menschen mit 





Kommunikationsbeeinträchtigungen gerechtfertigt, welche aufgrund ihrer Behinderung in bestimmten 
Situationen keine eigenen Entscheide treffen oder Handlungen vollziehen können und dies ihre Bedürf-
nisbefriedigung beeinträchtigt. Dies kann situativ unterschiedlich sein. Betroffene können am Esstisch 
womöglich selber entscheiden, was sie essen wollen, indem sie sich das Essen eigenständig schöpfen. 
Dieselbe Person kann aber möglicherweise nicht mitteilen, ob sie aufgrund eines erlittenen Unrechts 
Anzeige erstatten will oder nicht. Fremdbestimmung wäre dann gerechtfertigt, wenn man davon ausge-
hen muss, dass die Bedürfnisbefriedigung gefährdet ist und die Person nicht eigenständig für Abhilfe 
sorgen kann. Bezogen auf die gestützte Kommunikation ist dieser Umstand äusserst bedeutsam. Da Be-
troffene dank der Methode in vielen Situationen in der Lage sind, eigenständige Entscheide zu treffen, 
ist Fremdbestimmung in solchen Situationen aus berufsethischer Sicht nicht mehr gerechtfertigt. Daher 
macht es einen Unterschied, ob für eine Person entschieden wird, weil sie es aufgrund einer beeinträch-
tigten Kommunikation grundsätzlich nicht kann, oder weil sie beim gestützt Kommunizieren durch die 
Stützperson beeinflusst wird. Bei Letzterem wird der Wert Selbstbestimmung verletzt, während dies bei 
Ersterem nicht zwingend der Fall sein muss.  
 
Im Zusammenhang mit einer allfälligen Beeinflussung der Inhalte der Kommunikation durch die Stütz-
person wurde auch die Vermutung geäussert, dass dadurch die psychische Integrität der gestützt kom-
munizierenden Person beeinträchtigt werden könnte. Schliesslich kann es für Betroffene sehr belastend 
sein, wenn ihnen Aussagen unterstellt werden, die sie gar nicht machen wollten und daraus womöglich 
auch Handlungen abgeleitet werden. Die Beeinflussung der Kommunikation kann dabei bewusst oder 
unbewusst erfolgen. Genauso kann Beeinflussung im Rahmen der Anwendung der Methode bewusst 
überprüft und daraus folgend minimiert werden. Bereits Crossley (1997, S. 127ff.) hat darauf hingewie-
sen, dass die Validität der Kommunikation in bestimmten Situationen überprüft werden soll, um Betrof-
fene vor Beeinflussung zu schützen. Eine Überprüfung ist Crossley zufolge insbesondere in Situationen 
notwendig, in welchen eine gestützt verfasste Aussage mit erheblichen Konsequenzen für die Betroffe-
nen verbunden ist. Dies wäre beispielsweise der Fall, wenn eine gestützt kommunizierende Person eine 
Betreuungsperson beschuldigt, sie geschlagen zu haben. Bezogen auf eine allfällige Verletzung der psy-
chischen Integrität sind diese drei Aspekte (bewusste Beeinflussung, unbewusste Beeinflussung und be-
wusste Überprüfung von Beeinflussung) zentral. Das wird deutlich, wenn im Kapitel 3.1 der Begriff Integ-
rität erläutert wird. Die Integrität (von lat. „ganz sein“; Unverletzlichkeit) zeichnet sich durch die Einheit 
aller körperlichen, psychischen und sozialen Eigenschaften und Eigenheiten einer Person aus. Vorausset-
zung dafür ist die gegenseitige Achtung und Anerkennung der Menschen untereinander (vgl. AvenirSoci-
al, 2011, S. 48). In diesem Sinne ist der Wert Integrität auch eng mit der Menschenwürde verbunden, 
welche sich ebenfalls durch die gegenseitige Achtung und der Achtung vor sich selbst auszeichnet (vgl. 
ebd., S. 50). Erfolgt eine Beeinflussung der Kommunikation bewusst, kann dies als Ausdruck fehlender 
Achtung und Anerkennung verstanden werden. Eine Verletzung der psychischen Integrität der gestützt 





kommunizierenden Person wäre demnach denkbar. Erfolgt eine Beeinflussung hingegen unbewusst und 
somit unabsichtlich, ist es durchaus möglich, dass die Achtung und die Anerkennungsbeziehung zwi-
schen der gestützt kommunizierenden Person und der Stützperson bestehen bleibt und es zu keiner Ver-
letzung der psychischen Integrität kommt, auch wenn die Situation belastend ist. Indem die Stützperson 
die gestützt verfassten Aussagen ernst nimmt, zeigt sie die Achtung, welche sie vor der gestützt kom-
munizierenden Person hat.  
 
Allerdings sind auch Situationen denkbar, in denen die Beeinflussung zwar nicht bewusst erfolgt, aber 
die Gefahr der Beeinflussung auch nicht bewusst überprüft und minimiert wird. Die Stützperson nimmt 
dabei in Kauf, dass sie der gestützt kommunizierenden Person unbewusst eigene Vorstellungen und 
Wünsche aufdrängt. Beeinflussung in Kauf zu nehmen, könnte bereits als Missachtung des Gegenübers 
interpretiert werden. Eine Verletzung der psychischen Integrität wäre in solchen Situationen vor allem 
dann denkbar, wenn eine Aussage für die Betroffenen mit erheblichen Konsequenzen verbunden ist. Für 
die vorliegende Arbeit sind diese, wie auch die Fälle bewusster Beeinflussung jedoch nicht bedeutsam. 
Schliesslich kann von Sozialarbeitenden als Professionelle erwartet werden, dass sie in ihrer Funktion als 
Stützperson bewusste Beeinflussung unterbinden und einen vorsichtigen und reflektierten Umgang mit 
der Methode pflegen. Im Berufskodex wird dies deutlich, wenn darauf verwiesen wird, dass Sozialarbei-
tende mit dem Machtgefälle zwischen ihnen und der Klientel sorgfältig und bewusst umgehen und ihr 
Handeln auf der Achtung der Würde eines jeden Menschen gründen sollen (vgl. AvenirSocial, 2010, S. 
8ff.). Ebenso kann von Sozialarbeitenden erwartet werden, dass sie eine Methode methodengetreu an-
wenden, was bedeutet, dass sie Vorgaben bezüglich der Überprüfung der Validation der Kommunikation 
beachten. Zeigen sich Sozialarbeitende in der Praxis bemüht, professionelle Arbeit zu leisten, sollte es 
demnach nicht zu einer Verletzung der psychischen Integrität der Betroffenen kommen.  
 
Bezogen auf die zentrale ethische Fragestellung können zwei Erkenntnisse abgeleitet werden:  
 Fremdbestimmung ist nur dann gerechtfertigt, wenn eine Person keine Möglichkeit zur Selbst-
bestimmung hat. Durch die gestützte Kommunikation erhalten Betroffene aber die Möglichkeit 
zur Selbstbestimmung, weshalb Fremdbestimmung in Form von Beeinflussung gegen die Werte-
vorstellungen der Sozialen Arbeit verstösst. 
 Solange Sozialarbeitende professionelle Arbeit im Sinne des Berufskodexes leisten und die ge-
stützte Kommunikation methodengerecht anwenden, besteht keine Gefahr, dass die psychische 
Integrität der Betroffenen im Falle unbewusster Beeinflussung beeinträchtigt wird.  
4.3.1 Idealistischer Liberalismus und sozialistischer Humanismus 
Wenn nun die Verletzung der Integrität ausgeschlossen werden kann, beschränkt sich der in der zentra-
len ethischen Fragestellung enthaltene Wertekonflikt auf die Werte Selbstbestimmung, Partizipation 
und soziale Integration. Diese sollen anhand der Konzeptualisierung genauer erörtert und in einen grös-





seren, theoretischen Zusammenhang gesetzt werden. Um einen passenden theoretischen Rahmen zu 
finden, ist die Frage ausschlaggebend, in welchen für die Soziale Arbeit relevanten ethischen Theorien 
und Modellen die genannten Werte eine zentrale Rolle spielen. Schmocker (2012, S. 13) zufolge existiert 
eine unübersehbare Vielfalt an ethischen Konzeptionen. Wie dies auch für andere Professionen üblich 
ist, wählt die Soziale Arbeit aus der Menge aller möglichen Ethiken eine für sie passende Schnittmenge 
aus. Die konkrete Wahl der Schnittmenge kann innerhalb der Profession variieren. Schmocker (S. 13) zu-
folge sind die Wurzeln der Sozialen Arbeit insbesondere in den Ethikkonzepten des (idealistischen) Libe-
ralismus und des sozialistischen Humanismus zu finden.  
 
Im Liberalismus kommt dem Wert Selbstbestimmung eine herausragende Bedeutung zu. Liberalismus 
wird in der von Hans Jörg Sandkühler herausgegebenen Enzyklopädie übersetzt als lateinisch liberalis - 
die Freiheit betreffend, freigebig, freisinnig. Mit Liberalismus werden Konzeptionen bezeichnet, die die 
Wichtigkeit und den Vorrang subjektiver Freiheitsrechte betonen. Der Liberalismus setzt sich demnach 
insbesondere für die Freiheit des Individuums gegenüber staatlicher Gewalt ein (Sandkühler, 2010, S. 
1416). Im von Dieter Nohlen herausgegebenen Lexikon der Politik wird die Bedeutung, welche der Wert 
Selbstbestimmung für den Liberalismus hat, weiter verdeutlicht. Die Fähigkeit zur Selbstbestimmung 
wird dabei aus der Vernunft des Menschen abgeleitet. Der Mensch wird als würdig erachtet, über sich 
selbst zu bestimmen, da er durch die Fähigkeit des Denkens Zusammenhänge erkennen und Schlussfol-
gerungen für sein Handeln ziehen kann (Nohlen, 1998, S. 354). Diese Definition von Liberalismus ist auch 
mit dem idealistischen Liberalismus vereinbar. Als idealistischer Liberalismus bezeichnet Schmocker 
(2012, S. 14f.) den Liberalismus des ausgehenden 19. Jahrhundert, welcher das Frei sein der Menschen 
von jeglicher Verfügungsgewalt, sei es von Seiten des Staates, der Religion, aber auch der Wirtschaft be-
tont. Dem Wert Selbstbestimmung kommt im idealistischen Liberalismus demnach nicht nur bezüglich 
der politischen Freiheit eine hohe Bedeutung zu, sondern auch bezüglich der persönlichen Freiheit und 
der Freiheit gegenüber der Wirtschaft.  
 
Die herausragende Bedeutung des Werts Selbstbestimmung, wie sie im (idealistischen) Liberalismus 
vorzufinden ist, wird auch in der Kontroverse um die gestützte Kommunikation deutlich. Alleine die Tat-
sache, dass die Methode aufgrund möglicher Beeinflussung immer wieder mediale Aufmerksamkeit er-
langte, deutet darauf hin, dass in der Gesellschaft liberale Wertevorstellungen verbreitet sind. Offenbar 
ist eine hohe Sensibilität bezüglich des Werts Selbstbestimmung vorhanden. Wird eine Person in ihrer 
Selbstbestimmung eingeschränkt, weil es bei der Anwendung der Methode zur Beeinflussung kommt, 
führt dies in der Bevölkerung zu Entrüstung. Als Beispiel kann der Vorfall mit dem jungen Mann genannt 
werden, welcher mit Hilfe der gestützten Kommunikation sexuelle Wünsche äusserte. Die Tatsache, dass 
bei der Überprüfung der Validation Beeinflussung durch die Stützperson festgestellt werden konnte, hat 
dazu geführt, dass der junge Mann die Methode nicht weiter nutzen durfte. Ebenso wurde deren An-





wendung bei den anderen Bewohnern und Bewohnerinnen des Heims eingeschränkt. Eine hohe Sensibi-
lität betreffend des Werts Selbstbestimmung ist auch in der Forschung ersichtlich. Janz, Klauss und Bay-
er (2010, S. 10f.) zufolge befassen sich Forschungsarbeiten fast ausschliesslich mit dem Thema Validati-
on der gestützt hervorgebrachten Kommunikation. Der Fokus liegt dabei auf dem Wert Selbstbestim-
mung und der Gefahr, dass dieser verletzt werden könnte. Der Liberalismus erscheint demnach als ge-
eignet, um den Wert Selbstbestimmung in einem grösseren, ethischen Rahmen zu verorten. Sowohl im 
Liberalismus, als auch in der Kontroverse um die gestützte Kommunikation, kommt dem Wert Selbstbe-
stimmung eine zentrale Bedeutung zu.  
 
Schwieriger zu verorten sind die Werte Partizipation und soziale Integration. Im sozialistischen Huma-
nismus spielen diese Werte zwar eine Rolle, werden jedoch nicht als zentrale Werte genannt. Schmo-
cker (2012, S. 14) weist daraufhin, dass Konzepte des sozialistischen Humanismus für die Soziale Arbeit 
von Bedeutung sind, weil sie dem Fakt gerecht werden, dass der Mensch nicht alleine, sondern in Ge-
meinschaft lebt. Begriffsbestimmungen aus der Fachliteratur machen aber deutlich, dass der Fokus beim 
Humanismus vermehrt auf der Gesellschaftsstruktur liegt und nicht auf der Verwirklichung von Werten 
wie Partizipation und sozialer Integration, welche sich vor allem auf die Beziehungen der Menschen un-
tereinander beziehen (vgl. Paul Richard Blum, 2010, S. 1012; Erich Fromm, 1965, S. 14f.).  
 
Der Begriff Humanismus bezeichnet das Bestreben, besonders den Belangen der Menschen gerecht zu 
werden. Menschlichkeit gilt als Ideal, welches durch Erziehung und Bildung erreicht werden soll (Blum, 
2010, S. 1012). Beim sozialistischen Humanismus handelt es sich Fromm (1965, S. 14f.) zufolge um eine 
Strömung der Moderne, welche sich massgeblich von anderen Strömungen des Humanismus unter-
scheidet und von Karl Marx geprägt wurde. Marx war der erste, der behauptete, dass Erziehung und Bil-
dung alleine nicht ausreicht, um den Menschen zu einem voll entfalteten menschlichen Wesen zu ma-
chen. Sein Hauptargument bestand darin, dass sich geistige Ziele nicht vom gesellschaftlichen System 
trennen lassen. Sollen geistige Ziele, wie die des Humanismus durchgesetzt werden, braucht es dem-
nach eine gesellschaftliche Veränderung. Marx vertrat dabei den Standpunkt, dass der freie und unab-
hängige Mensch nur in einem gesellschaftlichen und ökonomischen System existieren kann, indem die 
volle Entwicklung des Individuums eine Voraussetzung für die volle Entwicklung der Gesellschaft ist und 
umgekehrt (ebd. S. 14f.).  
 
Die Ausführungen zum sozialistischen Humanismus machen deutlich, dass der Fokus einerseits auf der 
Mikroebene (Mensch) und andererseits auf der Makroebene (Gesellschaft) liegt. Die Mesoebene wird 
vernachlässigt. So werden keine Angaben dazu gemacht, dass der Mensch nicht alleine lebt, sondern Be-
ziehungen mit anderen Menschen eingeht, Austausch pflegt und so Gemeinschaft erlebt. Vielmehr wird 
der Mensch als unabhängiges Individuum beschrieben, welches auf bestimmte gesellschaftliche Rah-
menbedingungen angewiesen ist, um sich voll entfalten zu können. Bei der Partizipation und sozialen 





Integration handelt es sich aber um Werte, die abgesehen von der Makroebene vor allem auf der Me-
soebene zum Tragen kommen. Partizipation und soziale Integration erfolgt dort, wo Menschen mit an-
deren Menschen in Beziehung treten, sei dies innerhalb der Familie, am Arbeitsplatz oder bei der Aus-
übung eines Hobbies. Um diesen Werten gerecht zu werden, reicht es demnach nicht aus, sie konzep-
tuell im sozialistischen Humanismus zu verorten. Vielmehr ist ein ethischer Bezugsrahmen gesucht, wel-
cher der Gemeinschaft und somit der Mesoebene mehr Platz einräumt. Beim Kommunitarismus ist ge-
nau das der Fall.  
4.3.2 Kommunitarismus als Korrektiv zum Liberalismus 
Der Begriff Kommunitarismus ist Sandkühler (2010, S. 1416) zufolge erst in den 1970er Jahren aufge-
kommen. Vom lateinischen communitas abgeleitet, kann er übersetzt werden als Gemeinschaft oder 
Gemeinsinn. Auch wenn der Begriff neu ist, kann auf eine lange Vorgeschichte zurückgeblickt werden. 
Diese reicht von der Gegenwart bis in die Antike zurück und beinhaltet all jene Konzeptionen, welche die 
soziale Natur des Menschen hervorheben und darauf aufbauend den normativen Vorrang gemeinschaft-
licher Werte und Institutionen betonen. Gleich dem Liberalismus befasst sich der Kommunitarismus 
demnach mit dem Verhältnis zwischen Mensch, Staat und Gesellschaft, betont aber das Eingebettet-
Sein des Menschen in Gemeinschaften. Der Kommunitarismus versteht sich dabei weniger als Gegenpo-
sition zum Liberalismus, sondern vielmehr als Korrektiv. Kritisiert wird insbesondere der Verlust an ge-
meinschaftlichem Zusammenhalt im Angesicht einer zunehmend durch Privatinteressen und Egoismus 
geprägten Gesellschaft (ebd. S. 1416f.). Den Werten Partizipation und soziale Integration kommt im 
Kommunitarismus demnach insbesondere gegenüber dem Wert Selbstbestimmung eine zentrale Bedeu-
tung zu. Dies wird an den Ausführungen von Michael Haus deutlich, welcher in seinem Buch Kommuni-
tarismus – Einführung und Analyse wichtige Autoren wie Charles Taylor zu Wort kommen lässt. Haus 
(2003, S. 19ff.) zufolge befasst sich der Kommunitarismus unter anderem mit zwei Themenkomplexen: 
 Die politisch-anthropologische Debatte um ein angemessenes Verständnis vom Menschen. 
Kommunitaristische Positionen kritisieren dabei insbesondere das im Liberalismus verbreitete 
atomistische Bild des Menschen als ungebundenes Selbst. Das Eingebunden-Sein des Menschen 
in gemeinschaftliche Lebenszusammenhänge werde dabei verkannt. 
 Eine politisch-institutionelle Debatte um die angemessene Rolle des Staates. Kritisiert wird dabei 
das aus kommunitaristischer Sicht überzogene Verständnis der Neutralität des Staates. Dieser 
habe lediglich individuelle Freiheitsräume zu sichern, ohne dass die Qualität dieser Freiheit einer 
externen Bewertung unterliege. Es mache keinen Sinn, dass der Staat auf Distanz zu allen Vor-
stellungen einer guten Lebensführung gehe. 
 
Die kritischen Einwände von Seiten des Kommunitarismus könnten den Eindruck erwecken, dass sich 
kommunitaristische Positionen gegen die Verwirklichung individueller Freiheitsrechte stellen. Haus 





(2003, S. 22f.) betont jedoch, dass sich die Verwirklichung individueller Freiheitsrechte und die Durch-
setzung gemeinschaftlicher Wertevorstellungen nicht ausschliessen müssen. Die Verwirklichung des 
Werts Selbstbestimmung schliesst die Verwirklichung der Werte Partizipation und soziale Integration 
demnach nicht zwingend aus. Charles Taylor (1988 zit. in Haus, 2003, S. 252ff.) drängt dabei auf die Un-
terscheidung zwischen wesentlichen Freiheitsrechten und einem völlig von Bewertungen der Bedeut-
samkeit entkleideten Verständnis von Freiheit als Nichteinmischung. Die Nichteinmischung bezieht sich 
im Liberalismus auf den Staat, der die persönlichen Freiheitsräume zwar garantieren soll, jedoch ohne 
Einfluss darauf zu nehmen, welche soziale Praxis sich in diesen Freiheitsräumen herausbildet. Selbstbe-
stimmung im Sinne von Wahlfreiheit wird so zum Dogma schlechthin erhoben. Einzige Bedingung ist die 
Vorgabe, dass durch die jeweiligen Aktivitäten die Freiheiten anderer nicht beeinträchtigt werden dür-
fen. Diese ethische Neutralität des Staates wird von den Kommunitaristen angeprangert, ohne aber den 
Wert Selbstbestimmung an sich schlecht heissen zu wollen.  
 
Bedenkt man die Begriffsbestimmung des Wertes Selbstbestimmung, wie sie im Berufskodex genannt 
wird, werden Parallelen zum Kommunitarismus deutlich. Der Wert Selbstbestimmung kommt in der So-
zialen Arbeit nicht beliebig zum Tragen, sondern orientiert sich an den menschlichen Bedürfnissen. 
Selbstbestimmung ist demnach nur solange gut zu heissen, als dass sie der Befriedigung der Bedürfnisse 
dient (vgl. AvenirSocial, 2010, S. 8; AvenirSocial, 2011, S. 55). Der Wert Selbstbestimmung wird dadurch 
relativiert und dem Wert Wohlbefinden untergeortet. Demnach wird sowohl im Kommunitarismus als 
auch der Sozialen Arbeit von einem relativen Selbstbestimmungsbegriff ausgegangen. 
 
Aus den Ausführungen zum Kommunitarismus wird zudem ersichtlich, dass es neben der Selbstbestim-
mung andere wichtige Werte gibt, die es zu beachten gilt. Genannt werden die Werte Partizipation und 
soziale Integration, welche vor allem der Tatsache gerecht werden sollen, dass der Mensch nicht alleine, 
sondern in Gemeinschaft lebt. In diesem Zusammenhang werden Parallelen zur Kontroverse um die ge-
stützte Kommunikation deutlich. Aus Praxisberichten geht hervor, dass die Anwendung der Methode bei 
den Betroffenen oftmals mit positiven Begleiterscheinungen einhergeht. So können Betroffene vorhan-
dene Kompetenzen und Fähigkeiten (z.B. lesen und schreiben können) vermehrt zeigen. Dadurch steigt 
ihr soziales Ansehen, was ihnen den Zugang zu neuen Lebensbereichen wie beispielsweise der regulären 
Schule oder dem regulären Arbeitsmarkt erleichtert. Ebenso können sie einfacher soziale Kontakte 
knüpfen und so mehr Zugehörigkeit und soziale Teilhabe erlangen (vgl. Janz, Klauss & Bayer, 2010, S. 
172ff.; Gugger Bachofen, 2004, S. 13f.; Hansel, 2007, S. 62ff.). Wird mit Hilfe der positiven Begleiter-
scheinungen für die weitere Anwendung der Methode argumentiert, behilft man sich demnach sogleich 
kommunitaristischer Argumente.  
 
Die Eignung der Kommunitarismus-Liberalismus-Debatte zur Verortung der Werte Selbstbestimmung, 
Partizipation und soziale Integration wird auch am Einfluss deutlich, welche liberale und kommunitaristi-





sche Strömungen auf die Soziale Arbeit haben. Der Einfluss liberalen Denkens wird beispielsweise an der 
ethischen Konzeption Sozialer Arbeit von Andreas Lob-Hüdepohl ersichtlich. Lob-Hüdepohl gilt dabei als 
einer der wichtigsten zeitgenössischen Autoren und Autorinnen, welche sich in den vergangenen Jahren 
mit der Ethik Sozialer Arbeit befasst haben. Der starke Einfluss liberalen Denkens zeigt sich in Lob-
Hüdepohls Schriften daran, dass er Selbstbestimmung zur Fundamentalnorm der Ethik Sozialer Arbeit 
erklärt. Seine Argumentation baut darauf auf, dass durch den Verlust traditioneller Orientierungsmus-
ter, wie sie beispielsweise von der Kirche vorgegeben wurden, in modernen Gesellschaften ein Werte-
pluralismus entstanden sei. Christliche Werte hätten ihre Geltung möglicherweise nicht eingebüsst, 
müssten aber gegenüber anderen Werten und Normen neu legitimiert werden (vgl. Lob-Hüdepohl, 
2007, S. 125f.). In der Pluralität moralischer Überzeugungen sieht Lob-Hüdepohl geradezu das Marken-
zeichen moderner Gesellschaften. Der vorhandene Wertepluralismus schliesse jedoch nicht aus, dass es 
allseits verbindliche Werte und ethische Prinzipien gibt. Lob-Hüdepohl (S. 125f.) argumentiert, dass die 
Pluralität moderner Gesellschaft in der Auffassung gründet, dass der Mensch sein Leben eigenständig 
gestalten darf und soll. Dabei setzt er die Pluralisierung der Lebensentwürfe und Wertevorstellungen als 
legitim voraus und baut seine Argumentation darauf auf. Soll eine Pluralisierung der Lebensentwürfe 
unterstützt und erreicht werden, erfordere dies zwingend die Achtung der Selbstbestimmungsfähigkeit 
jedes einzelnen Menschen. Selbstbestimmung werde so zum allseits verbindlichen Wert. Jedem Men-
schen komme dabei der Anspruch zu, sein Leben so zu gestalten, dass es für ihn als gelungen und gut er-
scheint. Die Vorstellungen eines guten Lebens können sehr unterschiedlich sein. Die einzige Bedingung, 
welche Lob-Hüdepohl nennt, ist die Notwendigkeit, die eigenen Lebensentwürfe auf jene der anderen 
anzupassen, damit jene auch realisiert werden können (vgl. ebd., S. 115ff.).  
 
Die Ausführungen machen deutlich, dass der Begriff Selbstbestimmung, wie er von Lob-Hüdepohl ver-
wendet wird, stark durch liberales Gedankengut geprägt ist. So werden keine Vorgaben gemacht, wie 
ein gutes Leben auszusehen hat, da dies jeder Mensch selbst bestimmen kann. Die von kommunitaristi-
scher Seite oft genannte Kritik am Verständnis von Freiheit als Nichteinmischung und der daraus resul-
tierenden ethischen Neutralität des Staates, könnte auch bei Lob-Hüdepohl angebracht werden. Ebenso 
wäre die Kritik denkbar, Lob-Hüdepohl vertrete ein atomistisches Bild des Menschen als ungebundenes 
Selbst. Lob-Hüdepohl deklariert in seinem Buch zwar, dass er von einem Bild des Menschen als Mensch-
in-Gesellschaft ausgehe (vgl. Lobhüdepohl, 2007, S. 127). Seine starke Fokussierung auf den Wert 
Selbstbestimmung könnte aber auch anders ausgelegt werden. Sie deutet geradezu darauf hin, dass er 
den Menschen in erster Linie als autonomes Individuum wahrnimmt, und dessen Abhängigkeit von Ge-
meinschaft und sein Angewiesen-Sein auf andere Menschen als zweitrangig betrachtet.  
 
Der Begriff Selbstbestimmung, wie er von Lob-Hüdepohl verwendet wird, hat demnach wenig gemein-
sam mit dem Begriff Selbstbestimmung, wie er im Berufskodex definiert ist. Lob-Hüdepohl geht von ei-





nem absoluten Verständnis von Selbstbestimmung aus, wodurch der Wert gegenüber anderen Werten 
wie Partizipation und soziale Integration eine herausragende und zugleich dominante Rolle einnimmt. In 
der Kontroverse um die gestützte Kommunikation wäre ein solch absolutes Verständnis des Werts 
Selbstbestimmung am ehesten bei vehementen Gegnern und Gegnerinnen der Methode denkbar. Für 
sie ist jede Form der Einschränkung der Selbstbestimmung Grund genug, die gestützte Kommunikation 
als Ganzes zu verbieten. Dies unabhängig davon, ob dadurch andere Werte verletzt werden.  
 
Demgegenüber finden sich andere Tendenzen in der Sozialen Arbeit, die von einer Fokussierung auf den 
Wert Selbstbestimmung absehen und sich vermehrt für die Durchsetzung gemeinschaftlicher Werte wie 
Partizipation und soziale Integration einsetzen. Dies wird insbesondere an der Debatte um die Individua-
lisierung deutlich, in welcher Selbstbestimmung als oberstes Prinzip zunehmend kritisiert wird.  
 
Detlef Pollack (2008, S. 538ff.) zufolge wird mit dem Begriff Individualisierung zumeist der Prozess zu-
nehmender Selbstbestimmung des Individuums und der gleichzeitigen Abnahme von Fremdbestimmung 
durch gesellschaftliche Faktoren bezeichnet. Individualisierung wird dabei als Kennzeichen modernen 
Gesellschaften verstanden. Die Debatte wurde insbesondere durch Ulrich Beck hervorgerufen und be-
stimmt. Beck (zit. in Pollack, 2008, S. 538) zufolge kann von Individualisierung dann gesprochen werden, 
wenn der Anteil an entscheidungsverschlossenen Lebensmöglichkeiten ab- und der Anteil an entschei-
dungsoffenen Lebensmöglichkeiten zunimmt. Mit Individualisierung wird demnach eine Veränderung 
der Beziehung zwischen Individuum und Gesellschaft bezeichnet.  
 
Individualisierungsprozesse sind auch im Zusammenhang mit der gestützten Kommunikation denkbar. 
Durch sie erhalten viele Menschen, die sich zuvor nicht oder nur sehr begrenzt kommunikativ mitteilen 
konnten, eine neue Stimme. Wird die Methode korrekt angewandt, sind sie vermehrt in der Lage, Ent-
scheide selbstständig zu fällen und ihr Leben eigenständig zu gestalten. Durch die gestützte Kommunika-
tion wird demnach der Anteil an entscheidungsoffenen Lebensmöglichkeiten für die Betroffenen erhöht. 
Denkbar wären beispielsweise mehr Wahlmöglichkeiten bei der Arbeitssuche oder bei der Wahl der 
Wohnform. Daran wird deutlich, dass die Methode dazu taugt, Individualisierungsprozesse auszulösen 
und die Selbstbestimmung der Personen zu erhöhen. 
 
Beck (1994, S. 12ff.) sieht in der Selbstbestimmung jedoch nicht nur eine gewonnene Freiheit, sondern 
zugleich eine Last, Entscheide fällen zu müssen. Dabei sei die aktive Eigenleistung der Individuen gefor-
dert. So zeichne sich die moderne Gesellschaft nicht durch die Abwesenheit von gesellschaftlichen 
Zwängen und Forderungen aus. Vielmehr seien Individuen dazu gehalten, sich den ihnen stellenden in-
stitutionellen Anforderungen, Kontrollen und Zwängen zu stellen, sei es von Seiten des Arbeitsmarktes, 
des Bildungssystems oder des Sozialversicherungswesens. Der Unterschied zu früher bestehe lediglich 
darin, dass sich der Mensch selber darum bemühen muss, sich in dieses Netz von Anforderungen, An-





sprüchen und Leistungen zu integrieren und die eigene Biographie zu gestalten. Chancen, Gefahren und 
Unsicherheiten, die zuvor im Familienverbund oder von der Dorfgemeinschaft geregelt und getragen 
wurden, lasten nun auf den Schultern des Einzelnen. Dies überfordere viele Menschen und nicht wenige 
scheitern.  
 
Als Beispiel kann der Assistenzbeitrag genannt werden, welcher mit der IV-Revision 6a eingeführt wurde 
und Menschen mit Behinderungen zu mehr Selbstbestimmung verhelfen soll. Mit dem Assistenzbeitrag 
erhalten Betroffene einen Geldbetrag ausbezahlt, um eine Hilfskraft (Assistent/Assistentin) anstellen zu 
können, welche sie im Alltag unterstützt. Der Assistenzbeitrag wird dabei als alternatives Instrument zu 
einem Heimaufenthalt gesehen (Insieme, 2010). Insieme hat sich zwar für die Einführung des Assistenz-
beitrags eingesetzt, macht aber auch auf Schwierigkeiten aufmerksam. Kritisiert hat Insieme (2010) ins-
besondere die Orientierung am Arbeitgebermodell, welche sich in der Gesetzesrevision durchgesetzt 
hat. Menschen mit Behinderungen sind dabei gezwungen, selbst als Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen 
aufzutreten, was bedeutet, dass sie nicht auf Fachorganisationen wie Spitex oder Pro Infirmis zurück-
greifen können, welche als stellvertretende Arbeitgeberinnen fungieren. Dies stellt für viele Betroffene 
eine Erschwernis dar, da sie mit der Anstellung einer Person überfordert wären und deshalb vom Assis-
tenzbeitrag nicht Gebrauch machen können. Diese Problematik ist auch bei Menschen mit einer Beein-
trächtigung der Kommunikation denkbar. Der Assistenzbeitrag stellt demnach ein passendes Beispiel 
dar, um Becks Bedenken bezüglich der fortschreitenden Individualisierung zu untermauern. Grundsätz-
lich wurde mit dem Assistenzbeitrag ein Instrument geschaffen, um Menschen mit Behinderungen zu 
mehr Selbstbestimmung zu verhelfen. Gleichzeitig werden sie durch die hohen Anforderungen, welche 
die Aufgabe mit sich bringt, als Arbeitgeber und Arbeitgeberinnen aufzutreten, überfordert. Dies wiede-
rum führt dazu, dass viele potentielle Nutzer und Nutzerinnen des Assistenzbeitrags diesen nicht oder 
nur mit Hilfe von Aussenstehenden nutzen können. 
 
Daran werden zwei Dinge deutlich. Einerseits kann die Einführung des Assistenzbeitrags als Hinweis ge-
sehen werden, dass Individualisierungsprozesse in der Gesellschaft im Gange sind und der Selbstbe-
stimmung als liberaler Wert eine hohe gesellschaftliche Bedeutung zukommt. Andererseits kann der As-
sistenzbeitrag auch als Beispiel dafür gesehen werden, dass Individualisierungsprozesse die Menschen 
überfordern und eine Erhöhung der Selbstbestimmung nicht nur befreiend, sondern auch belastend 
wirken kann.  
 
Die kritische Auseinandersetzung, welche Beck bezüglich des Umgangs mit Individualisierungsprozessen 
und dem Wert Selbstbestimmung führt, unterstützt die Sichtweise auf den Wert Selbstbestimmung, wie 
sie im Berufskodex vorzufinden ist. Selbstbestimmung wird dabei anders als im Liberalismus, nicht als 
absoluter Wert gesehen und auch nicht bevorzugt behandelt. Vielmehr wird der Selbstbestimmung 
Grenzen gesetzt. Das Handeln der Person muss sich an der Erreichung von Wohlbefinden ausrichten. 





Dies wiederum bedingt die Orientierung an den menschlichen Bedürfnissen, wodurch andere Werte wie 
Partizipation und soziale Integration an Gewicht gewinnen. Für die Debatte um die gestützte Kommuni-
kation bedeutet dies, dass die mögliche Verletzung des Werts Selbstbestimmung bei der Bewertung der 
Methode aus berufsethischer Sicht eine Rolle spielt. Jedoch wird dem Wert Selbstbestimmung gegen-
über anderen Werten keine herausragende Bedeutung zugemessen und auch keine absolute Form von 
Selbstbestimmung angestrebt.  






In diesem Kapitel wird das erarbeitete Wissen aus den vorhergegangenen Kapiteln integriert, verdichtet 
und diskutiert. Darauf aufbauend wird eine Bewertung der Methode der gestützten Kommunikation aus 
berufsethischer Sicht vorgenommen. Mit der Bewertung wird sogleich der letzte Schritt des reflexiven 
Begründungsverfahrens abgeschlossen. 
5.1 Wichtigkeit der Werte Partizipation und soziale Integration im Hinblick auf 
eine beeinträchtigte Kommunikation als soziales Problem 
Im Kapitel 1.1 wird aufgezeigt, inwiefern es sich bei einer beeinträchtigten Kommunikation um ein sozia-
les Problem handelt. Soziale Probleme werden dabei in Anlehnung an Obrecht (zit. in Staub-Bernasconi, 
2007, S. 182) und Staub-Bernasconi (2007, S. 181ff.) als Probleme der unbefriedigenden Einbindung von 
Menschen in die sozialen Systeme ihrer Umwelt umschrieben, was sich negativ auf deren Bedürfnisbe-
friedigung auswirkt. Eine möglichst umfassende Bedürfnisbefriedigung im Sinne eines erfüllten Lebens 
und der Erreichung von Wohlbefinden wird als höchster Wert der Sozialen Arbeit genannt. Als sozial 
werden Probleme bei der Bedürfnisbefriedigung deshalb bezeichnet, weil Menschen bei deren Bewälti-
gung auf andere Menschen und damit auf soziale Systeme angewiesen sind. Um ihre Bedürfnisse zu be-
friedigen gehen Menschen flüchtige bis stabile Austauschbeziehungen ein. Im Sinne einer systemischen 
Sichtweise wird der Mensch dabei als Mensch-in-Gesellschaft wahrgenommen. Soziale Probleme erge-
ben sich demnach immer bezüglich des Eingebunden-Seins des Menschen in die ihn umgebende Umwelt 
(vgl. ebd. S. 174f.).  
 
Um eine Beeinträchtigung der Kommunikation als soziales Problem erfassen zu können, wird im Kapitel 
1.1 auf den Behinderungsbegriff verwiesen. Dieser wird durch das soziale und medizinische Modell be-
stimmt, wobei sich Ersteres für die Soziale Arbeit als relevant erweist. Gazareth (2009, S. 5f.) zufolge 
ergibt sich die Behinderung im sozialen Modell weniger aus der körperlichen, kognitiven oder psychi-
schen Schädigung, als vielmehr aus der damit einhergehenden sozialen Isolation des Menschen. Jantzen 
(2008, S. 3ff.) verdeutlicht diesen Aspekt wenn er sagt, dass die Behinderung dem Menschen nicht inne 
liegt, sondern durch die Gesellschaft konstruiert wird. Indem Menschen aufgrund einer vorhandenen 
Schädigung der Zugang zu Lebensbereichen wie Arbeit und Bildung erschwert wird, werden sie in ihrer 
Bedürfnisbefriedigung eingeschränkt. Das soziale Umfeld der Betroffenen zeigt sich dabei zu wenig fle-
xibel auf Besonderheiten, die sich aus der Schädigung ergeben, einzugehen. Gazareth (S. 5f.) spricht in 
diesem Zusammenhang auch von (sozialen) Barrieren, mit denen Menschen mit einer Behinderung im 
Alltag konfrontiert werden. Im sozialen Modell wird das Problem demnach weniger bei den Betroffenen 
(Mikroebene) gesucht, als vielmehr beim sozialen Umfeld und der Gesellschaft (Meso- und Makroebe-
ne), welche sich als unfähig erweisen, diese Menschen zu integrieren. 





Sollen Probleme fehlender Integration mit Hilfe der gestützten Kommunikation angegangen werden, er-
scheint dies im ersten Moment als unpassend. Schliesslich handelt es sich bei der gestützten Kommuni-
kation in erster Linie um eine pädagogische und therapeutische Methode zur Verbesserung der Kom-
munikation. Demnach wird genau das gemacht, was für das medizinische Modell typisch ist. Die Schädi-
gung wird anhand von Interventionen am Menschen (Mikroebene) und in Form der Behebung oder 
Kompensation der Schädigung (Lösen von Ausstattungsproblemen) angegangen. Der Zusammenhang 
zur beeinträchtigten Kommunikation als soziales Problem wird erst ersichtlich, wenn man die Bedeutung 
und den Zweck der Kommunikation klärt, wie dies im Kapitel 1.1 gemacht wurde. Fröhlich (2008, S. 7) 
zufolge besteht die ursprüngliche Bedeutung des Begriffs Kommunikation weniger im sich austauschen, 
als vielmehr im Gemeinsamkeit herstellen und Gemeinsamkeit feststellen. Bedenkt man in diesem Zu-
sammenhang das der Sozialen Arbeit zugrunde liegende Bild des Menschen als Mensch-in-Gesellschaft 
und die Notwendigkeit, dass Menschen für die Bedürfnisbefriedigung flüchtige bis stabile Austauschbe-
ziehungen eingehen müssen, wird die Wichtigkeit von Kommunikation für eine erfolgreiche soziale In-
tegration ersichtlich. Soziale Integration ist davon abhängig, ob eine Person mit anderen Personen Ge-
meinsamkeiten herstellen und feststellen kann, um so die notwendige Basis zur Bedürfnisbefriedigung 
zu schaffen. Kommunikation ist die Voraussetzung dazu. Bei einer beeinträchtigten Kommunikation 
handelt es sich demnach nicht nur um ein Ausstattungsproblem, sondern zugleich um ein Austausch-
problem. Menschen sind bei der Befriedigung ihrer Bedürfnisse auf andere Menschen und somit die 
Kommunikation mit anderen Menschen angewiesen. Sollen Probleme fehlender Integration angegangen 
werden, muss demnach bei der Kommunikationsförderung angesetzt werden, was die gestützte Kom-
munikation für die Soziale Arbeit interessant macht.  
 
Entscheidend dabei ist aber, dass die Soziale Arbeit weniger die Kommunikation an sich fokussiert, als 
vielmehr die dadurch hervorgebrachte Verbesserung der Integration. Wenn in der Debatte um die ge-
stützte Kommunikation die Frage im Zentrum steht, ob die Methode weiter angewandt werden soll, 
auch wenn dabei Beeinflussung möglich ist, wird dieser Aspekt relevant. Aus Sicht der Sozialen Arbeit ist 
eine valide Kommunikation zwar wünschenswert aber nicht zentral. Die gestützte Kommunikation ist so 
lange gut zu heissen, wie sie die soziale Integration und somit die Partizipation von Menschen mit Kom-
munikationsbeeinträchtigungen fördert. Schliesslich wird die Methode in der Sozialen Arbeit genau zu 
diesem Zweck eingesetzt. Eine Kommunikation, die frei von jeglicher Beeinflussung ist, ist dazu nicht 
zwingend notwendig. Inwiefern es dabei gerechtfertigt ist, andere für die Soziale Arbeit zentrale Werte, 
wie die Selbstbestimmung zu gefährden, wird im Kapitel 5.2 erörtert. 





5.2 Gewichtung des Wertes Selbstbestimmung gegenüber den Werten Partizipa-
tion und soziale Integration 
Die Analyse der gestützten Kommunikation in Form des reflexiven Begründungsverfahrens hat den Kon-
flikt zwischen dem Wert Selbstbestimmung und den Werten Partizipation und soziale Integration deut-
lich gemacht. Gemündet hat dieser Konflikt in der zentralen ethischen Fragestellung, welche die Chance 
auf eine erhöhte Partizipation und soziale Integration der Gefahr einer nicht offen gelegten Fremdbe-
stimmung gegenüber stellt. Die Konzeptualisierung der Werte anhand der Liberalismus-
Kommunitarismus Debatte hat gezeigt, dass sich in der Sozialen Arbeit sowohl Positionen finden lassen, 
die sich an liberalen Theorien orientieren und solche, die vermehrt auf die kommunitaristische Kritik am 
Liberalismus fokussieren. Als Vertreter einer liberalen Position wurde Lob-Hüdepohl erwähnt, welcher 
Selbstbestimmung zur Fundamentalnorm der Sozialen Arbeit erklärt. Dem gegenüber steht Beck, wel-
cher anhand der Individualisierungsdebatte die Fokussierung auf den Wert Selbstbestimmung kritisiert 
und sich vermehrt für gemeinschaftliche Werte wie Partizipation und soziale Integration einsetzt.  
 
Wenn nun eine Gewichtung der beiden Position erfolgen soll, ist die Frage ausschlaggebend, welche sich 
besser mit dem im Berufskodex und im systemischen Paradigma verankerten Gegenstands- und Werte-
wissen der Sozialen Arbeit vereinbaren lässt. Sie bilden den ethischen und theoretischen Bezugsrahmen 
der vorliegenden Arbeit. Dieser Schritt ist notwendig, um darauf aufbauend die Bedeutung der Werte 
Selbstbestimmung, Partizipation und soziale Integration für die Soziale Arbeit ableiten zu können und 
eine Gewichtung der konkurrierenden Werte vorzunehmen. 
 
Die Analyse hat ergeben, dass Fremdbestimmung in Form von Beeinflussung durch die Stützperson aus 
berufsethischer Sicht problematisch ist. Dies vor allem deshalb, weil die gestützt kommunizierende Per-
son aufgrund der neu gewonnenen Kommunikationsfähigkeit grundsätzlich zur Selbstbestimmung fähig 
ist, diese im Falle von Beeinflussung aber nicht wahrnehmen kann. Gleichzeitig wurde jedoch auch deut-
lich, dass mit Selbstbestimmung, wie sie im Berufskodex definiert wird, keine absolute Selbstbestim-
mung gemeint ist. Vielmehr zeichnet sich der Wert durch Abhängigkeiten, wie der Orientierung an den 
menschlichen Bedürfnissen aus (vgl. AvenirSocial, 2010, S. 8). In der Kommunitarismus-Debatte wird ge-
nau diese Thematik aufgegriffen. Liberalistischen Positionen wird vorgeworfen, auf Distanz zu allen Vor-
stellungen einer guten Lebensführung zu gehen und Freiheit in erster Linie als Nichteinmischung des 
Staates zu verstehen. Der Staat soll Freiheitsräume mit Hilfe von Gesetzen zwar definieren und schüt-
zen, jedoch ohne Vorgaben dazu zu machen, wie die Freiheiten genutzt und gelebt werden sollen (vgl. 
Haus, 2003, S. 19ff.). Im Berufskodex, als auch im systemischen Paradigma lassen sich aber sehr wohl 
Angaben dazu finden, wie Freiheit gelebt werden soll und was ein gutes Leben ist. Demnach spricht sich 
die Soziale Arbeit klar gegen die ethische Neutralität des Staates aus. Vielmehr fordert sie eine Orientie-
rung an den menschlichen Bedürfnissen beim Ausleben von Selbstbestimmung (vgl. AvenirSocial, 2010, 





S. 8). Geht man von diesem Freiheitsverständnis aus, würde das bedeuten, dass gestützt kommunizie-
rende Personen nicht beliebig über sich bestimmen können, sondern dazu angehalten sind, sich bei Ent-
scheidungen an ihren Bedürfnissen zu orientieren. Die Soziale Arbeit unterstützt somit die Kritik von Sei-
ten des Kommunitarismus und setzt sich für eine gemässigte Form der Selbstbestimmung ein.  
 
Parallelen zwischen dem Kommunitarismus und der Sozialen Arbeit zeigen sich auch bezüglich des Men-
schen- und Gesellschaftsbildes. Im systemischen Paradigma wird der Mensch als Mensch-in-Gesellschaft 
umschrieben und soziale Probleme als Probleme fehlender Einbindung von Menschen in soziale Systeme 
definiert (vgl. Staub-Bernasconi, 2007, S. 174f.). Die Wichtigkeit von Gemeinschaft, wie sie im Kommuni-
tarismus propagiert wird, wird demnach auch im Menschen- und Gesellschaftsbild der Sozialen Arbeit 
deutlich. Der Mensch lebt nicht alleine, sondern immer in Abhängigkeit von anderen Menschen. Weiter 
wird im systemischen Paradigma auf die Notwendigkeit der Bedürfnisbefriedigung verwiesen, um Wohl-
befinden zu erreichen. Wohlbefinden wird zugleich als höchster Wert der Sozialen Arbeit definiert. Die 
Bedürfnisse können jedoch nicht beliebig befriedigt werden. Vielmehr sind Menschen bei der Bedürfnis-
befriedigung auf andere Menschen angewiesen (vgl. ebd., S. 181ff.). Dieses Angewiesen-Sein des Men-
schen auf andere Menschen wird mit der Fokussierung auf Gemeinschaft auch im Kommunitarismus 
deutlich. Inklusion im Sinne von Beteiligung, Mitsprache und Berücksichtigung wird im Kommunitaris-
mus als zentraler Wert genannt (vgl. Haus, 2003, S. 266ff.). Die soziale Natur des Menschen und seine 
Abhängigkeit von anderen Menschen bei der Bedürfnisbefriedigung werden demnach sowohl im Kom-
munitarismus als auch im systemischen Paradigma betont. Dies spricht für die Wichtigkeit der Werte 
Partizipation und soziale Integration für die Soziale Arbeit.  
 
Auch in der Individualisierungsdebatte wird die Relevanz der Werte Partizipation und soziale Integration 
gegenüber dem Wert Selbstbestimmung deutlich. Selbstbestimmung wird von Beck (1994, S. 12ff.) nicht 
nur als Chance, sondern zugleich als Last beschrieben. In einer von Individualisierung geprägten Gesell-
schaft, welche Selbstbestimmung zum höchsten Wert auserkort, seien Menschen ständig gezwungen, 
Entscheide zu fällen. Problematisch sei dabei vor allem die Tatsache, dass ihnen dadurch die volle Ver-
antwortung für ihr Handeln und die Gestaltung ihrer Biographie übertragen wird. Dies würde vor allem 
dann ersichtlich, wenn Menschen mit den an sie gestellten Anforderungen überfordert sind und schei-
tern. Verdeutlicht wurde dies am Beispiel der Assistenzbeiträge, welche mit der 6. IV-Revision eingeführt 
wurden. Dabei hat sich gezeigt, dass die Dominanz des Wertes Selbstbestimmung auch negative Konse-
quenzen für die Menschen haben kann und nicht immer die gewünschte Freiheit mit sich bringt. Die Fo-
kussierung auf den Wert Selbstbestimmung lässt schnell vergessen, dass Menschen, auch wenn sie viele 
Entscheide selber treffen, durch Merkmale wie soziale Herkunft, Geschlecht und Gesundheit beeinflusst 
sind (vgl. ebd. S. 12ff.). Ihre Chancen auf ein gelingendes Leben sind unterschiedlich, weshalb es aus 
Sicht der Sozialen Arbeit nie ausreicht, ihr Recht auf Selbstbestimmung zu betonen. Nicht umsonst wird 





in der Definition Soziale Arbeit die Soziale Gerechtigkeit und die Einhaltung der Menschenrechte als 
zentraler Bezugsrahmen genannt. Gerechtigkeit wird in der Sozialen Arbeit höher gewertet als Freiheit, 
da Freiheit herrschender Ungleichheit nicht entgegen zu wirken vermag (vgl. AvenirSocial, 2010, S. 8; 
AvenirSocial, 2011, S. 28).  
 
Die genannten Argumente machen deutlich, dass eine höhere Gewichtung des Wertes Selbstbestim-
mung gegenüber den Werten Partizipation und soziale Integration aus berufsethischer Sicht nicht be-
gründet werden kann. Anders sieht dies bezüglich der Werte Partizipation und soziale Integration aus. 
Die Orientierung an diesen Werten trägt massgeblich dazu bei, dass Menschen ihre Bedürfnisse besser 
befriedigen können. Damit stellt sie ein effektives Mittel dar, um herrschende Ungleichheit und Unge-
rechtigkeit zu vermindern und Menschen mit Kommunikationsbeeinträchtigungen ein gelingenderes Le-
ben zu ermöglichen. Dabei wird nicht verkannt, dass Selbstbestimmung ebenfalls ein wichtiger Wert der 
Sozialen Arbeit darstellt. Nicht umsonst, bezeichnet Obrecht (2006, S. 440) Selbstbestimmung als eines 
der 19 Bedürfnisse. Kritisiert wird nicht der Wert an sich, sondern dessen Dominanz gegenüber anderen 
Werten. Die Kontroverse um die gestützte Kommunikation macht diese Dominanz geradezu deutlich. 
Offenbar hat die starke Orientierung an liberalem Gedankengut in der Gesellschaft dazu geführt, dass 
bezüglich des Wertes Selbstbestimmung eine hohe Sensibilität besteht. Dem Risiko, dass es bei der An-
wendung der Methode zur Beeinflussung kommen könnte, wird die volle Aufmerksamkeit gewidmet. 
Dies zeigt sich u.a. daran, dass sich die Forschung im Bereich der gestützten Kommunikation grössten-
teils mit der Frage nach der Validation der Kommunikation beschäftigt (vgl. Janz, Klauss & Bayer, 2010, 
S. 10f.). Anders als bei anderen Methoden der unterstützten Kommunikation befindet sich die gestützte 
Kommunikation ständig im Rechtfertigungszwang. Die mögliche Einschränkung der Selbstbestimmung 
zu Gunsten anderer Werte wird nicht toleriert und geradezu problematisiert. Dabei wird vergessen, dass 
Selbstbestimmung alleine, den Menschen nicht zu einem gelingenden Leben verhilft. Was Menschen mit 
Kommunikationsbeeinträchtigungen in erster Linie brauchen, ist ein verbesserter Zugang zu ihren Mit-
menschen und der Gesellschaft. Nur so kann ihre Bedürfnisbefriedigung verbessert und Wohlbefinden 
erreicht werden. 
 
Die zentrale ethische Fragestellung ist damit beantwortet. Aus berufsethischer Sicht ist die Chance auf 
mehr Partizipation und soziale Integration höher zu werten, als die Gefahr der Fremdbestimmung. 
Schliesslich kann Wohlbefinden, als höchster Wert der Sozialen Arbeit nur durch einen verbesserten Zu-
gang zu den Mitmenschen und der Gesellschaft erreicht werden. 






6.1 Positionierung der Sozialen Arbeit im Sinne des 3. Mandates 
Ausgangspunkt für die vorliegende Arbeit bildet die Fragestellung, inwiefern die Anwendung der ge-
stützten Kommunikation aus berufsethischer Sicht vertretbar ist. Diese Fragestellung hat sich aus der 
Notwendigkeit ergeben, in der Kontroverse um die gestützte Kommunikation eine Positionierung der 
Sozialen Arbeit im Sinne des 3. Mandates zu erarbeiten. Das 3. Mandat wurde dabei in Anlehnung an 
Staub-Bernasconi formuliert und beinhaltet sowohl wissenschaftlich fundiertes Gegenstandswissen als 
auch berufsethisches Wissen. Um die Fragestellung beantworten zu können, wurde in den vorhergegan-
genen Kapiteln die berufsethischen Grundlagen der sozialen Arbeit unter Einbezug des Gegenstandswis-
sens aufgearbeitet. Danach wurde anhand des erarbeiteten Wissens und mit Hilfe des reflexiven Be-
gründungsverfahrens eine Analyse der gestützten Kommunikation vorgenommen. Als zentraler Teil der 
Analyse wurde die Frage bearbeitet, was höher zu bewerten ist: die Chance auf eine Verbesserung der 
Partizipation und sozialen Integration oder die Gefahr einer nicht aufgedeckten Fremdbestimmung.  
 
Aus der Analyse wurde ersichtlich, dass den Werten Partizipation und soziale Integration in der Sozialen 
Arbeit ein besonderer Stellenwert zukommt. Dieser ergibt sich in erster Linie aus der Gegenstandstheo-
rie. So erwies sich die Frage nach dem Menschen- und Gesellschaftsbild der Sozialen Arbeit, aber auch 
die Frage danach, was soziale Probleme eigentlich sind, als zentral, um die Bedeutung der Werte Partizi-
pation und soziale Integration zu ermitteln. Der Übergang vom Gegenstandswissen zum Wertewissen 
der Sozialen Arbeit gelang dabei über die Bedürfnistheorie. Eine möglichst vollständige Bedürfnisbefrie-
digung wurde als Voraussetzung für die Erreichung von Wohlbefinden, als höchster Wert der Sozialen 
Arbeit genannt. Gleichzeitig wurde darauf verwiesen, dass der Mensch bei der Bedürfnisbefriedigung 
auf andere Menschen angewiesen ist und sich soziale Probleme aus der unbefriedigenden Einbindung 
des Menschen in die sozialen Systeme seiner Umwelt ergeben (vgl. Staub-Bernasconi, 2007, S. 171ff.). 
Daraus wurde schliesslich die herausragende Bedeutung der Werte Partizipation und soziale Integration 
für die Soziale Arbeit abgeleitet. Partizipation und soziale Integration bilden die Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Bedürfnisbefriedigung und die Erreichung von Wohlbefinden als höchster Wert. 
 
Mit der Konzeptualisierung des Wertekonflikts anhand der Liberalismus-Kommunitarismus-Debatte 
wurde die besondere Bedeutung der Werte Partizipation und soziale Integration für die Soziale Arbeit 
weiter untermauert. Einerseits wurden zwischen dem Kommunitarismus und dem Gegenstands- und 
Wertewissen der Sozialen Arbeit viele Parallelen und Ähnlichkeiten festgestellt. Andererseits konnte an-
hand der kommunitaristischen Kritik am Liberalismus auch die Bedeutung des Wertes Selbstbestimmung 
genauer bestimmt werden. Dabei wurde deutlich, dass Selbstbestimmung als liberaler Wert in der Ge-
sellschaft tief verankert ist und eine Sensibilisierung bezüglich der Verletzung dieses Wertes besteht. Je-





doch wurde ebenfalls ersichtlich, dass die Soziale Arbeit von einem weniger dominanten Selbstbestim-
mungsbegriff ausgeht und diesen gegenüber anderen Werten nicht bevorzugt behandelt. Vielmehr wur-
de auch auf Probleme hingewiesen, die sich durch die Dominanz des Wertes Selbstbestimmung in der 
Gesellschaft ergeben können. So wurde beispielsweise das Unvermögen genannt, durch die Garantie 
von Freiheit, herrschende Ungleichheit und Ungerechtigkeit zu verhindern.  
 
Die zentrale ethische Fragestellung, welche als Teil der Analyse bearbeitet wurde, konnte damit beant-
wortet werden. Die Chance der Betroffenen auf eine erhöhte Partizipation und soziale Integration ist 
aus berufsethischer Sicht höher zu bewerten, als die Gefahr einer nicht offen gelegten Fremdbestim-
mung.  
 
Aus Sicht der Sozialen Arbeit besteht demnach ein klares Interesse daran, die gestützte Kommunikation 
weiterhin zu praktizieren. Sie hat sich als nützliches Instrument erwiesen, Probleme der Ausgrenzung, 
von welchen Menschen mit Kommunikationsbeeinträchtigungen besonders betroffen sind, entgegen-
zuwirken und für eine erfolgreichere Bedürfnisbefriedigung zu sorgen. Dass es bei der Anwendung der 
Methode zur Beeinflussung kommen kann, wurde auch aus Sicht der Sozialen Arbeit als problematisch 
bezeichnet. Da die gestützte Kommunikation in der Sozialen Arbeit jedoch nicht mit dem Ziel eingesetzt 
wird, eine möglichst valide Kommunikation zu garantieren, wird die Gefahr der Beeinflussung nicht be-
vorzugt behandelt. Der Chance auf eine erhöhte Partizipation und soziale Integration wird im Hinblick 
auf die Erreichung von Wohlbefinden, als höchster Wert, mehr Gewicht zugewiesen. Die Fragestellung, 
inwiefern die Anwendung der gestützten Kommunikation aus berufsethischer Sicht gerechtfertigt ist, ist 
damit beantwortet. Die Anwendung ist insofern gerechtfertigt, als dass sie dem eigentlichen Zweck 
dient, weshalb die gestützte Kommunikation in der Sozialen Arbeit eingesetzt wird: Die gestützte Kom-
munikation ermöglicht Menschen mit Kommunikationsbeeinträchtigungen einen einfacheren Zugang zu 
ihren Mitmenschen und den sie umgebenden sozialen und gesellschaftlichen Systemen. Dadurch kann 
ihre Bedürfnisbefriedigung verbessert und ihr Wohlbefinden erhöht werden.  
6.2 Bedeutung für die Praxis 
Überträgt man die gewonnenen Erkenntnisse auf die Praxis, wird man früher oder später mit der Tatsa-
che konfrontiert, dass die gestützte Kommunikation unterschiedlich angewandt wird und die Anwen-
dungen nicht immer den methodischen Vorgaben entsprechen. Die hier erarbeitete Positionierung baut 
jedoch auf diesen Vorgaben auf. Beispielsweise ist es äusserst wichtig, dass in der Praxis dem Grundsatz 
Rechnung getragen wird, dass die gestützte Kommunikation als letztes Mittel eingesetzt wird. So wäre 
es aus berufsethischer Sicht nicht vertretbar, mit einer Person gestützt zu kommunizieren, wenn sie 
über ausreichend andere, autonomere Kommunikationsmöglichkeiten verfügt oder das Potential be-
sitzt, diese zu erlernen. Indem auf eine andere Kommunikationsmethode ausgewichen wird, kann Beein-





flussung am effektivsten vorgebeugt werden, weshalb dies, wenn immer möglich, auch gemacht werden 
soll. Bevor die Anwendung der gestützten Kommunikation von Sozialarbeitenden in der Praxis gutge-
heissen wird, sollte demnach immer überprüft werden, ob diese methodengerecht angewandt wird. Ist 
dies der Fall, ist gegen deren Anwendung aus berufsethischer Sicht nichts einzuwenden. Mehr noch, 
kann von Sozialarbeitenden erwartet werden, sich im Sinne des 3. Mandates für deren Anwendung ein-
zusetzen, wann immer ein Klient oder eine Klientin darauf angewiesen ist. Die hier erarbeiteten Argu-
mente können für Sozialarbeitende nützlich sein, ihren Standpunkt berufsethisch und gegenstandstheo-
retisch zu begründen. Der Bedarf scheint diesbezüglich gegeben zu sein. Schmocker (Gespräch vom 17. 
April 2013) zufolge sind im vergangenen Jahr mehrere Anfragen von sozialen Institutionen bei der Ethik-
kommission von AvenirSocial eingegangen, die genau diese Thematik ansprechen. Offenbar besteht bei 
sozialen Institutionen eine Verunsicherung, ob und inwiefern die gestützte Kommunikation (weiterhin) 
angewandt werden soll. Es ist zu hoffen, dass die Ergebnisse dieser Arbeit dazu beitragen, Unsicherhei-
ten zu lösen und eine dem Bedarf angemessene Anwendung der Methode in der Praxis zu garantieren. 
 
Wünschenswert wären in diesem Zusammenhang auch weitere empirische Datensätze, die die genann-
ten Ergebnisse untermauern. So liegen beispielsweise nach wie vor kaum Daten vor, welche positive Be-
gleiterscheinungen der gestützten Kommunikation belegen. Diese wären jedoch notwendig, um den ge-
nannten Argumenten mehr Kraft zu verleihen und die gestützte Kommunikation in einem neuen Licht zu 
diskutieren.  
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A: Katalog menschliche Bedürfnisse nach Werner Obrecht 
I. Biologische Bedürfnisse, die der Organismus als ganzer, als Lebewesen, hat 
 
Nämlich 
1. Nach physischer Integrität d.h. nach Vermeidung von Verschmutzung, das Wohlbefinden reduzierenden (schmerzhaf-
ten) physikalischen Beeinträchtigungen (Hitze, Kälte, Nässe), Verletzungen, sowie der Exposition gegenüber (absichts-
voller) Gewalt;  
2. Nach den für die Autopoiese erforderlichen Austauschstoffen: 1. Verdaubarer Biomasse (Stoffwechsel); 2. Wasser 
(Flüssigkeitshaushalt); 3. Sauerstoff (Gasaustausch); 
3. Nach Regenerierung;  
4. Nach sexueller Aktivität und nach Fortpflanzung. 
 




5. Nach wahrnehmungsgerechter sensorischer Stimulation durch a) Gravitation, b) Schall, c) Licht, d) taktile Reize (sen-
sorische Bedürfnisse);  
6. Nach schönen Formen in spezifischen Bereichen des Erlebens (Landschaften, Gesichter, unversehrte Körper (ästheti-
sche Bedürfnisse; Bedürfnisse nach ästhetischem Erleben);  
7. Nach Abwechslung/Stimulation (Bedürfnis nach Abwechslung); 
8. Nach assimilierbarer orientierungs & handlungsrelevanter Information: a. nach Information via sensorischer Stimula-
tion (Bedürfnis nach Orientierung) b. nach einem der gewünschten Information angemessenen Code (Bedürfnis nach 
(epistemischem) “Sinn”, d.h. nach dem Verstehen dessen, was in einem und um einen herum vorgeht und mit einem 
geschieht, insofern man davon Kenntnis hat (vgl. 8.a)). Im Bereich des bewussten Denkens entspricht diesem Bedürf-
nis das Bedürfnis nach subjektiver Sicherheit/Gewissheit bzw. nach «Überzeugung» in den subjektiv relevanten Fra-
gen); 
9. Nach subjektiv relevanten (affektiv besetzten) Zielen und Hoffnung auf Erfüllung (Bedürfnis nach subjektivem ”Sinn”);  
10. Nach effektiven Fertigkeiten, (Skills), Regeln und (sozialen) Normen zur Bewältigung von (wiederkehrenden) Situatio-
nen in Abhängigkeit der subjektiv relevanten Ziele (Kontroll‐ oder Kompetenzbedürfnis); 
 
III. (biopsycho)soziale Bedürfnisse, d.h. Bedürfnisse, die sich auf die Beziehung des Organismus zu seiner 
sozialen Umwelt beziehen 
 
Nämlich 
11. Nach bindenden Beziehungen und emotionaler Zuwendung (Liebe, Freundschaft, aktiv & passiv) (Liebesbedürfnis);  
12. Nach spontaner Hilfe (Bedürfnis zu helfen);  
13. Nach sozial(kulturell)er Zugehörigkeit durch Teilnahme (Mitgliedschaft in Familie, Gruppe Gesellschaft (Sippe, Stamm, 
“Ethnie”, Region, Nationalstaat) (Mitglied zu sein, heisst, Rechte zu haben, weil man Pflichten erfüllt) (Mitglied-
schaftsbedürfnis); 
14. Nach Unverwechselbarkeit (Bedürfnis nach biopsychosozialer Identität) 
15. Nach relativer Autonomie (Autonomiebedürfnis);  
16. Nach sozialer Anerkennung (Funktion, Leistung, «Rang») (Anerkennungsbedürfnis); 
17. Nach (Austausch-)Gerechtigkeit (Gerechtigkeitsbedürfnis); 
18. Nach Fairness; 
19. Nach Kooperation. 
 
Werner Obrecht (2006, S. 440) 





B: Definition der Sozialen Arbeit 
 
1. Die Profession Soziale Arbeit fördert den sozialen Wandel, Problemlösungen in zwischenmenschli-
chen Beziehungen sowie die Ermächtigung und Befreiung von Menschen mit dem Ziel, das Wohlbe-
finden der einzelnen Menschen anzuheben.  
2. Indem sie sich sowohl auf Theorien menschlichen Verhaltens als auch Theorien sozialer Systeme 
stützt, vermittelt Soziale Arbeit an den Orten, wo Menschen und ihre sozialen Umfelder aufeinander 
einwirken. 
3. Für die Soziale Arbeit sind die Prinzipien der Menschenrechte und der sozialen Gerechtigkeit fun-
damental. 
 
AvenirSocial (2010, S. 8) 





C: Erklärung der Studierenden 
 
 
 
 
